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I. Motivation und Grundlagen der Nationalen Wasserstrategie

I. 1. Warum brauchen wir eine Nationale Wasserstrategie?

Wasser ist Grundlage allen Lebens. Quellen, Bache, Fliisse, Seen, Grundwasser, Feuchtgebiete und
Meere sind Lebensraum fiir eine Vielzahl von Pflanzen und Tieren. Der Zugang zu sauberem Trinkwas-
ser ist aullerdem als ein Menschenrecht. Daher ist Wasser keine libliche Handelsware, sondern ein
Gut, das geschitzt und sorgsam behandelt werden muss. Wir nutzen es fiir unsere Erndhrung und die
tagliche Hygiene, als Energiequelle, Betriebsmittel und Transportmedium, fir Industrie und Landwirt-
schaft sowie flir Erholung und Tourismus. Der Sektor Wasser (Wasserversorgung, Abwasserbehand-
lung) zahlt in Deutschland zu den Kritischen Infrastrukturen (KRITIS).

Wir sind in Deutschland bislang daran gew6hnt, dass Wasser jederzeit in hoher Qualitat und beliebiger
Menge verfligbar ist. Aber die Ressource Wasser ist auch bei uns zunehmenden Gefahrdungen ausge-
setzt. Bekannte Ursachen hierfiir (wie Verschmutzung und nicht nachhaltige Nutzungen) verdndern
sich (z. B. Arzneimittel und Mikroplastik) und fihren zu neuen Herausforderungen. Diese werden durch
die Klimakrise verstarkt, die flaichendeckend, allerdings regional unterschiedlich ausgepragte Auswir-
kungen auf den Wasserhaushalt hat. Der sechste Sachstandbericht des Intergovernmental Panel on
Climate Change (IPCC) zeigt, dass bereits ein Temperaturanstieg um 1,1°C zu negativen Folgen (z.B.
Extremereignisse) und damit verbundenen Verlusten und Schaden fiir Natur und Menschen gefiihrt
hat. Klimaszenarien prognostizieren heilere und trockenere Sommer, eine Abnahme der Boden-
feuchte und mittel- bis langfristig gesehen sinkende Grundwasserspiegel, vor allem fiir Regionen, die
bereits jetzt sinkende Grundwasserstinde verzeichnen.! Darunter leiden landwirtschaftliche Kulturen
und Griinland ebenso wie der Wald und andere Okosysteme sowie geschiitzte Arten und Lebens-
raume. Gleichzeitig werden Starkregen und Uberflutungen hiufiger, im Winter fillt Schnee seltener.
Die Klimakrise hat somit gravierende Folgen fiir die Wasserverfiigbarkeit, das Risiko von Ubernutzun-
gen ist damit deutlich gestiegen. Alle Wassernutzungen in Stadt und Land und deren Wasserbedarf
missen daher laufend an die verdnderten Bedingungen angepasst werden.

Dazu kommt eine zweite umweltpolitische Herausforderung: die Belastungen der Gewdsser durch Nit-
rat, Phosphat und eine Vielzahl anderer Stoffe. Diese Belastungen gefdahrden ihren 6kologischen Zu-
stand und machen die Gewinnung und Bereitstellung von Wasser in einer fiir seine vielfaltigen Nut-
zungen erforderlichen Qualitat und Menge immer aufwandiger.

Auch Entwicklungen wie der demografische Wandel Verdnderungen im Lebensstil und den Wechsel-
beziehungen zwischen Stadt und Land, wirtschaftsstrukturelle Entwicklungen, einschlieBlich der Digi-
talisierung, sowie Landnutzungsanderungen insgesamt wirken sich auf die Wasserressourcen und die
Wasserwirtschaft aus.

Im Nationalen Wasserdialog, den das BMUV und das UBA zwischen Oktober 2018 und Oktober 2020
durchgefihrt haben, wurden die vielfiltigen Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft* mit Fach-
leuten der betroffenen Sektoren diskutiert, strategische Ziele formuliert und erste Ideen fiir Lésungen
entwickelt.2 Zudem haben zufillig ausgewéahlte Biirgerinnen und Biirger aus verschiedenen Regionen
Deutschlands in einem Birgerratschlag Forderungen und Empfehlungen an die Bundespolitik formu-
liert, die im Wesentlichen in der Nationalen Wasserstrategie aufgegriffen werden. 3 Beide Dialogpro-
zesse haben den Bedarf fiir eine Nationale Wasserstrategie bestatigt und wichtige Impulse fir die Er-
arbeitung dieser Strategie geliefert. Das BMUV legte daraufhin im Juni 2021 seinen Entwurf fir eine

! Wunsch, A., Liesch, T., Broda, S.Deep learning shows declining groundwater levels in Germany until 2100 due to climate
change.(2022) Nature Communications, 13 (1), art. no. 1221.

2 Die Dokumentation dieses Prozesses findet sich unter https://www.bmu.de/wasserdialog.

3 Die Dokumentation dieses Prozesses findet sich unter https://dialog.bmu.de/bmu/de/process/54586.
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Nationale Wasserstrategie 2050 vor. Auf dieser Grundlage ist die nun vorgelegte Nationale Wasserstra-
tegie 2050 der Bundesregierung entstanden, in die im Rahmen eines Anhérungsverfahrens erneut Vor-
schldage und Hinweise der Lander und Verbande eingeflossen sind.

Die aktuellen und zukiinftigen Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft” sind groR. Sie erfordern
erhebliche Investitionen, z. B. in die Anpassung der Wasserinfrastruktur®. Zur Sicherstellung von aus-
reichend Wasser in guter Qualitit fiir menschliche Nutzungen und die Okosysteme bedarf es eines
integrativen Ansatzes. Die Auswirkungen menschlichen Handelns auf die Wasserressourcen bzw. die
Gewasser sollen kinftig in allen Lebens-, Wirtschafts- und Politikbereichen beriicksichtigt werden.
Diese Integration gelingt nur gemeinsam mit allen Akteur*innen. Um eine Ubernutzung der Wasser-
ressourcen auch zukilnftig zu vermeiden, bedarf es einer gesellschaftlichen Verstandigung tber Art
und Umfang der zuldssigen Nutzungen. Es bedarf gleichzeitig der Planung und Umsetzung von MaR-
nahmen zur Starkung und Erhéhung des Wasserdargebotes zur nachhaltigen Deckung dieser Bedarfe
(Quantitat, Qualitat; Verfligbarkeit, Zuverlassigkeit, Resilienz). Die auch fiir den Menschen wichtigen
Okosystemleistungen” der Wasserdkosysteme sind dabei zu beriicksichtigen und dauerhaft zu gewéahr-
leisten.

Die Umsetzung der Nationalen Wasserstrategie wird sich nicht immer ohne Konflikte mit anderen ge-
sellschaftlichen Interessen und Zielen verwirklichen lassen. Die Strategie erkennt diese Konflikte an
und zeigt Mittel und Wege auf, um mit diesen konstruktiv umzugehen bzw. diese aufzuldsen.

Die Bundesregierung verfolgt das Ziel, die Strategie im Rahmen der jeweiligen (finanz-)verfassungs-
rechtlichen Zustdndigkeiten gemeinsam mit Landern und Kommunen und anderen Akteur*innen der
Wasserwirtschaft sowie der wassernutzenden Akteure umzusetzen. Alle in der Strategie genannten
oder sich aus ihr ergebenden MalRnahmen im Bereich des Bundes sind im Rahmen der in den jeweiligen
Einzelplanen des Bundeshaushalts zur Verfligung stehenden finanziellen und personellen Ressourcen
umzusetzen.

Die Nationale Wasserstrategie spricht deshalb nicht nur die Behorden in Bund, Landern und Kommu-
nen an, sondern richtet sich bewusst an alle betroffenen gesellschaftlichen Akteur*innen. Ziel der Stra-
tegie ist es, alle Krafte zu mobilisieren und zu biindeln, sodass die entscheidenden Schritte getan wer-
den, um den langfristigen Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft? und die Wasserressourcen so-
wie fiir die WasserstraRen zu begegnen.

Die Nationale Wasserstrategie tragt deshalb auch dazu bei, den besonderen Wert des Wassers starker
ins Bewusstsein sowohl der Biirger*innen als auch der Entscheidungstrager*innen auf allen politischen
Ebenen und in der Gesellschaft zu riicken.

Die Nationale Wasserstrategie formuliert eine konkrete Vision fir die Zukunft, daraus abgeleitete
Handlungsbedarfe (“Was ist zu tun?“) und Aktionen in zentralen strategischen Themenfeldern. Ausge-
hend von einem Verstandnis der starken Nachhaltigkeit, nach dem der Erhalt der natirlichen Lebens-
grundlagen die Basis sozialer und wirtschaftlicher Nachhaltigkeit? darstellt, sind 6kologische, soziale
und wirtschaftliche Aspekte in die Betrachtung eingeflossen.

Die Nationale Wasserstrategie stellt die Vorsorge in den Mittelpunkt:

¢ Vorsorge als Daseinsvorsorge: Alle Birger*innen und anderen wesentlichen Wassernutzenden (ge-
werbliche Wirtschaft, Landwirtschaft, etc.) sollen auch in Zukunft auf eine sichere, die Bedlirfnisse
angemessen deckende, bezahlbare und leistungsfahige Wasserversorgung und Abwasserentsor-
gung zahlen kénnen — jederzeit und lberall. Sie sollen sich auRerdem auf ein effektives Risiko- und
Krisenmanagement bei Extremereignissen wie Starkregen oder Wasserknappheit verlassen kon-
nen. Die Nutzung von Gewassern als Transportweg und flr die Energieversorgung sollte gewahr-
leistet sein.
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» Vorsorge fiir Tiere und Pflanzen: Gesunde Gewisser, wasserbasierte Okosysteme und ein funkti-
onsfahiger Wasserhaushalt sind zentrale Voraussetzungen fir den Erhalt der Vielfalt unserer Tier-
und Pflanzenwelt und unserer Erndhrungssicherung.

¢ Und schlieBlich Vorsorge fiir kiinftige Generationen: Auch ihnen soll eine nachhaltige Nutzung der
Gewadsser und des Grundwassers moglich sein. Dies bedeutet, u.a. ein verantwortungsvoller men-
genmalliger Umgang mit dem verfligbaren SiiBwasser, die konsequente Nutzung aller Méglichkei-
ten, den Wasserverbrauch zu verringern sowie eine weitgehende Reduzierung von Schadstoffein-
tragen.

Die Nationale Wasserstrategie ist kein alleinstehendes Instrument, sondern muss im europdischen und
globalen Kontext gesehen werden. Sie wird die Umsetzung des EU-Wasserrechts und einschlagiger
multilateraler Ubereinkommen unterstiitzen. Das gilt auch fiir die Nachhaltigkeitsziele der Agenda
2030 fir nachhaltige Entwicklung der Vereinten Nationen (Agenda 2030), sowie fiir die zu deren Um-
setzung ergriffenen Initiativen wie z. B. die UN-Dekade ,, Wasser fiir eine nachhaltige Entwicklung” so-
wie die UN-Dekade ,Zur Wiederherstellung von Okosystemen“. Die EU Ratsschlussfolgerungen (19.
November 2021) ,Wasser in den Auswartigen Beziehungen” bekennen sich zum verstarkten Engage-
ment der EU im Bereich Wasser durch grenziiberschreitende Zusammenarbeit als Instrument fiir Frie-
den, Sicherheit und Stabilitdt sowie zur Unterstltzung des Global Accelerator Frameworks (GAF) von
UN Water zur schnelleren Umsetzung Nachhaltigkeitsziels 6 ,Sauberes Wasser und Sanitareinrichtun-
gen” (SDG 6). Es geht in der Nationalen Wasserstrategie auch darum, wie wir in Deutschland zu einem
nachhaltigen Umgang mit Wasser und Gewassern in anderen Landern und zur Verwirklichung der Men-
schenrechte auf sauberes Wasser und Sanitdrversorgung international beitragen kénnen.

Die Nationale Wasserstrategie ist vernetzt mit einer Reihe anderer nationaler Strategien der Bundes-
regierung und tragt zu deren Umsetzung bei, zum Beispiel der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie, der
Nationalen Sicherheitsstrategie, dem Klimaschutzplan 2045, dem Klimaschutzprogramm 2030, der
Deutschen Anpassungsstrategie an den Klimawandel, der BMEL-Waldstrategie 2050, dem Nationalen
Strategieplan Aquakultur 2021 — 2030 des Bundes und der Lander (NASTAQ), der Moorschutzstrategie,
der Bund-Lander-Zielvereinbarung zum Klimaschutz durch Moorbodenschutz, der Deutschen Strategie
zur Starkung der Resilienz gegeniiber_Katastrophen (Resilienzstrategie), der Nationalen Strategie zum
Schutz Kritischer Infrastrukturen (KRITIS-Strategie), den Vorarbeiten zu einem nationalen Wiederher-
stellungsplan von Okosystemen, der Spurenstoffstrategie, der Nationalen Biodiversititsstrategie
(NBS), dem Aktionsprogramm Natiirlicher Klimaschutz und dem Bundesprogramm ,Blaues Band
Deutschland®, der Zukunftsstrategie Forschung und Innovation, dem WeiBbuch Stadtgriin und dem
Bundesprogramm zur Anpassung urbaner Raume an den Klimawandel. Fiir eine erfolgreiche Umset-
zung der Nationalen Wasserstrategie werden laufend neueste Forschungsergebnisse bendtigt und u.a.
aus der Ressortforschung und dem Forschungsprogramm der Bundesregierung (z. B. ,,Wasser: N - For-
schung und Innovation fiir Nachhaltigkeit”) bertcksichtigt.

Die Nationale Wasserstrategie bezieht sich in erster Linie auf Herausforderungen und Handlungserfor-
dernisse, die den Schutz und die Nutzung der Binnengewadsser und des Grundwassers betreffen, ein-
schlieBlich der relevanten Auswirkungen des Meeresspiegelanstiegs bezogen auf Deichinfrastruktur
und Niederungsentwasserung. Den Schutz der Meere adressiert diese Strategie nur im Hinblick auf
solche MalRnahmen, die in den Einzugsgebieten der in die Meere entwéassernden Binnengewdsser er-
griffen werden miissen, um Ziele des Meeresschutzes umzusetzen, bzw. einen unverzichtbaren Beitrag
zur Erreichung dieser Ziele zu leisten. Dabei geht es im Wesentlichen um MaRnahmen zur Reduzierung
der Eintrage von Nahr- und Schadstoffen sowie von Kunststoffabfallen aus den Einzugsgebieten in die
Meere. Der Schutz der Meere in seiner Gesamtheit, insbesondere im Hinblick auf die aus ihrer Nutzung
resultierenden Belastungen, wird dagegen Gegenstand einer separaten Meeresstrategie sein.
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I. 2. Zeitrahmen und Evaluierung

Der Zeitrahmen fiir die Realisierung der in der Strategie formulierten Vision (siehe Il. 4.) und strategi-
schen Ziele reicht von heute bis ins Jahr 2050. Ab sofort sind grundlegende Schritte notwendig, um die
Ziele zu erreichen. In dem Aktionsprogramm der Nationalen Wasserstrategie werden konkrete Mal3-
nahmen benannt, die in den nachsten Jahren schrittweise bis zum Jahr 2030 ergriffen werden sollen.
Damit wird auch den zeitintensiven Planungs- und Umsetzungszeiten bei Infrastrukturprojekten sowie
den langen Zeitraumen bis zur Wirksamkeit von MalRnahmen Rechnung getragen. Das Aktionspro-
gramm wird im Laufe der Jahre evaluiert, aktualisiert und fortgeschrieben.

Erfolgskontrolle ist Teil des Verdanderungsprozesses. Sie tragt wesentlich zur Bewertung der Wirksam-
keit der Strategie und der unterstiitzenden Aktionen bei. Auch die Akzeptanz und Umsetzung im ge-
sellschaftlichen, politischen und wirtschaftlichen Kontext liefert Hinweise flir den Erfolg der Nationalen
Wasserstrategie. Die Bundesregierung wird zur Koordinierung und Begleitung der Umsetzung der Stra-
tegie eine Interministerielle Arbeitsgruppe unter Beteiligung der Lander einsetzen, die zukinftig alle
sechs Jahre (analog zum Rhythmus der Bewirtschaftungsplane nach Wasserrahmenrichtlinie) einen
Bericht zur Umsetzung der Nationalen Wasserstrategie vorlegen wird. Dieser wird in kompakter Form
Uber den Umsetzungsstand der im Aktionsprogramm enthaltenen Aktivitaten informieren.

I. 3. Grundprinzipien der Strategie
Die Nationalen Wasserstrategie orientiert sich an den Vorgaben des Foderalismus sowie den folgenden
Leitprinzipien des Umweltrechts:

e Dem Vorsorge- und dem Verursacherprinzip, wie sie in Art. 191 Abs. 2 des Vertrags liber die
Arbeitsweise der Europaischen Union verankert sind. Dort heift es: ,Die Umweltpolitik der
Union zielt unter Beriicksichtigung der unterschiedlichen Gegebenheiten in den einzelnen Re-
gionen der Union auf ein hohes Schutzniveau ab. Sie beruht auf den Grundsatzen der Vorsorge
und Vorbeugung, auf dem Grundsatz, Umweltbeeintrachtigungen mit Vorrang an ihrem Ur-
sprung zu bekampfen, sowie auf dem Verursacherprinzip.” GemaR dem Vorsorgeprinzip” sol-
len Umweltschaden nach Maoglichkeit vermieden werden, also nicht erst zur Entstehung ge-
langen. Das setzt das frihzeitige Erkennen und Bewerten von Risiken in Verbindung mit
menschlichen Aktivitaten voraus, um die Risiken durch geeignete Mallnahmen zu minimieren.
So sind z. B. schon bei der Entwicklung von Produkten, der Planung von Investitionen oder der
Zulassung von Chemikalien die moglichen Umweltrisiken zu beriicksichtigen. Eine Vorausset-
zung hierfir ist die Gewinnung, Bereitstellung und Vernetzung von Informationen und Daten.
GemaRk dem Verursacherprinzip” hat derjenige, auf dessen Verhalten eine Umweltbelastung
zurtickzufiihren ist, auch fiir die Kosten ihrer Beseitigung oder ihres Ausgleichs einzustehen.*
Voraussetzung hierfiir ist u. a. eine rechtliche eindeutige Zuordnung der Umweltverantwort-
lichkeit fur die von Produkten entlang ihrer Lebenszyklen und von menschlichen Aktivitaten
ausgehenden Auswirkungen auf Gewasser z. B. durch die Regelung einer erweiterten Herstel-
lerverantwortung nach den MaRstdben geltenden EU-Rechts, die alle Hersteller, die Produkte
auf dem europaischen Markt anbieten, einbezieht. Die Instrumentenpalette zur anteiligen Kos-
tenanlastung ist breit und reicht von ordnungsrechtlichen Anforderungen bis zu Abgabenl6-
sungen wie der Abwasserabgabe oder Wasserentnahmeentgelten. Auch das Gemeinlastprin-
zip#, das in jeder Regelung steckt, die nicht zu einer vollstandigen Internalisierung der externen
Kosten fiihrt>ist fiir die Nationale Wasserstrategie von Bedeutung, etwa dort, wo z. B. MaR-
nahmen zur Wiederherstellung von Okosystemleistungen (natiirlicher Hochwasserschutz,

4 Kloepfer, Umweltrecht in Deutschland, https://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-
f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupld=252038.

5 UBA-Texte 73/2015, (S. 97), ,,Gerechtigkeit im Umweltrecht”, https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/378/publikationen/texte_73 2015 gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf.
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Wasserrickhalt in der Flache, Selbstreinigungsfahigkeit von Gewassern, Erhalt von wasserab-
hangigen Habitaten) durch die Allgemeinheit finanziert werden.

Die klassische Prinzipientrias des Umweltrechts vervollstandigt das Kooperationsprinzip. Es
drickt die Erkenntnis aus, dass Umweltschutz allein von staatlicher Seite zum Scheitern verur-
teilt ist und daher nur ein moglichst enges Zusammenwirken des Staates und der Gesellschaft,
d. h. mit den Subjekten seiner Rechtsordnung, effektiven Umweltschutz hervorbringen kann.
Umweltschutz ist daher auch der Gesellschaft anvertraut. Das Kooperationsprinzip zielt auf die
Beteiligung der betroffenen Blirger*innen und der Wirtschaft in Form von Information und
Partizipation, mithin auf Befahigungs- und Chancengerechtigkeit. Ein konsensuales Vorgehen
unter Bericksichtigung einer ausgewogenen Zusammenarbeit erhoht die Akzeptanz der Ent-
scheidungen und verbessert, insbesondere im Hinblick auf den eingebrachten Sachverstand,
den Informationsgrad bei allen Beteiligten. Zum Tragen kommt das Kooperationsprinzip z. B.
im Rechtssetzungsverfahren in Form von Konsultationsverfahren und bei Umweltvereinbarun-
gen.® Die Nationale Wasserstrategie setzt deshalb fiir ihnre Umsetzung auf die Zusammenar-
beit mit den Akteursgruppen, auf Dialogformate und macht Vorschlage fiir die eine starkere
Beteiligung in Planungs- und Entscheidungsprozessen.

Seit einigen Jahren gesellt sich zur klassischen Prinzipientrias ein vierter Grundsatz hinzu: das
Integrationsprinzip. Dieses verpflichtet — tGber das traditionell noch weitgehend medial bzw.
sektoral ausgerichtete deutsche Umweltrecht hinausgehend — zum Schutz der Umwelt in ihrer
Gesamtheit. In diesem Sinne ist die Nationale Wasserstrategie darauf ausgerichtet, Synergien
mit anderen umweltpolitischen Regelungsbereichen zu nutzen und Beitrage anderer Politik-
bereiche zur Realisierung der in der Strategie formulierten Ziele zu benennen.’”

Das Nachhaltigkeitsprinzip zielt darauf, die natirlichen Lebensgrundlagen der Erde dauerhaft
zu sichern und allen Menschen jetzt und in Zukunft ein Leben in Wirde zu ermdéglichen. Zur
Erreichung der Agenda 2030 und ihrer 17 Ziele fir nachhaltige Entwicklung (Sustainable Deve-
lopment Goals, SDGs) sind bei allen Entscheidungen wirtschaftliche Leistungsfahigkeit, der
Schutz der natirlichen Lebensgrundlagen sowie soziale Gerechtigkeit und gleichberechtigte
Teilhabe unter Bericksichtigung systemischer Wechselwirkungen sowie technologischer und
gesellschaftlicher Innovationen zusammenzudenken. Bei einem sich abzeichnenden Verfehlen
der Nachhaltigkeitsziele sind die Staatengemeinschaft und die Gesellschaften gefordert gegen-
zusteuern.®

Nach dem Subsidiaritatsprinzip ist eine staatliche Aufgabe nur dann einer héheren Verwal-
tungs- und Entscheidungsebene zu libertragen, wenn dies fiir die Aufgabenerfillung und Ziel-
erreichung nachweisliche Vorteile gegeniiber einer Aufgabenzuordnung auf die darunterlie-
genden Ebenen erwarten lasst. Die Nationale Wasserstrategie soll dazu beitragen, die Wahr-
nehmung der Aufgaben auf den jeweils geeigneten bzw. zustdndigen Ebenen zu unterstitzen
bzw. zu verbessern, z. B. durch die Orientierungshilfen und Leitlinien, Beratungsangebote, Be-
reitstellung und Vernetzung von Informationen und Daten und ggfs. FérdermaRnahmen.
Dem Grundsatz der kommunalen Daseinsvorsorge” entsprechend ist es Aufgabe und Recht
der Kommunen und Kreise, grundlegende, fiir das menschliche Dasein notwendige wirtschaft-

6 UBA-Texte 73/2015, (S. 84), ,,Gerechtigkeit im Umweltrecht”, https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/378/publikationen/texte_73 2015_gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf.

7 Kloepfer, Umweltrecht in Deutschland, https://www.kas.de/c/document_library/get_file?uuid=45c5f490-

f212-96fb-8894-84c2fee510dd&groupld=252038.

8 Deutsche Nachhaltigkeitsstrategie — Weiterentwicklung 2021, (S. 367), https://www.bundesregierung.de/re-

source/blob/998006/1873516/3d3b15cd92d0261e7a0bcdc8f43b7839/2021-03-10-dns-2021-finale-langfas-

sung-nicht-barrierefrei-data.pdf?download=1.
UBA-Texte 73/2015, (S. 98), ,,Gerechtigkeit im Umweltrecht”, https://www.umweltbundesamt.de/si-
tes/default/files/medien/378/publikationen/texte_73 2015 gerechtigkeit_im_umweltrecht.pdf.
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liche, soziale und kulturelle Dienstleistungen fiir alle Blirger*innen bereitzustellen und im Rah-
men der Gesetze in kommunaler Selbstverwaltung zu regeln. Die kommunale Daseinsvor-
sorge” im Wasserbereich meint die Versorgung der Menschen mit einwandfreiem Trinkwasser,
auch im o6ffentlichen Raum, die Wasserversorgung offentlicher, gewerblicher, landwirtschaft-
licher und sonstiger Nutzer und die ordnungsgemalie Entsorgung des Abwassers. Hierfiir stellt
eine intakte Umwelt mit funktionierenden Okosystemen und ihren Okosystemleistungen eine
Grundvoraussetzung dar, deren Sicherung sich mit zunehmender Umweltbelastung zu einer
immer drangenderen Aufgabe entwickelt. In Erganzung hierzu ist die Starkung der Resilienz
der Wasserinfrastrukturen eine weitere wesentliche Grundvoraussetzung zur Gewahrleistung

der kommunalen Daseinsvorsorge.

I. 4. Was ist unsere Vision und Mission fiir 20507

Im Rahmen des zweijahrigen Nationalen Wasserdialogs haben die Teilnehmer*innen Vorschlage fur
eine gemeinsame Vision fiir die Wasserwirtschaft” im Jahr 2050 sowie eine Mission fiir deren Realisie-
rung erarbeitet. Wegen der breiten Zustimmung, die diese Vorschlage im Nationalen Wasserdialog
erfahren haben, sollen diese Vision und Mission mit wenigen redaktionellen Anderungen der Nationa-

len Wasserstrategie als Leitgedanken vorangestellt werden.
Vision 2050

Der Schutz der natiirlichen Wasserressourcen und der nachhaltige Umgang mit Wasser in Zeiten
des globalen Wandels sind in Deutschland in allen Lebens- und Wirtschaftsbereichen zum Wohle
von Mensch und Umwelt verwirklicht.

Mission 2050

Wasser in ausreichender Menge und guter Qualitat ist eine essenzielle Lebensgrundlage fir
Mensch und Natur und fiir das soziale und wirtschaftliche Handeln der Menschen. Diese wert-
volle Ressource ist fiir die jetzige und fiir nachfolgende Generationen zu erhalten. Der langfris-
tige, dauerhafte Schutz des Wassers als Lebensraum und als zentrales Element fiir viele Okosys-
teme ist daher eine wichtige Aufgabe unserer Gesellschaft. Das gilt insbesondere vor dem Hin-
tergrund der fortschreitenden Klimakrise, weltweit knapper werdender Wasserressourcen und
der zu erhaltenden Kohlenstoff-Speicherfunktion von Feuchtgebieten.

Die Gewasser miissen daher so bewirtschaftet werden, dass ihre Funktionsfahigkeit und Wider-
standskraft erhalten bleiben und nach Mdglichkeit verbessert, wiederhergestellt und, wo er-
reicht, langfristig gesichert werden. Das betrifft u. a. einen naturnahen Wasserhaushalt” und
natlirlichere Strukturen. Die Auswirkungen der Klimakrise und die Erfordernisse zum Schutz der
Biodiversitat missen zwingend beriicksichtigt werden. Das erfordert einen starker integrativen
und systemischen Ansatz fiir die Gewasserbewirtschaftung®. Dieser muss die Lebensraumfunk-
tionen mit den unterschiedlichen fiir den Menschen erforderlichen oder von ihm gewtinschten
Nutzungen in Einklang bringen, unter sich dynamisch andernden Rahmenbedingen. Mit diesem
Ansatz soll erreicht werden, dass

* das Vorsorgeprinzip” und das Verursacherprinzip” in allen wasserabhingigen Sektoren kon-
sequenter umgesetzt werden;

e Gewasser und wasserabhangige Biotope als vielfiltige Lebensraume in einem naturnahen
Zustand® erhalten bleiben oder unter Beriicksichtigung der gesellschaftlichen Nutzungen
dahin entwickelt werden und der Wasserhaushalt? so gering wie méglich beeintrichtigt ist;
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¢ die zukiinftige wasserwirtschaftliche” Daseinsvorsorge* (Trinkwasserversorgung, Abwasser-
entsorgung) fir den Menschen in Stadt und Land gesichert ist, also eine nachhaltige, ange-
passte wasserbezogene Infrastruktur zur Verfligung steht;

e schadliche Eintrage von Schadstoffen und Kunststoffabfdllen vermieden bzw. verringert
werden und es u. a. Uber effiziente nachhaltige Verfahrensweisen und Techniken gelingt,
vom Menschen verursachte Belastungen von Gewadssern auf ein geringfiigiges MaR zu re-
duzieren;

e eine Verbesserung des Zustands der Gewasser und der Wasserressourcen erzielt sowie
Ubernutzungen und Verschlechterungen der Gewisser und Wasserressourcen vermieden
werden und es, auch unter Bericksichtigung der Auswirkungen der Klimakrise gelingt, Was-
serverfligbarkeit und Wasserverbrauch im Sinne eines nachhaltigen Umgangs in Einklang
zu bringen, um u.a. dem Absinken der Grundwasserstande entgegenzuwirken.

e Vorsorge fir Mensch, Tier und Umwelt getroffen wird, einschlieRlich der Vermeidung bzw.
Verringerung von Schaden durch Extremereignisse und

e eine nachhaltige Nutzung von Energie und Ressourcen gewahrleistet ist.

Ein solcher Systemansatz reicht Giber den aktuellen Wirkungsbereich der Wasserwirtschaft” hin-
aus und sollte Akteur*innen anderer gesellschaftlicher Bereiche (wie Land- und Forstwirtschaft,
Fischerei und Aquakultur, Schifffahrt, Industrie, Gewerbe, Tourismus/Freizeit, Naturschutz und
Forschung) mit ihren Verantwortlichkeiten und Handlungsmaoglichkeiten einbeziehen und deren
Interessen berlicksichtigen. Dabei ist zu beachten, dass Deutschland im Wesentlichen eine vom
Menschen gestaltete Kulturlandschaft ist und eine vollstandige Wiederherstellung des natrli-
chen Zustands aufgrund der historischen, aktuellen und zukiinftigen Nutzungen der Gewasser
nicht moglich ist.

Die Nationale Wasserstrategie adressiert die aus diesem Ansatz resultierenden Forderungen an
die Gesellschaft insgesamt ebenso wie an die Wasserwirtschaft” und andere betroffene Sekto-
ren und die Politik. Sie zeigt Optionen sowie Chancen fiir eine dauerhaft nachhaltige Entwick-
lung auf. Zudem gibt sie den Rahmen fiir vorsorgeorientierte und verursachungsgerechte Lo-
sungen wie auch fiir notwendige regulatorische, rechtliche und strukturelle Anpassungen vor.
Uber die nationalen Fragestellungen hinaus umreiflt die Nationale Wasserstrategie den Beitrag
Deutschlands bei der weltweiten Umsetzung der Ziele der Agenda 2030.

I. 5. Die Nationale Wasserstrategie im Kontext europadischer und internationaler Ziel-

setzungen, Entwicklungen und Prozesse

Die Verwirklichung eines nachhaltigen Wassermanagements im Sinne der oben formulierten Vision
und Mission ist ohne die Bertlicksichtigung von Entwicklungen auf EU- und internationaler Ebene nicht
moglich. Unser Umgang mit der Ressource Wasser und den Gewassern wird maBgeblich von einem
EU-Regelungsrahmen bestimmt, den es umzusetzen, aber auch weiterzuentwickeln und zu gestalten
gilt. Die Bewirtschaftung” unserer internationalen Flussgebiete muss im engen Zusammenwirken mit
unseren Nachbarn erfolgen.

Die Nationale Wasserstrategie knlipft an den geltenden EU-Rechtsrahmen an und will einen Beitrag
zur Erreichung der darin definierten Ziele leisten. Sie will aber auch Orientierung geben, wo der EU-
Rechtsrahmen — auch jenseits des eigentlichen Wasserrechts — weiterentwickelt werden muss, um die
in den folgenden Kapiteln, zu ausgewahlten strategischen Themen, formulierten Visionen realisieren
zu kénnen. Denn haufig sind die erforderlichen MaRnahmen nur auf europaischer Ebene sinnvoll um-
setzbar oder liegen nicht in der (alleinigen) Regelungskompetenz der einzelnen Mitgliedstaaten. Die
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Vorlage der Nationalen Wasserstrategie fallt in eine Phase, in der auch auf EU-Ebene Vorschlage und
Ziele zur strategischen Ausrichtung in zentralen Regelungsbereichen (Landwirtschaft und Farm-to-Fork
Strategie, Biodiversitit, intakte Okosysteme, natiirliche KlimaschutzmaRnahmen, Chemikalien, Kreis-
laufwirtschaft und Ressourcenschutz, Anpassung” an den Klimawandel, Umsetzung des EU-Klimage-
setzes inkl. des 55-%-Minderungsziels fir Treibhausgasemissionen bis 2030 und der Treibhausgasneut-
ralitat bis 2045) formuliert sind sowie im Rahmen tbergeordneter Strategien (z.B. Null-Schadstoff-Ak-
tionsplan, Chemikalienstrategie fiir Nachhaltigkeit etc.) intensiv diskutiert werden, die auch fiir das
nachhaltige Wassermanagement von groRer Bedeutung sind. Auch die EU-Mission ,,Gesunde Ozeane
und Gewasser” zielt auf die Wiederherstellung, den Schutz und die Erhaltung der Gesundheit der Ge-
wasser in Europa durch Forschung, Innovation und Investition ab. Die Nationale Wasserstrategie leistet
zu diesen Zielen einen Beitrag.

Der mit unserem Wirtschaften und unserem Konsumverhalten verbundene WasserfuRabdruck® ist
Ausdruck einer immer starker vernetzten Welt, in der bei uns getroffene Entscheidungen Auswirkun-
gen auf die Wasserressourcen und die Gewasser in anderen Landern und Regionen haben, die es zu
berlicksichtigen gilt. Auf internationaler Ebene vereinbarte Prinzipien, wie die Menschenrechte auf
Zugang zu sicherem Trinkwasser und angemessener Sanitarversorgung, und die wasserbezogenen glo-
balen Zielsetzungen, wie sie insbesondere in der Agenda 2030 formuliert sind, sind zentrale Orientie-
rungspunkte fiir die Nationale Wasserstrategie.

Die in der Agenda 2030 formulierten wasserbezogenen Zielsetzungen, die im Jahr 2015 von den Mit-
gliedstaaten der Vereinten Nationen beschlossen wurden, sind zwar fir Deutschland in vielen Punkten
im Wesentlichen erreicht. Dennoch bestehen auch in Deutschland trotz unbestreitbarer Fortschritte
noch Defizite, z. B. beim Schutz und der Verbesserung der Gewasserokosysteme bzw. gewasserabhan-
gigen Okosysteme oder der weiteren Reduzierung der Gewésserbelastung durch Stoffeintrage. Die Na-
tionale Wasserstrategie setzt auch hier an.

Daruber hinaus soll die Nationale Wasserstrategie einen Beitrag zur weltweiten Umsetzung der Ziele
der Agenda 2030 leisten. Sie zeigt Wege auf, den WasserfuRabdruck? Deutschlands zu reduzieren, und
weist auf notwendige Schritte zur Verbesserung der multilateralen Strukturen zur Unterstitzung einer
beschleunigten Umsetzung der globalen Nachhaltigkeitsziele im Wasserbereich hin. Von besonderer
Bedeutung ist dabei ein Gbergreifender Ansatz, der die Wechselbeziehungen zwischen den 17 (SDGs)
aufgreift und dabei sicherstellt, dass niemand zurilickgelassen wird (Leave No One Behind - LNOB). So
tragt die Umsetzung von SDG 6 zur Realisierung vieler anderer Nachhaltigkeitsziele wie des SDG 2 (Kein
Hunger), des SDG 3 (Gesundheit und Wohlergehen) oder des SDG 11 (Nachhaltige Stadte und Gemein-
den) bei, ist andererseits aber stark von Fortschritten z. B. bei SDG 7 (Bezahlbare und saubere Energie)
oder SDG 12 (Nachhaltige/r Konsum und Produktion) abhangig. Auch das SDG 13 (MaRnahmen zum
Klimaschutz) hat einen engen Zusammenhang zum Thema Wasser. Neben der Erreichung der SDGs gilt
es, durch ein nachhaltiges Wasserressourcenmanagement zur Umsetzung der Ziele des Pariser
Klimaabkommens beizutragen.

Il. Das ist zu tun — zehn strategische Themen:

Herausforderungen, Vision und Transformation zu einer nachhaltigen
Wasserwirtschaft

Die Herausforderungen fiir die Wasserwirtschaft sind vielfiltig und komplex. Entsprechend komplex
und miteinander verzahnt sind die Losungsansatze und Handlungsoptionen fiir die Transformation zu
einer zukunftsfesten Wasserwirtschaft?. Die Nationale Wasserstrategie erhebt nicht den Anspruch,
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diese Komplexitat vollstandig abzubilden und aufzuldsen. Sie fokussiert sich auf zehn strategische The-
men (Abbildung 1), die die zentralen Herausforderungen und Handlungsbedarfe aufgreifen, wie sie
auch im Nationalen Wasserdialog thematisiert wurden. Zu diesen zehn Themen werden im Folgenden
jeweils die Herausforderungen, die Vision fir das Jahr 2050 sowie wesentliche Schritte zur Verwirkli-
chung dieser Vision dargelegt. Die strategischen Themen sind bewusst so gesetzt, dass sie Herausfor-
derungen und Losungsansatze sektor- bzw. handlungsfeldiibergreifend adressieren. Einzelne wasser-
wirtschaftlich zentrale Themen wie etwa das Hochwasserrisikomanagement, die Vorsorge gegen Tro-
ckenheit oder die Gewahrleistung eines guten Zustands der Gewdasser sowie der wasserwirtschaftli-
chen Daseinsvorsorge werden daher unter verschiedenen strategischen Themen aus jeweils unter-
schiedlichen Perspektiven angesprochen und die unter den verschiedenen strategischen Themen vor-
geschlagenen MaRnahmen missen in Kombination gesehen werden. In einem ersten Aktionspro-
gramm werden konkrete MaRnahmen genannt.

14



Abbildung 1: Die zehn strategischen Themen der Nationalen Wasserstrategie
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II. 1. Den naturnahen Wasserhaushalt schiitzen, wiederherstellen und dauerhaft si-
chern — Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeugen

Basisinformationen®

Die erneuerbaren Wasserressourcen umfassen in Deutschland im langjahrigen Mittel
176 Mrd. m3. In den letzten Jahren lagen sie aber zum Teil deutlich darunter, z. B. lediglich
116 Mrd. m? in den Jahren 2018 und 2020. Ein Vergleich der 30-Jahres Zeitraume 1961 bis
1990 und 1991 bis 2020 zeigt eine Abnahme der im langjahrigen Mittel erneuerbaren Wasser-
ressourcen in Deutschland um 12 Mrd. m3. 1°

Die Wasserentnahmen erfolgen in Deutschland durch die Energieversorgung (44,2 %), den
Bergbau (und das verarbeitende Gewerbe (26,8 %)), die 6ffentliche Wasserversorgung (26,8
%) und die Landwirtschaft (2,2 %). Insgesamt haben diese Nutzergruppen rund 20 Mrd. m3
Wasser aus den Grund- und Oberflichengewdssern entnommen (Stand: 2019). Dabei ent-
nimmt die Offentliche Wasserversorgung zu rund 70 % Grund- und Quellwasser, wihrend die
Energieversorgung tiberwiegend Flusswasser nutzt!!.

Bisher trat in Deutschland kein flichendeckender Wassermangel (,, Wasserstress”) auf. Von
Wasserstress spricht man, wenn die Wasserentnahmen 20 Prozent der langfristig erneuerba-
ren Wasserressourcen (Wasserdargebot) liberschreiten. Trotz des insgesamt ausreichenden
Wasserdargebots gibt es teilweise deutliche regionale Defizite in der Wasserverfligbarkeit und
der Bodenfeuchte in den Friihjahrs- und Sommermonaten, mit erheblichen Auswirkungen auf
die Natur, die Land- und Forstwirtschaft sowie Fischerei- und Aquakultur. Infolge der Klima-
krise zeichnet sich eine deutliche Zunahme von Trockenjahren ab.

Die Landwirtschaft (inklusive Aquakultur) nutzte 2019 rund 445 Mio.m3 Wasser aus eigener
Gewinnung, die Wasserentnahmen der Landwirtschaft betrugen 2019 2,2 % der Gesamtwas-
serentnahmen in Deutschland.

Der Bedarf an Bewasserungswasser in der Landwirtschaft und im Gartenbau ist aufgrund der
bisherigen klimatischen Bedingungen in Deutschland geringer als in vielen anderen Regionen
der Welt bzw. Europas. Mit dem anlaufenden Klimawandel hat sich der Bewdsserungsbedarf
in den letzten Jahren jedoch erhdht. Er kdnnte nach Berechnungen in Nordrhein-Westfalen —
bei Beibehaltung derzeit angebauter Kulturen - bis ins Jahr 2100 um das 20-fache steigen. Im
Nordosten Niedersachsens geht man bei unverdanderten landwirtschaftlichen Praktiken von ei-
nem 30-prozentigen Anstieg der benoétigten Wassermenge bis zum Ende des Jahrhunderts aus,
der dann nicht mehr nur aus Grundwasser gedeckt werden kénnte. *2

Im Sommerhalbjahr zeigt sich seit 1961 ein signifikanter Riickgang der mittleren Abflusshéhe
an 80 Uber die Flussgebiete in Deutschland verteilten Messstellen. Dies deutet auf eine Veran-
derung der sommerlichen Wasserverfiigbarkeit hin.

Das Wasserhaushaltsgesetz bindet die Zulassung von Gewasserbenutzungen an den Erhalt der
Funktionsfahigkeit des Wasserhaushaltes und enthélt entsprechende allgemeine Sorgfalts-
pflichten.

Wasserentnahmen, Drainagen, Gewasserausbau, Bodenverdichtung, standortunangepasste
Bewirtschaftung und die umfangreiche Versiegelung von Flachen lberpragen und beeintréach-

® Die in den Basisinformationen dargestellten Informationen finden sich mit allen Quellen im wissenschaftlichen
Hintergrund zur Strategie (siehe UBA-Texte 86/2021).

10 https://www.umweltbundesamt.de/daten/wasser

11 Die Wasserentnahmen stehen hier im Fokus. Die Entnahme von Kiihlwasser fiir die Energieversorgung ist in
die Betrachtung einzubeziehen, da auch diese bei Niedrigwasser eingeschrankt sein kénnen.

12 KWRA 2021 (UBA), Seite 257

16



435

440

445

450

455

460

465

470

475

480

Nationale Wasserstrategie

tigen den natirlichen Wasserhaushalt?; der Ausbau von FlieRgewé&ssern fihrte in der Vergan-
genheit zu erhohten und schnelleren Abfliissen, steigerte neben anderen Faktoren die Hoch-
wassergefahr bei den Unterliegern, wirkt der Wasserriickhaltung entgegen und beeintrachtigt
die Okologie und natiirliche Dynamik von FlieRgewé&ssersystemen.

e Zwei Drittel der Flussauen in Deutschland stehen bei Hochwasser nicht mehr als Uberschwem-
mungsflachen zur Verfligung. An den groRen Fliissen existieren an vielen Abschnitten nur noch
10-20 % der ehemaligen Auen.

e Ein naturnaher Landschaftswasserhaushalt ist essenziell fiir alle Gewasser, Feuchtgebiete und
Moore; hier bestehen direkte Verbindungen zur Klimakrise (z. B. Kohlendioxid- und Metha-
nemissionen bei Mineralisation durch Austrocken) sowie zur Biodiversitat.

e Etwa 45 % der Siedlungs- und Verkehrsflachen in Deutschland sind versiegelt. Die Bodenver-
siegelung beeintrachtigt wichtige Bodenfunktionen, die Infiltrationskapazitat und die Grund-
wasserneubildung. 2017 bis 2020 wurden im Mittel (gleitender Vierjahresschnitt) in Deutsch-
land taglich 54 ha pro Tag fir Siedlungen und Verkehr neu in Anspruch genommen, d.h. bisher
unbeplanter Boden wurde planungsrechtlich neu als Siedlungs- und Verkehrsflache ausgewie-
sen. Ziel der Bundesregierung gemaR der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie® ist es, den Fla-
chenverbrauch fiir Siedlung und Verkehr bis 2030 auf unter 30 ha pro Tag zu reduzieren.

e Flachenbedarfe fiir die Grundwasserneubildung, den Wasserriickhalt und Hochwasserschutz,
fur die Gewéasserentwicklung” und fir die Trinkwassergewinnung bieten oftmals ein hohes Sy-
nergiepotenzial mit dem Naturschutz, extensiver Aquakultur sowie fiir Freizeit und Erholung
und konkurrieren gleichzeitig z. T. mit den Flaichenbedarfen anderer Nutzungen wie, Siedlung,
Energie, Industrie, Verkehr sowie Landwirtschaft.

e Anhaltende Niedrigwasserperioden haben deutliche negative Auswirkungen auf die Gewas-
serdkologie, die Wassergiite- und Wassermengenwirtschaft, die Wasserversorgung, die Ener-
giewirtschaft, die Binnenschifffahrt und die Fischerei. Daraus ergibt sich die volkswirtschaftli-
che Bedeutung von Niedrigwasser.

e Laut Bericht des Weltklimarats IPCC machen die Emissionen aus Binnengewassern fast ein Drit-
tel der aus natirlichen Quellen freigesetzten Treibhausgase aus. Die globale Erwarmung sowie
die Eutrophierung begiinstigen die Methanbildung in Gewdssern. Durch mikrobielle Prozesse
kann das Methan zum Teil im Gewadsser abgebaut werden. Wird Methan emittiert, so ist es,
trotz seiner wesentlich geringeren Verweildauer in der Atmosphare um ein Vielfaches treib-
hauswirksamer als CO,. Die Reduktion der Methanemissionen kann daher einen wichtigen Bei-
trag fur das Erreichen der Klimaziele leisten.

Was sind die Herausforderungen?

Seit den Dirreereignissen in den Sommermonaten 2018, 2019, 2020 und 2022 sind das Wasserdarge-
bot, die Wassernutzungen* und die méglichen Zielkonflikte um die Ressource Wasser auch in Deutsch-
land starker in den Fokus der o6ffentlichen Wahrnehmung geriickt. Aufgrund der derzeitigen Rahmen-
bedingungen, insbesondere der Auswirkungen der Klimakrise auf die Quantitat und auch die Qualitat
des Wassers, wird es zukinftig notwendig sein, sektoreniibergreifende, gemeinsame Lésungsanséatze
zu entwickeln, um unter Berlicksichtigung regionaler Unterschiede mittel- und langfristig Nutzungs-
konkurrenzen und Zielkonflikten um Wasserressourcen vorzubeugen. Ein méglichst naturnaher?, regi-
onaler Wasserhaushalt wird eine wichtige Voraussetzung fiir ein stabiles Wasserdargebot und fir die
Sicherung der 6kologischen Belange sein.

Der Wasserhaushalt” umfasst Niederschlag, Verdunstung, Speicherung und Abfluss. Der Bodenzustand
und die Grundwasserneubildung spielen dabei eine wichtige Rolle. Der Wasserhaushalt wird durch die
Landnutzung und die Nutzung der Wasserressourcen, z. B. durch Wasserentnahmen, Gewasserausbau
oder durch HochwasserschutzmalRnahmen wie Deiche sowie durch die Entwadsserung von minerali-
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schen Boden und Moorbdéden (z. B. durch Drainagen oder Entwasserungsgraben) sowie nicht stand-
ortangepasste Bewirtschaftung stark beeinflusst und verdandert. Diese Entwicklungen beeintrachtigen
auch die Fahigkeit des Bodens, der wasserabhingigen Okosysteme und der Gewisser, Treibhausgase
zu speichern, bzw. beglinstigen deren Freisetzung.

Zusatzlich wirkt sich die Klimakrise auf den Wasserhaushalt? aus und fiihrt zu Verdnderungen von Nie-
derschlag, Verdunstung, Speicherung und Abfluss. Die Auspragung der Folgen der Klimakrise ist regio-
nal sehr unterschiedlich, z. B. hinsichtlich des Grundwasserdargebots. Von dauerhaft sinkenden
Grundwasserstanden sind insbesondere Regionen betroffen, in denen eine (saisonal) geringe und ggf.
durch die Klimakrise weiter zuriickgehende Grundwasserneubildung mit einem steigenden Wasserbe-
darf und einem insgesamt vergleichsweise kleinen Grundwasservorkommen einhergeht.

Beeintrachtigungen der Grundwasserneubildung, z. B. aufgrund von Entwdasserung von Feuchtgebie-
ten und Mooren, Nutzungsanderungen und Bodendegradation (Humusverlust, Verdichtung, Erosion
durch Wasser und Wind, Verlust der Biodiversitat, Versiegelung), wirken sich ebenfalls negativ auf den
Wasserhaushalt aus.

Ein Wasserhaushalt? in naturnaher? Auspragung erméglicht den Béden, Feuchtgebieten, Gewissern
und der Vegetation besser mit langer anhaltenden Trockenperioden zurechtzukommen. Er tragt dazu
bei, dass auch die mit der Verdunstung in Bezug stehenden Okosystemleistungen, bspw. der Hitzemin-
derung in Stadten, ausreichend erflllt werden kénnen.

Fiir die Sicherung oder Erreichung eines glinstigen Erhaltungszustands nach FFH-Richtlinie fiir wasser-
abhangige Lebensraumtypen des Anhangs | ist ein (annahernd) naturnaher Wasserhaushalt essenziell,
erhebliche Beeintrachtigungen sind unzuldssig (FFH-Richtlinie, Verschlechterungsverbot Art.6).

Die Bodentrockenheit, die niedrigen Grundwasserstande und die niedrigen Wasserstande in den Flis-
sen in den vergangenen Sommern hatten erhebliche 6kologische Auswirkungen und fihrten zu starken
Beeintrachtigungen gewésserabhingiger Okosysteme und betrafen direkt verschiedene wirtschaftli-
che Sektoren wie Landwirtschaft, Forstwirtschaft, Fischerei, Energieproduktion, Schifffahrt und Indust-
rie. Regional ergaben sich in Einzelfdllen Konflikte zwischen der landwirtschaftlichen Bewdsserung in
Konkurrenz zur Trinkwasserversorgung. Die erhohte Wasserentnahme aus Fliissen und Seen fiihrte
stellenweise zu negativen Auswirkungen auf ihren 6kologischen Zustand. Im Zuge der Klimakrise ist
mit einer Zunahme von Extremereignissen wie Starkregen in den Sommermonaten und mit einer po-
tenziellen Zunahme von langanhaltenden Trockenperioden zu rechnen. Es kommt zu einer gednderten
Niederschlagsverteilung Uber das Jahr und zu langeren Vegetationsperioden mit hoheren Verduns-
tungsverlusten (Evapotranspirationsverlusten). Entsprechend stark werden die Grundwasserkorper
belastet, einerseits durch die Wasserentnahme, andererseits dadurch, dass in solchen Phasen kaum
noch Bodenwasser zur Wiederauffillung und Regeneration des Grundwassers zur Verfiigung steht.
Diese Entwicklungen kdnnen zu erschwerten klimatischen Bedingungen fiir die Erhaltung und Renatu-
rierung vieler natiirlicher Okosysteme und insbesondere von wassergepragten Lebensrdumen wie
Mooren fiihren, da nasse Bedingungen entscheidend fiir die erfolgreiche Ansiedelung von wasserab-
hangigen Arten sind. Unter diesen Bedingungen kann auch fiir natlrlicherweise niederschlagsabhan-
gige Okosysteme, wie Hoch- und Niedermoore, ein Wasserbedarf fiir die Erhaltung sowie fiir Renatu-
rierungsvorhaben entstehen. Daher zeichnet sich auch eine Haufung von Nutzungskonkurrenzen und
Zielkonflikten hinsichtlich der knapper werdenden verfligbaren Wassermenge ab.

Wassernutzungskonflikte sind kiinftig dort zu erwarten, wo Konkurrenzen zwischen unterschiedlichen
Nutzungen um die verfliigbare Wassermenge bestehen, die aus Grund- und Oberflachengewdassern
entnommen werden kann. Solche Konflikte treten innerhalb einer Nutzungsart (z.B. Kithlwasser) oder
zwischen verschiedenen Nutzungsarten auf (6ffentliche Wasserversorgung, landwirtschaftliche Be-
wasserung, Aquakultur, Renaturierungs-/Wiederverndssungsvorhaben, Naturschutz/6kologischer
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Mindestwasserabfluss, Mindestabfluss/grundwasserabhingige Okosysteme, Lebensmittelwirtschaft,
Mineralwasserforderung, Wasserbedarf der Industrie und Energiewirtschaft). Insbesondere in Phasen
niedriger Abflisse in den Oberflachengewassern flihren Wasserentnahmen zu Konfliktsituationen mit
der Schifffahrt und dem Gewasser- und Naturschutz (6kologische Mindestabfliisse) sowie der Fische-
rei.

Konflikte konnen weiterhin durch die Verschlechterung der Wasserqualitaten durch diffuse und aus
Punktquellen stammende Eintrage entstehen, die dazu fiihren, dass entnommenes Wasser nicht mehr
oder nur mit erheblichem Aufwand fiir anderen Nutzungen verfligbar gemacht werden kann. Solche
Zielkonflikte kénnen sich zwischen der Trinkwasserversorgung und der Landwirtschaft ergeben, wenn
z2.B. Diinge- oder Pflanzenschutzmitteln!® aus der Landwirtschaft in das Grundwasser und auch die
Oberflachengewdsser gelangen, und dies zu einer Erh6hung von Aufwand und Kosten fir die Wasser-
aufbereitung fiihrt. Ahnliches gilt fiir Zielkonflikte zwischen Abwasserbehandlung und Trinkwasserver-
sorgung, da auch Einleitungen aus Klaranlagen zur Eutrophierung der Oberflachengewasser beitragen
koénnen.

Hinzu kommen Konflikte durch unterschiedliche Nutzungen der Gewasser aufgrund unterschiedlicher
Anforderungen an die Wasserqualitat, an die Wassermenge oder an den Wasserstand, beispielsweise
der Gewahrleistung der Schiffbarkeit gegeniiber dem Schutz und Wiederherstellung von Auen sowie
dem Hochwasserschutz.

Bedeutung haben zudem Flachennutzungskonkurrenzen am Gewasser: So werden die Flachen an den
Gewadssern als Pufferzonen (Gewasserrandstreifen) oder fiir die Erhaltung und Wiederherstellung na-
turnaher Gewadsserstrukturen (Gewdasserentwicklung) und Auen, die damit Hochwasserschutz gewéahr-
leisten, benotigt. Vielfach werden solche Flachen auch fiir die Landwirtschaft, die Verkehrsinfrastruk-
tur und die Siedlungsentwicklung gebraucht. SchlieBlich kénnen auch Konkurrenzen um Fldachen an
Gewadssern zwischen Gewasserentwicklung und Nutzungen wie Erholung, Freizeit, Sport oder Touris-
mus entstehen. Es sind auBerdem vermehrt raumliche Nutzungskonflikte im Untergrund zu erwarten,
etwa zwischen dem Schutz der Grundwasserressourcen, der Nutzung von Geothermie (insbesondere
Temperaturbelastung des Grundwassers) oder der Anlage unterirdischer Speicher fir Wasser und
Energie, moglicherweise auch von abgeschiedenem COs,.

Die verschiedenen Nutzungskonkurrenzen kénnen sich Gberlappen und dabei die Konfliktsituation ver-
scharfen und individuell oder kombiniert v. a. negative Auswirkungen auf die Gewasserdkologie und
die Okosystemleistungen haben.

Zum Erhalt oder zur Wiederherstellung eines moglichst naturnahen Landschaftswasserhaushalts (z. B.
von Gewadssern oder groRen Feuchtgebieten/Mooren) ist das Wassermanagement eines gesamten
Einzugsgebiets zu betrachten und so anzupassen, dass Treibhausgasemissionen dabei vermieden wer-
den, der Wasserhaushalt resilient gegenliber den Auswirkungen des Klimawandels ist und sich im Ein-
klang aller Nutzenden entwickelt. Ein solches Vorhaben bedarf umfassender Abstimmung zwischen
verschiedenen Akteuren und setzt Kompromissbereitschaft voraus.

Der Boden ist von entscheidender Bedeutung fiir den Wasserhaushalt, da ein gesunder Boden Wasser
wie ein Schwamm aufnehmen, in der Flache halten und ins Grundwasser weiterleiten kann und so
Hochwasser abmildert sowie als Puffer dient, der die Auswirkungen von Trockenheit fiir Pflanzen, auf
Grundwasserstande und auf die Trinkwasserversorgung zeitweise abfedern kann. Die Bodenbewirt-
schaftung sollte daher verstarkt darauf ausgerichtet werden, neben der natiirlichen Klimaschutzleis-
tung der Bdden, die Funktionen fiir den Wasserhaushalt zu stirken sowie die Bodenbiodiversitat* zu

13 UBA/BMUV - Auswertung , Die Wasserrahmenrichtlinie - Gewasser in Deutschland 2021 - Fortschritte und

Herausforderungen”
,https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/die-wasserrahmenrichtlinie-gewaesser-in-deutschland“
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erhalten und zu fordern. Die Funktionen des Bodens sind nach Bundesbodenschutzgesetz und der EU-
Bodenstrategie fiir 2030, zu sichern oder wiederherzustellen. Der rechtliche Rahmen sollte u.a. mit
Blick auf den Beitrag zur Gewahrleistung eines funktionierenden Wasserhaushalts iberprift werden.

Vision — Naturnaher Wasserhaushalt im Jahr 2050

Der naturnahe” Wasserhaushalt ist so weit wie moglich hergestellt, wobei der Erhalt der natirlichen
Bodenfunktionen gegeben ist, der Riickhalt des Wassers in der Flache gestarkt ist und der Flachenver-
brauch sowie die Bodenversiegelung minimiert sind.

Der Wasserhaushalt aller Oberflachengewasser ist weitest moglich an den natiirlichen Gegebenheiten
ausgerichtet; die Unterhaltung der FlieRgewdasser erfolgt mit dem Ziel der naturnahen Entwicklung und
unterstitzt die Wasserriickhaltefunktion der Aue (Retentionsflachen). Die Nutzung der Grundwasser-
korper ist nachhaltig - es wird nicht mehr Grundwasser entnommen, als langfristig natiirlich neugebil-
det wird. Eine weitere Absenkung der Grundwasserspiegel findet nicht statt.

Die Boden in den unterschiedlichen Landnutzungen sind in einem guten Zustand und erfiillen somit
ihre natiirlichen Bodenfunktionen. Bodendegradation ist durch standortangepasste Bewirtschaftung”
verringert, der Bodenabtrag in die Oberflaichengewasser dadurch weitestgehend reduziert. Ein stand-
ortangepasster Humusgehalt und eine hohe Bodenbiodiversitit tragen zu einer hohen Wasserspei-
cherkapazitat und zur Bindung von Kohlenstoff bei. Bodenverdichtung ist durch den Einsatz standort-
angepasster Technik weitgehend minimiert. Die Versieglung ist durch die Reduzierung des Flachenver-
brauchs fiir Siedlung und Verkehr deutlich zuriickgegangen. Der Ubergang zur Flichenkreislaufwirt-
schaft ist erreicht. Es werden netto keine neuen Flachen fiir Siedlungen und Verkehr mehr bean-

sprucht.

Dazu existieren Leitbilder fiir einen naturnahen, gebietsspezifischen Wasserhaushalt auf Teileinzugs-
gebietsebene, die die Anpassung an die Auswirkungen der Klimakrise und das Ziel der Treibhausgas-
neutralitdt 2045 (Beitrag zum natirlichen Klimaschutz) beriicksichtigen und Nutzungsbedarfe ange-
messen reflektieren. Eine nachhaltige Nutzung der Wasserressourcen halt Schaden und Auswirkungen
der globalen Erwdarmung und deren Extreme, fir Menschen und Natur gering. Die regional Verant-
wortlichen fiihren ein kontinuierliches Monitoring der Wasserentnahmen und des Wasserdargebots
durch und schaffen so die Basis zur Vermeidung einer Ubernutzung der Wasserressourcen (risikoba-
sierter Ansatz).

Potenzielle und existierende Synergien” und Nutzungskonflikte werden transparent und nachvollzieh-
bar dargestellt. Synergien werden durch vorausschauende und integrierte Planung maximiert, Zielkon-
flikten bei der Nutzung von Wasserressourcen wird vorausschauend begegnet. Fiir den Fall langanhal-
tender Trockenperioden sind regionale Wassernutzungsprioritaten zwischen den Verantwortlichen
auf den verschiedenen Ebenen und auch mit den Nutzer*innen auf der Basis festgelegter Kriterien
abgestimmt und allen transparent kommuniziert.

Die friihzeitige Integration aller Belange und ein gemeinsamer Aushandlungsprozess im Vorfeld der
Entscheidung iber mogliche MalRnahmen sind gelebte Praxis fiir die regionale Bewirtschaftung des
Wasserdargebots. Eine starke und kompetente Wasserwirtschaftsverwaltung trifft unter Bericksichti-
gung aller Betroffenen und Belange die Entscheidungen hinsichtlich der quantitativen Entnahmen. Als
Orientierungsrahmen fiir solche Entscheidungen liegt eine bundesweit abgestimmte Leitlinie vor, die
auch Regeln und Kriterien fir eine transparente Entscheidungsfindung durch die zustandigen Stellen
in Knappheitssituationen hinsichtlich deren Priorisierung enthalt. Die 6ffentliche Wasserversorgung
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hat weiterhin einen zentralen Stellenwert fir die Gewahrleistung der wasserwirtschaftlichen Daseins-
vorsorge® zur vorrangigen Sicherung der Versorgung der Bevélkerung mit Trinkwasser. Alternative
Wasserressourcen — z. B. Grau- und Brauchwassernutzung, aufbereitetes kommunales Abwasser —
werden zur Schonung knapper SiRwasserressourcen unter Bericksichtigung von Gesundheits- und
Umweltschutzaspekten in regionale Wassernutzungskonzepte einbezogen.

Der Wasserbedarf der Okosysteme ist fest- und sichergestellt. Industrielle und landwirtschaftliche Be-
darfe werden bei der Ausbalancierung der Wasserentnahmen beriicksichtigt. Alle Wassernutzer sind
sich ihrer Verantwortung als Wassernutzer bewusst. Anforderungen an die effiziente Wassernutzung
in allen Sektoren sind etabliert, um sorgsam und sparsam mit den knappen Wasserressourcen umzu-
gehen und Nutzungskonflikte vorausschauend zu vermeiden. Die effiziente Wassernutzung ist die Vo-
raussetzung fir Entnahmegenehmigungen.

Die Landwirtschaft begrenzt Bewasserungsbedarfe und tragt dazu bei, die Infiltrationsleistung und
Wasserspeicherkapazitdt von Boden zu erhdhen. Dies erfolgt durch geeignete Anbaumethoden und
Kulturen sowie entsprechende Fruchtfolgen. Verbliebene Bewdasserungsbedarfe werden wasserspa-
rend mit effizienter Bewasserungstechnik (z. B. Tropfbewdsserung) umgesetzt.

Der Natiirliche Klimaschutz und die damit verbundene Stirkung der Okosysteme und deren Funktion
als Kohlenstoffspeicher und —senken, verbunden mit einer sorgsamen Nutzung der Wasserressourcen
tragt wesentlich zur Erreichung des Ziels der Treibhausgasneutralitat bis zum Jahr 2045 bei. Dabei wer-
den ebenfalls die Folgen der Klimakrise auf den Wasserhaushalt, wie Hoch- und Niedrigwasser, aber
auch veradnderte Grundwasserstdnde berlcksichtigt und sind fester Bestandteil der Bewirtschaf-
tungs*plane und MaRnahmenprogramme. Die Wasserqualitdt in Bachen, Flissen, Seen und dem
Grundwasser wird kontinuierlich verbessert. Dadurch werden auch Zielkonflikte um Wasserressourcen
aufgrund der Wasserqualitat deutlich reduziert.

Die groRen Synergie”potenziale mit den Strategien und Zielen des Naturschutzes, insbesondere im na-
tiirlichen Klimaschutz (z.B. Aktionsprogramm Natdrlicher Klimaschutz), im Auen- und Hochwasser-
schutz sowie im Biotopverbund (z. B. ,,Blaues Band Deutschland”), werden genutzt, wo immer moglich.
Auen, Feuchtgebiete und naturnahe Moorflachen sind erhalten, wiederhergestellt und gesichert und
die Erhaltung extensiv genutzter Teichlandschaften flankiert dieses Ziel. Sie stabilisieren den Wasser-
haushalt und erflllen die Anforderungen der FFH-Richtlinie bzgl. des Erhalts der Lebensrdume und
Arten der Moore. Die Voraussetzungen fiir einen nachhaltigen Moorschutz sind erfiillt.

Landesentwicklungs- und Regionalplanung werden friihzeitig und umfassend liber wasserwirtschaftli-
che Planungen unterrichtet und integrieren diese, um Flachen fiir die Grundwasserneubildung, die Ge-
wisserentwicklung?, den Hochwasserschutz, die Trinkwassergewinnung und fiir weitere wasserwirt-
schaftliche Nutzungen zu sichern. Damit sollen die wasserwirtschaftlichen Belange in den Raumpla-
nungen gegeniliber anderen Nutzungsanspriichen gestarkt werden.

Das regional bendtigte Wasserdargebot wird durch ausreichende Grundwasservorkommen, durch
wasserwirtschaftliche MaRnahmen und unter Ausweisung der bendtigten Vorrang- und Vorbehaltsge-
biete fir die Wassergewinnung mit den raumordnerischen Instrumenten (z. B. Entwicklungsplanen)
gesichert. Flichen und Trassen fir Wasserinfrastrukturen” (z. B. im Bedarfsfall als Fernwasserversor-
gung auch Uberregional) sind mit konkurrierenden Nutzungsinteressen abgewogen und ebenso in
raumordnerischen Planen verbindlich gegeniiber anderen 6ffentlichen Planungstrdgern ausgewiesen.

Raumordnerische Instrumente (z. B. Entwicklungspldne) sichern zudem groRrdumige Hochwasser-
schutz-, Naturschutz-, Versickerungs- und Retentionsflaichen mit Bindungswirkung gegeniiber den
Kommunen. Regionalplane sichern Flachen zum Schutz und zur Entwicklung von Gewassern und
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Feuchtgebieten, zum Management von Starkregen und fir die hierfiir benétigten Infrastrukturen so-
wie Vorranggebiete fiir zuklinftige Wasserschutzgebiete.

Eine wassersensible Stadtentwicklung sichert die durch einen naturnahen Wasserkreislauf ermoglich-
ten Okosystemleistungen fiir die Lebensqualitit in den Stadten. Dies betrifft direkte Leistungen durch
Wasser in der Stadt fiir die Versorgung, fir Freizeit und Erholung, fiir Klimaanpassung und ggf. Mobili-
tat (Fahren). Es betrifft zudem indirekte Leistungen der Wasserverfiigbarkeit fiir vitales Stadtgriin und
deren regulierende, produzierende und kulturelle Leistungen.

Was ist daflir zu tun?

Der beste Umgang mit Nutzungskonflikten ist, sie durch vorausschauendes und vorsorgendes Handeln
moglichst gar nicht erst entstehen zu lassen bzw. sie zu minimieren. Fir den vorausschauenden plane-
rischen Umgang mit Wassernutzungskonflikten bedarf es zunachst verlasslicher Grundlagen, d.h. eine
solide Wissensbasis sowie bessere Modelle und Szenarien zur regional differenzierten Abschatzung
des kiinftig verfligbaren Wasserdargebots in erforderlicher Qualitat einerseits und der Wasserbedarfe
andererseits. Aufbauend auf ihren diesbeziiglichen Arbeiten und Erfahrungen kénnen hierzu die zu-
standigen Oberbehdrden des Bundes wichtige Beitrdge leisten und sollten hier eng zusammenarbei-
ten. Ziel muss es sein, die Prognosefdhigkeiten zu verbessern. Hierzu missen die moglichen Entwick-
lungen und Trends der fiir die Veranderungen der wasserwirtschaftlichen Systeme maligeblichen Gro-
Ren abgebildet sowie unterschiedliche Varianten und die mit diesen jeweils einhergehenden Konse-
guenzen einer Bewertung zuganglich gemacht werden. Es werden sowohl historische und aktuelle Be-
obachtungsdaten als auch umfassende Modellbetrachtungen auf unterschiedlichen regionalen Ebe-
nen benotigt. Dazu gehoren, aufbauend auf den bereits existierenden Modellierungen, flachende-
ckende Wasserhaushaltsmodellierungen (einschlieBlich einer hydrogeologischen Modellierung) sowie
deren Verknipfung mit klimatologischen Modellen als Basis fiir mittel- bis langfristig angelegte, fla-
chendeckende regionale Wasserdargebots- und multisektorale Wasserbedarfsanalysen unter Einbe-
ziehung des Wasserbedarfs der Okosysteme.

Auf dieser Grundlage sind in Kooperation von Landern, Wasserversorgern, Kommunen und den we-
sentlichen Wassernutzergruppen (Energieversorger, Bergbau, produzierendes Gewerbe, Landwirt-
schaft, Naturschutz, Verbraucher und Verbraucherinnen etc.) moglichst flaichendeckend Wasserver-
sorgungskonzepte zu erarbeiten. Diese enthalten die Analyse des aktuellen und zukiinftigen Was-
serdargebotes sowie der Wasserbedarfe und fiihren diese ausgleichend zur langfristigen Sicherung der
Wasserversorgung zusammen. (siehe auch Kapitel Il. 5) Dabei ist die Versorgung der Okosysteme und
die offentliche Trinkwasserversorgung dauerhaft sicherzustellen.

Mit einer bundesweit abgestimmten Leitlinie, die gemeinsam mit den Landern und im Dialog mit den
Interessengruppen entwickelt wird, soll ein einheitlicher Orientierungsrahmen fir regional zu tref-
fende Priorisierungsentscheidungen geschaffen werden, der insbesondere sicherstellen soll, dass je-
derzeit ausreichende, moglichst ortsnahe Ressourcen fiir die Trinkwasserversorgung zur Verfligung
stehen. Erganzend werden Regeln und Kriterien fir transparente Entscheidungen lber ggf. erforderli-
che Nutzungspriorisierungen im Fall regionaler temporarer Wasserknappheit und Bodentrockenheit
erarbeitet. Wichtig dabei ist eine Uberdrtliche und lber einzelne Versorgungsgebiete hinausgehende
Betrachtung der Wassersituation auf Landes- oder Einzugsgebiete. Damit kdnnen Ausgleichspotenziale
zwischen verschiedenen Teilrdumen bericksichtigt werden und Grundlagen fiir die ggf. erforderlich
werdenden Infrastrukturen flr eine Vernetzung von Versorgungsgebieten oder eine Fernversorgung
sowie das Niedrigwasser- und Diirremanagement geschaffen werden. Die Starkung der Resilienz und
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die damit einhergehende Gewahrleistung der Versorgungssicherheit sind bei einer zunehmenden Ver-
netzung zu bericksichtigen. Darliber hinaus unterstiitzen Wasserversorgungskonzepte die Integration
der wasserwirtschaftlichen Belange in die Landes- und Regionalplane. Bestehende und zukiinftige Ziel-
konflikte in der Flachennutzung werden auf kommunaler und regionaler Ebene erkannt und beschrie-
ben, entsprechende Gebiete und Flachen werden identifiziert. Dabei werden alle relevanten wasser-
wirtschaftlichen Flachenanspriiche bericksichtigt, z. B. fir die Grundwasserneubildung, den Wasser-
rickhalt in der Fliche, den Naturschutz, die Gewasserentwicklung?, die Trinkwassergewinnung etc.

Um die in regionalen Wasserversorgungskonzepten dargelegten Belange der 6ffentlichen Wasserver-
sorgung bei der Ausweisung von Baugebieten angemessen beriicksichtigen zu konnen, wird das Bau-,
Planungs- und Wasserrecht auf Koharenz gepriift und ggf. angepasst.

Ab 2023 muss der risikobasierte Ansatz der EU-Trinkwasserrichtlinie fur die Einzugsgebiete von Ent-
nahmestellen von Trinkwasser in nationales Recht umgesetzt werden. Die Mitgliedsstaaten sollen da-
fiir sorgen, dass bis Juli 2027 eine erste Umsetzung erfolgt. Neben einer Bewertung dieses Einzugsge-
bietes, welche unter anderem die Identifizierung der Gefahrdungen und Gefahrdungsereignisse sowie
die Bewertung deren moglicher Risiken fiir die Qualitat des Trinkwassers umfasst, ist ein entsprechen-
des Risikomanagement zu entwickeln und zu implementieren. Ziel ist es, u.a. die Einzugsgebiete von
Entnahmestellen von Wasser fiir den menschlichen Gebrauch vor Verunreinigungen zu schiitzen und
damit den fir die Gewinnung von Trinkwasser erforderlichen Umfang der Aufbereitung zu verringern.

Eine wesentliche Voraussetzung fiir eine Reduzierung oder gar Vermeidung von Nutzungskonflikten ist
ein moglichst naturnaher Wasserhaushalt, der z. B. die notwendige Resilienz zur Abfederung von lan-
geren Phasen geringer Niederschlage aufweist. Fiir die Wiederherstellung bzw. Gewahrleistung eines
entsprechend anpassungsfahigen Wasserhaushalts spielt eine gewasserschonende, wassersensible
Landnutzung eine wesentliche Rolle, wobei sie regional unterschiedlichen Erfordernissen geniigen
muss. Als Orientierung und Richtschnur fiir die Umsetzung einer solchen wassersensiblen Landnutzung
sind regionale Leitbilder fiir den regionalen naturnahen Wasserhaushalt bzw. eine angepasste Nutzung
des Landschaftswasserhaushaltes unter Beteiligung der relevanten Landnutzer aufzustellen. Fir ver-
gleichbare Aussagen in allen Regionen Deutschlands ist auch hier eine einheitliche Methodik fir die
Erstellung von spezifischen Leitbildern des regionalen, naturnahen Wasserhaushalts erforderlich, die
Vorschlage fur eine regionalspezifische Kategorisierung des naturnahen Wasserhaushaltes anhand un-
terschiedlicher Naturrdaume enthalt.

Anreize zur sparsamen und effizienten Wassernutzung sowie entsprechende Anforderungen an Instal-
lationen und Anlagen sind weitere Instrumente, um einer Ubernutzung der verfiigbaren Wasserres-
sourcen vorzubeugen. Entsprechend werden MaRnahmen zur nachhaltigen Wassermengennutzung
entwickelt, z. B. Mindeststandards fir eine effiziente Wassernutzung nach einem festzulegenden
Stand der Technik fiir die industrielle und landwirtschaftliche Nutzung (Bewdasserungstechnik). Es soll
die Weiterentwicklung und Harmonisierung von Wasserentnahmeentgelten, einschlieflich der Mog-
lichkeit einer Bundesregelung, geprift werden, aus deren Einnahmen z. B. MaRnahmen zur Zielerrei-
chung der WRRL finanziert werden kénnen. In einem Forschungsvorhaben werden Steuerungsmog-
lichkeiten von ,smarten” Wassertarifen fur Brauch- und Trinkwasser untersucht

Die Wasserwirtschaftsverwaltungen der Lander und die zustandigen Behdrden des Bundes, z. B. die
WasserstraBen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes (WSV), werden mit den notwendigen Kapazi-
taten sowie dem Zugang zu den erforderlichen Informationen und Daten ausgestattet. Letztere ermog-
lichen es ihnen, Entscheidungen liber die Bewirtschaftung” des nutzbaren Wasserdargebots eigenstén-
dig, umfassend, in angemessener Zeit und nach Anhérung aller Betroffenen zu treffen. Es werden die
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Entscheidungskompetenzen benannt, und den verantwortlichen Behérden wird eine fachliche Unter-
stiitzung z. B. in Form von Entscheidungsunterstiitzungssystemen® an die Hand gegeben. Die verant-
wortlichen Verwaltungen (auf Bundes-, Lander- und kommunaler Ebene) und andere betroffene Ak-
teure entwickeln Mechanismen zur Umsetzung der oben skizzierten Leitlinien und berlcksichtigen da-
bei u. a. die Punkte: Vollzug (ggf. Schaffung von Krisenstaben) und Kontrolle, Umgang mit Widerstan-
den, Entschadigungen sowie Transparenz und Evaluierung.

Zum Schutz der Grundwasserressourcen wird ein Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring der tat-
sichlich entnommenen Mengen entwickelt, das als Basis fir ein risiko*orientiertes Grundwasserma-
nagement dienen soll. Darliber hinaus soll eine Dokumentationspflicht (Wasserregister) eingefiihrt
werden und ein Abbau von Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei Grundwasserentnahmen vorge-
nommen werden.

Mit der Einrichtung eines Niedrigwasserinformationssystems (NIWIS) werden Daten und Analysen fir
die Beurteilung und Bewirtschaftung von Niedrigwasser zur Verfligung gestellt. Einheitliche Kenngro-
Ren zu Niedrigwasser und Wassermangel bieten eine notwendige Grundlage zur Harmonisierung von
Informations-, Prognose- und Warnsystemen. Zur vorsorgenden Wassermengenbewirtschaftung wie
auch zur Minderung der Gefahren durch Hochwasser werden die Wasserriickhaltefunktion im gesam-
ten Einzugsgebiet inkl. der Auen gestarkt (insbesondere durch naturnahe Gewisserunterhaltung®,
Wiederherstellung einer naturnahen FlieRgewassermorphologie, Ausweitung von Retentionsflachen,
ganzheitliche Schutzkonzepte fiir FlieRgewasser und deren Auen) und MaRRnahmen zur nachhaltigen
Wassermengennutzung werden umgesetzt. Dies erfolgt im Rahmen von Strukturen, die Partizipation
und Mediation der betroffenen Akteure ermdoglichen.

In der kommunalen Bauleitplanung sollen naturnahe MaRnahmen der Niederschlagswasserbewirt-
schaftung” (z. B. Versickerung und Verdunstung) verstérkt beriicksichtigt werden. Um dies zu ermdgli-
chen ist ggf. eine Anderung des § 55 Abs.2 WHG notwendig, da dieser der Versickerung momentan
keinen Vorrang gegeniiber der Kanaleinleitung einrdumt. Die aktuelle Umsetzung der Niederschlags-
wasserbeseitigung von Verkehrswegen, insbesondere die Versickerung an griinen Seitenstreifen (,,Ent-
wasserung Uber die Schulter”), soll durch die zustandigen Behorden grundsatzlich und die entspre-
chenden Anforderungen und MaRnahmen im Hinblick auf 6kologische Aspekte liberprift werden. Bei
der Versickerung soll die Schadstoffbelastung des Niederschlagswassers zum Schutz des Grundwassers
vor Verunreinigungen berlcksichtigt werden. Der Vorrang der naturnahen MaRnahmen der Regen-
wasserbewirtschaftung wird in der kommunalen Bauleitplanung gestarkt. Die wasserrechtlichen Ge-
nehmigungen fur Entnahmen von Grund- und Oberflaichenwasser sowie fiir Stauanlagen werden auf
der Grundlage der verbesserten Datenlage liberprift und gegebenenfalls angepasst.

Das Bundesbodenschutzgesetz wird evaluiert und an die Herausforderungen des Klimaschutzes, der
Klimaanpassung und den Erhalt der Biodiversitdt angepasst und dabei werden die unterschiedlichen
Nutzungen berlicksichtigt. Dies beinhaltet auch die Betrachtung der natirlichen Bodenfunktionen im
Hinblick auf den Bodenwasserhaushalt, den Wasserriickhalt in der Flache und die Grundwasserneubil-
dung. Im Rahmen der Umsetzung der Bund-Lander-Zielvereinbarung zum Klimaschutz durch Moorbo-
denschutz und der von der Bundesregierung verabschiedeten Nationalen Moorschutzstrategie soll
eine umfangliche Wiedervernadssung von Moorbéden stattfinden. Durch Entsiegelungsprojekte soll die
Versickerung von Regenwasser begiinstigt und das Risiko von Uberschwemmungen gemildert werden.

Alle im Kapitel Il. 4. genannten Handlungsempfehlungen zur Reduzierung der Risiken und Gefahren
aufgrund von Stoffeintragen und zur Verbesserung der Gewdsserqualitat wirken ebenfalls Zielkonflik-
ten um die Wassernutzung aufgrund mangelnder Wasserqualitat entgegen.
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Il. 2. Gewasservertragliche und klimaangepasste Flachennutzung im landlichen und ur-
banen Raum realisieren

Basisinformationen

Laut Daten der dritten Bundeswaldinventur von 2012 sind rund 11,4 Mio. ha mit Wald be-
deckt. Das entspricht knapp einem Drittel der Gesamtflache Deutschlands (31 %).

Die landwirtschaftliche Flache in Deutschland belauft sich auf rund 16,6 Mio. ha (46 %). Unge-
fahr 11 Mio. ha werden fir den Ackerbau genutzt, es folgen Grinlandflachen mit 5 Mio. ha
und Dauerkulturen (z. B. Weinbau). Der Anteil der 6kologisch bewirtschafteten Flache an der
gesamten landwirtschaftlichen Nutzflache betrdgt 1,6 Mio. ha.

In 77 Prozent der Oberflaichenwasserkdrper und 29 Prozent der Grundwasserkorper lassen sich
Auswirkungen auf den Gewasserzustand auf die Landwirtschaft zurickfiihren In 67 Prozent
aller Oberflachengewdsser und in 7 Prozent aller Grundwasserkérper lassen sich Auswirkun-
gen auf den Gewdsserzustand beobachten, die auf Industriebetriebe und den Bergbau zurtick-
zufihren sind. In 35 Prozent der Oberflachenwasserkdrper und in 3 Prozent aller Grundwas-
serkérper lassen sich Belastungen auf Kommunen und Haushalte zuriickfiihren®.

Betriebe der Binnenfischerei bewirtschaften in Deutschland aktuell rund 225.000 ha Seen, Tal-
sperren, Flisse und Kanale. Das entspricht rund einem Viertel der in Deutschland vorhandenen
Wasserflachen. Gleichzeitig werden die meisten dieser Flachen von der Freizeitfischerei ge-
nutzt.

Der GroRteil der Produktion an SiiRwasserfischen aus Deutschland stammt aus der Aquakultur,
wobei die Erzeugung von Fischen in durchflossenen Kaltwasseranlagen (Forellenzucht) am be-
deutsamsten ist. Die teichwirtschaftlichen Nutzflachen werden mit insgesamt rund 24.000ha
beziffert. Darliber hinaus werden Fische auch in technischen Aquakulturanlagen mit rezirku-
lierendem Wasser aufgezogen, die weitgehend unabhéngig von der Verflgbarkeit und Be-
schaffenheit von Oberflachenwasser arbeiten.

Die Siedlungs- und Verkehrsflaichen nehmen 14 % der Gesamtflache ein. Davon sind etwa 45 %
aktuell versiegelt, d. h. bebaut, betoniert, asphaltiert, gepflastert oder anderweitig befestigt.
Aus diesen Flachen erfolgen vielfaltige Stoffeintrdge in das Niederschlagswasser.

Die Auswirkungen der Klimakrise verstarken den ohnehin schon bestehenden Druck auf die
Landnutzungssysteme, die Okosysteme und die Wasserressourcen und beeintriachtigen die
Okosystemleistungen (z. B. Selbstreinigung der Gewéasser, Wasserriickhalt, Grundwasserneu-
bildung, Senkenfunktion).

Durch die Klimakrise bedingtes, haufigeres Auftreten von Extremereignissen (Bodentrocken-
heit und Starkregen) stellt ein ernstes Problem fiir die Land- und Forstwirtschaft aber auch fir
die Erhaltung naturschutzfachlich wertgebender Schutzgiiter (z. B. Lebensrdaume und Arten)
dar. Extremereignisse konnen infolge der damit verbundenen Erosion (Verwehungen oder Ab-
schwemmungen) von Boden, Nahrstoff- und Pflanzenschutzmitteleintragen lokal zu Schaden
und stofflichen Belastungen in den Oberflachengewassern beitragen.

Der Klimawandel fiihrt zu langeren Hitzeperioden, die insbesondere in Innenstadten Hitzein-
seln beglinstigen, welche eine Gefahr fiir die menschliche Gesundheit darstellen.

Die Férderung von naturnahen und nachhaltig bewirtschafteten Walder erh6ht die Grundwas-
serneubildungsrate, Wasserverflgbarkeit und Wasserqualitat.

14

BMUV/UBA ,Die Wasserrahmenrichtlinie - Gewasser in Deutschland 2021Fortschritte und Herausforderungen” -

https://www.umweltbundesamt.de/publikationen/die-wasserrahmenrichtlinie-gewaesser-in-deutschland
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e Das weitere Absinken der Grundwasserstande und das veranderte Niederschlagsregime fiih-
ren zu weiteren Treibhausgasfreisetzungen aus Moorbdden und erschweren Wiedervernas-
sungsmalinahmen.

e FEine Vielzahl von naturbasierten Lésungen® (sog. ,nature-based solutions), aber auch techni-
sche Verfahren zur Verdunstung, Versickerung und Speicherung von Regenwasser stehen be-
reits fur den Siedlungsraum zur Verfiligung.

Was sind die Herausforderungen?

Die zukunftsgerechte Gestaltung der Landnutzung ist aus vielen Griinden in jlingster Zeit in den Mit-
telpunkt der gesellschaftlichen und politischen Diskussion gelangt. Die Art der Landnutzung ist u. a.
von groRer Bedeutung fir die Erreichung des Ziels der Treibhausgasneutralitdt 2045 sowie fir den
Erhalt artenreicher Natur- und Kulturlandschaften. Sie hat zudem auch hohe Relevanz fiir den Erhalt
eines naturnahen Wasserhaushalts und den Schutz der Wasserressourcen. Gleichzeitig stellt ein stabi-
ler naturnaher Wasserhaushalt eine zentrale Voraussetzung fiir eine zukunftsgerechte Landnutzung
dar.

Die Land- und Forstwirtschaft erzeugt Nahrungs- und Futtermittel sowie nachwachsende Rohstoffe zur
stofflichen und energetischen Nutzung. Sie ist damit heute und zukinftig wichtig fiir unsere Gesell-
schaft. Die Folgen der Klimakrise und ein sinkendes Wasserdargebot v. a. in den Sommermonaten wer-
den insbesondere die Land- und die Forstwirtschaft aber auch den Naturschutz betreffen. Langere und
intensivere Trockenphasen werden ein zunehmend grofRes Problem fir die Landwirtschaft darstellen
in deren Folge es zu Ernteausfillen und Futterengpdssen kommen kann. Eine Anpassung” der Land-
und Forstwirtschaft an diese neuen klimatischen Rahmenbedingungen kann Auswirkungen auf Natur
und Umwelt einschlieBlich der Gewdsser haben.

Die 6konomischen und ordnungsrechtlichen Rahmenbedingungen (gesetzt u. a. durch das Fachrecht
und die gemeinsame Agrarpolitik der EU, staatliche Férderungen und den Lebensmitteleinzelhandel)
und die Erndhrungsgewohnheiten beeinflussen den Umgang mit der Natur bei der landwirtschaftli-
chen Produktion. So sind in einigen Regionen stark (iberhdhte Tierbestande, die nicht zur der fir den
Nahrstoffanfall erforderlichen Flachenausstattung passen, eine Ursache fiir gewdsserbelastende Nahr-
stoffliberschiisse. Eine der Flachenausstattung angepasste landwirtschaftliche Produktion gewahrleis-
tet langfristig einen naturnahen Wasserhaushalt und die Funktionsfahigkeit von Gewdasserokosyste-
men. Fiir den Gewdsser- und Trinkwasserschutz hat der 6kologische Landbau gegeniiber der konven-
tionellen Landwirtschaft meist Vorteile, da im Okolandbau keine chemisch-synthetische Pflanzen-
schutzmittel und Mineraldiinger verwendet werden. Auch das im Okolandbau verfolgte Ziel weitge-
hend geschlossener Nahrstoffkreisldufe tragt grundsatzlich zu einer deutlichen Verringerung von Nahr-
stoffe im System und einer Verringerung der Gefahr des Austrags bei.

Feinsedimente, welche unter anderem aus dem Oberbodenabtrag auf landwirtschaftlichen Flachen in
die Gewasser gelangen, konnen insbesondere in Gewassern mit grobem Substrat zur Kolmation der
Gewadssersohle fiihren. Das Kiesliickensystem dient als wertvoller Lebensraum fir z. B. das Makro-
zoobenthos und als Laichgrund fir kieslaichende Fische. Beide Funktionen wie auch der Austausch
zwischen Gewadsser und Grundwasser kénnen durch zu hohe Feinsedimentfrachten stark beeintrach-
tigt werden.

Walddkosysteme sind hinsichtlich ihrer Okosystemleistungen” von immenser Bedeutung, z. B. als Was-
serspeicher, Wasserfilter, Lebensraum, CO,-Speicher, Klima- und Warmeregulierer, Erholungsraum o-
der Rohstofflieferant. Eine nachhaltige Forstwirtschaft mit dem Ziel, naturnahe Walder zu entwickeln
bzw. zu erhalten, unterstiitzt die dauerhafte Sicherung dieser Leistungen in besonderer Weise.

Fischerei und Aquakultur tragen zur Versorgung der Bevolkerung mit Nahrungsmitteln bei. Insbeson-
dere der nachhaltigen Aquakultur wird global gesehen das Potential zugeschrieben, maligeblich zur
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Ernahrungssicherung kiinftiger Generationen beitragen zu kénnen, da sie im Vergleich mit anderen
Verfahren zur Erzeugung tierischen EiweiRes die beste Okobilanz aufweist. Allerdings verlduft die Ent-
wicklung der Aquakultur in Europa (vor allem in Deutschland) zunehmend vom internationalen Trend
abgekoppelt und stagniert. Fir die Aquakultur diirfte dabei die Vermeidung zusatzlicher stofflicher
Eintrage im Einklang mit der EU-Wasserrahmenrichtlinie die maRgebliche Herausforderung sein.

In den deutschen Stadten steigt aufgrund des Siedlungsdrucks und zunehmender Verdichtung der Bo-
denversiegelungsgrad immer noch an. Das Niederschlagswasser wird Giberwiegend in die Kanalisation
abgeleitet. Dies flihrt zu einer Beeintrachtigung der Niederschlagswasserversickerung und zu punktuell
hohem oberflachlichen Abfluss bei Starkregen. Als Folge kann es vermehrt zu innerértlichen Sturzflu-
ten und Uberschwemmungen kommen. Gleichzeitig heizen sich in stark versiegelten Bereichen einer
Stadt Gebaudefassaden auf, es kommt vermehrt zum Auftreten stadtischer Hitzeinseln. Die natiirliche
Kihlfunktion der Boden und die Grundwasserneubildung werden durch die sofortige Ableitung des
fallenden Niederschlags eingeschrankt. Die Realisierung des Konzepts der wassersensiblen Stadt bleibt
weiter eine Herausforderung. Das Ziel der wassersensiblen Stadt ist es, die Veranderungen des natiir-
lichen Wasserhaushalts durch Siedlungsaktivitdten in mengenmaRBiger und stofflicher Hinsicht gering
zu halten.

Losungsansatze hinsichtlich der praktischen Umsetzung der wassersensiblen Stadt lassen sich im We-
sentlichen in die flinf Bereiche gliedern: 1) Hemmnisse im Planungsprozess beheben, 2) Naturnahe
und technische Konzeption und Gestaltung der MaBnahmen voranbringen, 3) Rechtliche Rahmenbe-
dingungen prifen, 4) Férder- und Finanzierungsmoglichkeiten schaffen und 5) Sonstige Hemmnisse in
der Umsetzung z. B. durch Befahigung der Akteursgruppen liberwinden.

In allen fiinf Bereichen ist eine systematische Ubertragung grundsatzlich méglich. Doch scheitert eine
flaichendeckende Umsetzung oft an anderen individuellen Zielsetzungen oder an politischen sowie
praktischen Randbedingungen wie z. B. Finanzierungsfragen.

Besonders relevant sind diese Umsetzungshemmnisse im Bestand. Zwar sind demgegeniiber die Chan-
cen fiir die Umsetzung von MaRnahmen der wassersensiblen Stadtentwicklung in neu geplanten Ge-
bieten deutlich h6her. Im Verhaltnis zum Bestand ist der Anteil neuer Gebiete aber klein. Es gilt daher
das grundsatzliche Potenzial fiir Verbesserungen im Sinne wassersensibler Stadte und von Wasseran-
geboten, die dem Hitzeschutz der Bevélkerung und Kiihlung der Umgebung dienen (z.B. Trinkwasser-
brunnen) vor allem auch in bestehenden Siedlungsbereichen verstarkt zu nutzen. An Planungsprozesse
und Lésungen fiir Bestands- und Neubaugebiete muss unterschiedlich herangegangen werden.

Zu den Optionen gehort neben einer Umsetzung des Konzepts der ,,Schwammstadt” und damit einer
verstarkten Integration der Regenwassernutzung in die Wasserversorgung durch Rickhaltung, Spei-
cherung und Nutzung von Regenwasser auch eine Nutzung von Brauch und Grauwasser, insbesondere
im urbanen Raum. Bestehende Losungen zur (Wieder-)Nutzung von Regenwasser bzw. Abwasserteil-
strémen im Haushalt (zu anderen Zwecken als fiir Wasser fiir den menschlichen Gebrauch (Trinkwas-
ser) im Sinne der Trinkwasserverordnung beschrieben) sowie zur Bewasserung des Stadtgriins sollten
unter Beachtung der hygienischen und 6kologischen Aspekte verstarkt in die Anwendung gebracht
sowie neue Losungen erprobt werden. Hierzu miissen Hemmnisse beseitigt (beispielsweise zur Nut-
zung des Regenwassers von privaten Dachern fiir die Bewdasserung des 6ffentlichen Griins) und Finan-
zierungsmoglichkeiten erschlossen werden.

Die Vernetzungen und Abhangigkeiten zwischen Stadten und ihrem Umland sind oft funktional und
nicht immer konfliktfrei. Stadte sind in ihrer Wasserversorgung zu einem erheblichen Teil auf das Um-
land angewiesen. Landnutzungen und Landnutzungsanderungen im Umland haben daher Einfluss auf
die Wasserversorgung der Stadte. Stadte leiten Abwasser und Niederschlagswasser inklusive der darin
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enthaltenen Stoffe in Gewadsser ein, sie beeinflussen den regionalen Wasserhaushalt, mit Auswirkun-
gen im Umland. Wassernutzungen in den Stadten kdnnen zu Konkurrenzen mit Nutzungen im Umland
flihren, bspw. zwischen verschiedenen Wassernutzern wie Landwirtschaft, 6ffentlicher Wasserversor-
gung oder auch Tourismus und Bewdasserung im stadtischen Raum. Auch bei der Flaichennutzung kon-
nen konkurrierende Raumbedarfe zu Nutzungskonflikten zwischen Stadt und Umland fiihren, etwa,
wenn Flachenbedarfe fir das Hochwasserrisikomanagement (Retentionsflachen) oder die Wasserver-
sorgung (Wasserschutzgebiete) zugunsten urbaner Gebiete im Umland auf die Flachennutzungsinte-
ressen z.B. der Energieproduktion oder der Produktion von Lebens- oder Futtermitteln umgewidmet
werden. Das stadtische Umland ist dariiber hinaus haufig beliebtes Naherholungsgebiet. Aufgrund die-
ser Abhangigkeiten sind die engere Zusammenarbeit und Abstimmung zwischen regionalen Verwal-
tungen eine der zukilinftigen Herausforderungen (siehe auch Kapitel Il. 7.).

Vision — Gewasservertragliche und klimaangepasste Flachennutzung im urbanen und landli-
chen Raum im Jahr 2050

Die Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie ist weit vorangeschritten. Die Gewadsser befinden sich
in einem guten Zustand im Hinblick auf Wasserqualitat, Artenzusammensetzung, Strukturreichtum,
Durchgéngigkeit. Der naturnahe* Wasserhaushalt ist in Menge, Qualitdt und Dynamik wiederherge-
stellt (siehe Kapitel II. 1.). Mit etablierten Management- und Nutzungskonzepten fiir den Landschafts-
wasserhaushalt werden Nutzungskonflikte vermieden. Die bedarfsgerechte und effiziente Bewasse-
rung landwirtschaftlicher Flachen und der griinen Infrastruktur in den Stadten sowie der Erhalt was-
serabhangiger Lebensrdume und Arten sind sichergestellt.

Drainagen von land- und forstwirtschaftlichen Flachen sind weitest moglich zuriickgebaut oder so
umgebaut, dass sie auch der Bewasserung dienen kdnnen. Das Wasser wird so in der Landschaft zu-
rickgehalten, Boden- und Landschaftswasserhaushalt sind stabilisiert (Ausgleich zwischen Nieder-
schlags- und Trockenphasen). Quellen und Quellgerinne sind renaturiert worden. Bewdasserungsteiche
und Zisternen puffern den landwirtschaftlichen Wasserbedarf in Trockenphasen ab.

Die Moglichkeiten der Digitalisierung in der Landwirtschaft werden genutzt, um standortgerecht Be-
wasserungs- und Dingebedarfe festzustellen und fachgerecht umzusetzen, um damit N&hr- und
Schadstoffeintrage aus der Landwirtschaft zu reduzieren. Die Anwendung von Pflanzenschutzmitteln
erfolgt entsprechend den Grundsatzen des integrierten Pflanzenschutzes nur als letzte Option und un-
ter Verwendung von bedarfsreduzierender Prazisionstechnik, wobei auch 6kologische Schadschwellen
Bericksichtigung finden.

Eine nachhaltige Landwirtschaft orientiert sich an den Standortfaktoren, schiitzt die Boden, integriert
Wasserspeicher und leistet ihren Beitrag fiir die schadstofffreie Grundwasserneubildung. Landwirt-
schaftliche Flachen werden so bewirtschaftet, dass sie die Ziele des Gewdasser-, Natur- und Hochwas-
serschutzes, der Anpassung an die Klimakrise sowie des Klimaschutzes und der Treibhausgasneutralitat
unterstitzen und dabei die Versorgung mit sicheren Lebens- und Futtermitteln sowie die fir die Land-
wirtinnen und Landwirte hierzu erforderlichen Einkommen sicherstellen. Dabei orientiert sich die Ent-
wicklung der landwirtschaftlichen Tierbestande an der zur Verfligung stehenden Flache, wobei eine
durch die Klimakrise bedingte Verknappung durch eine entsprechende Bildung von betrieblichen Fla-
chenreserven zu berticksichtigen ist. Indem vorrangig regional erzeugte Futtermittel in der Tierhaltung
eingesetzt werden, entstehen regional geschlossene Nahrstoffkreislaufe, die das Risiko von Gewésser-
verunreinigungen verringern.

Durch Nutzung eines Instrumentenmixes aus der Forderung 6kologischer Leistungen und ordnungs-
rechtlichen Auflagen ist eine moglichst extensive Bewirtschaftung von Auen und Uferrandstreifen so-
wie die Wiederherstellung von Auenlebensraumen und einer natirlichen FlieBgewasserdynamik mit
naturnahen Retentionsflichen erreicht. Das Potenzial des Okolandbaus zum Schutz der Gewasser und
der Wasserressourcen wird verstarkt genutzt.
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Klimaresiliente Walddkosysteme dienen dem Erhalt der biologischen Vielfalt dem Klimaschutz und der
Klimaanpassung sowie auch dem Gewasserschutz in besonderer Weise. Sie schiitzen Wasserhaushalt
und Gewdsser, indem sie Wasser filtern, speichern und zeitverzogert wieder abgeben, womit sie zur
Grundwasserneubildung beitragen. Sie ddmpfen so Hochwasser durch Verzogerung der Abflussspit-
zen. Sie wirken der Erosion durch Wasser und Wind, Erdrutschen und Humusschwund entgegen. In
ihrer Biomasse und im Boden binden sie Nahrstoffe und Kohlenstoff. Eine nachhaltige Forstwirtschaft
mit dem Ziel, naturnahe Walder zu entwickeln bzw. zu erhalten, unterstiitzt die dauerhafte Sicherung
dieser Leistungen in besonderer Weise.

Nachhaltige Fischerei und Aquakultur leisten einen wichtigen Beitrag zur Erndhrungssicherung. Die
Binnenfischerei profitiert von Erhalt oder Wiederherstellung von Biodiversitit und intakten Okosyste-
men in den Binnengewassern. Umweltschadstoffe, erhohte Nahrstoffgehalte oder geringere Sauer-
stoffwerte fiihren nicht mehr zu unmittelbaren oder mittelbaren Beeintrachtigungen des Fischbe-
stands und der fischereilichen Ertragsfiahigkeit. Okosystemdienstleistungen der extensiven Aquakultur
wie z. B. Teichlandschaften umfassen positive Auswirkungen auf den Wasserhaushalt, wirtschaftliche
Wertschopfung (Aquakultur), Naturschutz (Amphibien, Vogel etc.) und Erholung. Die Bedeutung von
nachhaltiger Fischerei und Aquakultur wird rechtlich, politisch und gesellschaftlich auch im Rahmen
der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie anerkannt.

Die wassersensible Stadtentwicklung ist etabliert. Sie verfolgt das Ziel der Entsiegelung von moglichst
vielen Flachen und der Speicherung, Versickerung, Verdunstung und Nutzung von Regenwasser sowie
der Nutzung von Grauwasser/Brauchwasser im urbanen Raum. Ein intakter stadtischer Wasserhaus-
halt ist gepragt von einer guten Wasserverfligbarkeit fir die stadtische Vegetation und die Bewasse-
rung der grinen Infrastruktur, der Starkung der Verdunstungskiihlung sowie der Verminderung der
Risiken durch Uberflutung. Stadtgewasser bilden wichtige Habitate fiir einheimische Tier- und Pflan-
zenarten und bieten als Naturerfahrungsraum Moglichkeiten der Naherholung. Eine gute chemische
Qualitat der Stadtgewasser und des verwendeten Niederschlagswassers ist sichergestellt.

Die Kommunalverwaltungen arbeiten auf allen Ebenen und in allen Bereichen in einer Atmosphére des
Vertrauens zusammen und gewahrleisten, dass gewasserpolitische Ziele in andere Politiken einfliefen
und insbesondere die Flichenbedarfe fiir die Gewésserentwicklung®, den Trinkwasserressourcen-
schutz und fiir griin-blaue Infrastrukturen in der Flachennutzungsplanung hoch gewichtet eingebun-
den sind.

Was ist daflir zu tun?

Hinsichtlich der land- und forstwirtschaftlichen Flachen ist in einem Dialog zwischen Land-, Forst- und
Wasserwirtschaft sowie dem Gewasser- und Naturschutz eine Rahmenkonzeption fiir die dauerhafte
Erhaltung eines naturnahen und funktionsfahigen Wasserhaushalts zu entwickeln. Ziel ist es, praxis-
taugliche MaRnahmen zu identifizieren und zu beschreiben, die eine Wassernutzung in der landwirt-
schaftlichen Bewirtschaftung- und in besonders vulnerablen Bereichen der forstwirtschaftlichen Be-
wirtschaftung umsetzen, so dass diese ihren Beitrag zur ausreichenden Verfligbarkeit von Wasser zur
Erhaltung und Wiederherstellung der Okosysteme und der Biodiversitat sowie fiir die Aufrechterhal-
tung der Wasserversorgung fiir den Menschen leisten, sowie eine konsequente Anwendung der guten
fachlichen Praxis unterstitzen. Gleichzeitig muss die Versorgung der Bevélkerung mit Nahrungsmitteln
gewabhrleistet und die Einbindung neuer Strategien, z.B. nachhaltige Biomasse-Strategie, ermdglicht
werden. Damit werden Bausteine fiir eine regional- und standortangepasste Differenzierung von Be-
wirtschaftungsmaRBnahmen im Hinblick auf die Umsetzung regionaler Leitbilder des naturnahen Was-
serhaushalts (Kapitel 11.1.) durch die regionalen Akteure vereinbart, die hohe 6kologische Effektivitat
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mit wirtschaftlicher Effizienz* verbinden.'® Durch eine regelméaRige Evaluierung wird den sich dndern-
den Rahmenbedingungen wie insbesondere der Klimakrise und der Verknappung von Wasserressour-
cen Rechnung getragen.

Eine bundesweite Praxishilfe, die die einschlagigen gesetzlichen und untergesetzlichen Regelungen
zum Gewasserschutz zusammenfasst, erldutert und mit praxiserprobten Losungen und Bewirtschaf-
tungsmethoden verbindet, wird in einem interdisziplindren Prozess (Praktikerdialog, Wasser und Land-
wirtschaft) erarbeitet und den landwirtschaftlichen Betrieben zur Verfligung gestellt, um die Umset-
zung einer gewassersensiblen und klimaangepassten Landnutzung in der Praxis zu erleichtern.

Durch die Umsetzung konkreter auf den Okolandbau zugeschnittener MaRnahmen und Férderange-
bote sollen zuséatzliche Anreize geschaffen werden, um bis 2030 30% der landwirtschaftlichen Flache
in Deutschland 6kologisch zu bewirtschaften.

Die Entwicklung der landwirtschaftlichen Tierbestande ist an der zur Verfliigung stehenden Flache zu
orientieren, indem ein Verhiltnis von maximal zwei GroBvieheinheiten (GVE) je Hektar nicht tber-
schritten wird. Im Rahmen des Umbaus der Nutztierhaltung hin zu tiergerechten Haltungsverfahren
wird dieses Ziel der europarechtlichen Verpflichtungen zur Minderung von Stickstoffeintragen in Was-
ser und Luft bei der Férderung der Tierhaltung durch den Bund berticksichtigt.

Eine boden- und gewasservertragliche, nachhaltige Landwirtschaft wird durch Aus-, Weiterbildungs-
und Férderprogramme sowie Anreizsysteme unterstitzt, die die Auswirkungen der Klimakrise und der
Landbewirtschaftung auf den regionalen Wasserhaushalt und die Risiken durch haufigere und intensi-
vere Extremereignisse minimieren. Die Anlage von Bewasserungsteichen und Zisternen wird insbeson-
dere durch vereinfachte Genehmigungsverfahren unterstitzt.

Zwingend erforderlich sind Wassernutzungskonzepte in der Flache, die kiinftige Planungen und Ent-
wicklungen bericksichtigen sowie Orientierungen fiir die Zulassung von Wasserentnahmen fiir die ver-
schiedenen Nutzungen geben. Sie beziehen die Bewasserungsbedirfnisse der Landwirtschaft ebenso
ein wie die Anforderungen wasserabhangiger Lebensrdume an ausreichende Grundwasserstande. Sie
fordern dabei die Umsetzung von WassersparmaRRnahmen aller Wassernutzer und von angemessenen
Qualitatsstandards flir die Bewdsserung in der Landwirtschaft, siehe dazu auch Kapitel II.5. zu Infra-
strukturen.

Wichtige MalRinahmen, wie die Klimaanpassung der Be- und Entwasserung von landwirtschaftlichen
Nutzflachen, der Schutz der Gewasserrander (bzw. die auflagengebundene nachhaltige extensive Nut-
zung), die Anlage von naturnahen Niederschlagsspeichern (Timpel, Weiher, Léschteiche), die starkere
Einbindung naturnaher Teichgebiete in derartige Speichersysteme sowie die Wiedervernassung von
Moorbdden und Feuchtgebieten bzw. die Wiederherstellung von Quell- und Auen-Lebensrdaumen wer-
den umgesetzt und nach Moglichkeit geférdert. Im Sinne der Ziele der EU Biodiversitatsstrategie wer-
den 30% der Gewasser unter Naturschutz gestellt und 30% degradierter aquatischer Lebensraume
wiederhergestellt. Diese Malnahmen verbessern die Grundwasserneubildung, den Wasserriickhalt
in der Flache und den regionalen Wasserhaushalt. Der Gewasserschutz ist fest verankert in Akti-
onspldanen und MaRnahmen der Nationalen Strategie zur biologischen Vielfalt (NBS). Nadelbaumkul-
turen werden konsequent in naturnahe und damit klimaresiliente Mischwaldern mit iberwiegend
heimischen Baumarten entwickelt. Sie tragen somit zu Grundwasserschutz und -neubildung, aber
auch zur Resilienz der Walder bei.

Fiir die Umsetzung, regelmiaRige Uberpriifung und ggfs. Anpassung solcher MaRnahmen ist eine gute
Vernetzung der Akteur*innen Uber kooperative regionale Ansatze anzustreben, z. B. Giber paritatisch

15 KoaV 2021, S. 58
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besetzte und gesetzlich legitimierte regionale Beteiligungsformate (z.B. Wassernetzwerke oder Was-
serbeirite)!®, die Behérden und Landnutzer bei MaRnahmen beraten sowie deren Umsetzung iber-
wachen und evaluieren.

Zur Erreichung der Treibhausgasneutralitat bis 2045 werden auch nachwachsende Rohstoffe eine Rolle
spielen, die gemaRk dem Kaskadenprinzip, sofern wirtschaftlich und technisch darstellbar, vorrangig
stofflich genutzt werden sollen. Deren Produktion muss neben der Bertlicksichtigung nachhaltig zur
Verfligung stehender Biomassepotentiale auch im Einklang mit den wasserpolitischen Zielen stehen.
So kann z. B. die Bewirtschaftung mit heimischen Geholzarten und Rohrichtarten an geeigneten Ge-
wasseruferabschnitten zur Erosionsminderung und gleichzeitig zum Nahrstoffriickhalt an Gewasser-
randern beitragen. Dies dient dem Gewadsserschutz und dem Nachwachsen von Rohstoffen, wobei die
natirlichen Lebensrdume und Arten der Gewasser und ihrer Ufer/Auen nicht beeintrachtigt werden
diirfen. Derartige Nutzungsformen, die Gewasser- und Naturschutz mit Produktion vereinen, auch eine
extensive Griinlandnutzung zahlt dazu, sind forderwirdig. Auf diese Weise verbinden sich natdrlicher
Klimaschutz und eine gewdssersensible Landnutzung.

Walder werden so bewirtschaftet, dass die Wasserspeicherfunktion und die Wasserhaltekapazitat des
Waldbodens erhalten und nach Méglichkeit verbessert werden. Die Waldbewirtschaftung soll im Rah-
men ihrer Moglichkeiten dazu beitragen, den Oberflachenabfluss von Niederschlagen zu mindern und
den Bodenwasserspeicher / das Grundwasser aufzufiillen. Diese Ziele sollten durch entsprechende An-
reize fiir wasserwirtschaftliche Okosystemleistungen der Walder unterstiitzt werden. Im Rahmen der
vorgesehenen Novellierung des Bundeswaldgesetzes wird gepriift, inwieweit diese Belange vorange-
bracht werden kdonnen.

Bei der Umsetzung der EU-Wasserrahmenrichtlinie bemiihen sich die zustédndigen Behérden von Bund
und Landern auch um eine den Zielen der EU-Wasserrahmenrichtlinie entsprechende Berlicksichtigung
der Erfordernisse des Aquakultursektors. Extensive Aquakulturanlagen wie z. B. Teichlandschaften
werden flr die Nutzung als Fischteiche erhalten und geférdert. Die Belange der nachhaltigen Fischerei
und Aquakultur werden bericksichtigt und unterstitzt.

Zur Vorsorge gegen Bodenerosion durch Wasser ist eine breite Palette von praxistauglichen Manah-
men ausfihrlich in den bodenschutzfachlichen und landwirtschaftlichen Empfehlungen formuliert.
Diese fachlichen MaBRnahmenempfehlungen miissen starker in der Praxis umgesetzt werden. Erosions-
mindernde landwirtschaftliche MalRnahmen sollten durch agrarstrukturelle MalRnahmen der Landent-
wicklung und Flurneuordnung wirksam unterstiitzt werden. Dabei ist starker den Gefahrdungen, die
durch abflieBendes Wasser und Bodenerosion entstehen, Rechnung zu tragen.

Eine wassersensible Stadtentwicklung ist ein maRgeblicher Baustein fiir eine klimagerechte Gestaltung
von lebenswerten Stadten und ein wichtiger Bestandteil einer integrierten Planung. Das Leitbild der
»wassersensiblen Stadt” wird praxisnah und umsetzbar weiterentwickelt sowie mit MaBnahmenvor-
schlagen zur Umsetzung in den Kommunen verknipft. Ziel ist dabei, den nachhaltigen Umgang mit
Wasser im Allgemeinen und Niederschlagswasser im Besonderen in Stadten zu starken. Dies betrifft
die Themen Versickerung, Verdunstung, Speicherung sowie Umgang mit Starkregen, Brauchwas-
sernutzung, Schadstoffminimierung und Anpassungsmaoglichkeiten an Trockenheit und Hitze in Stad-
ten zu erschlieRen (z. B. Vorrang einer dezentralen Niederschlagswasserbewirtschaftung” in neu zu
erschlieRenden Siedlungs- und Gewerbegebieten vor Ableitung in Kanalisationen, unter besonderer
Bericksichtigung von Starkregenereignissen, Hochwasservorsorge, Reduzierung der Hitzebelastung).
Der Vorrang naturnaher MaRnahmen der Niederschlagswasserbewirtschaftung soll in der kommuna-

6 Hier analog gedacht zu den Jagdbeiriten oder auch zu entsprechenden Wasserverbanden.
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len Bauleitplanung gestarkt werden. Hierzu ist ggf. auch eine Anderung des § 55 Abs.2 WHG notwen-
dig, der der Versickerung momentan keinen Vorrang gegeniiber der Kanaleinleitung einrdumt. Ein de-
zentrales kommunales Niederschlagswassermanagement wird, z.B. durch Regenwasseragenturen, ge-
fordert.

Insbesondere in Regionen, die im Zuge der Klimakrise verstarkt unter Trockenheit leiden, ist die Er-
schlieBung alternativer Wasserquellen unter strikter Berlcksichtigung hygienischer und 6kologischer
Belange auch fiir die Wasserverfiigbarkeit der stadtischen Griinrdume und Stadtbdume voranzutrei-
ben, z.B. Bewasserung mit aufbereiteten Klarwasser, Brauch-/Grauwassernutzung in Haushalten, 6f-
fentlichen Einrichtungen und Industrie sowie Kreislauffihrung von Prozesswasser in Unternehmen.

Ebenso sollen die Aspekte Gewdsserokologie und Naturerleben in das Leitbild integriert werden. Um
dies zu erreichen, ist eine breite, ressort- und disziplinibergreifende Erérterung und Diskussion des
Handlungsbedarfs sowie konkreter Umsetzungsaktivitdten in den verschiedenen angesprochenen
Handlungsfeldern notwendig. Dabei sollten Fach-, Planungs- und Vollzugsebene von vorneherein an
dem Prozess beteiligt sein. Durch gezielte Informationsangebote oder Musterplane, die in Zusammen-
arbeit von Bund und Landern bereitgestellt werden, kann die Beachtung und Umsetzung des Leitbilds
»,wassersensible Stadt” in den kommunalen Planungsamtern unterstiitzt werden. Dariber hinaus un-
terstiitzt der Bund z. B. im Rahmen der Stadtebauférderung Kommunen, die eine wassersensible Stadt-
entwicklung vorantreiben und MaRBnahmen zur Pravention sowie zur Bewaltigung von Starkregener-
eignissen und zur Anpassung an die Klimakrise umsetzen. ¥’

Durch die Umsetzung konkreter Vorhaben sollen die Moglichkeiten der Entsiegelung von Flachen zur
Wiederherstellung der Versickerungsfahigkeit in unterschiedlichen stadtebaulichen Kontexten de-
monstriert werden. In einem Dialogformat unter Einbeziehung relevanter Stakeholder (Kommunen,
Wirtschaft, Landwirtschaft, Verbdnde u. a.) sollen in einem ersten Schritt gemeinsam branchenspezi-
fische Herausforderungen fiir die Entsiegelung identifiziert und Losungsansatze erarbeitet werden. Um
diese im nachsten Schritt in die Praxis zu bringen, sollen passgenaue, d.h. akteurs- und flachenbezo-
gene Entsiegelungsprojekte und Grundlagen fiir die Integration in und die Abstimmung zwischen ein-
schlagigen Forderprogrammen (z.B. Bundesprogramme zur Klimaanpassung und zum natiirlichen Kli-
maschutz, Dorfentwicklung innerhalb der GAK, Stadtebauférderung) entwickelt werden.

II. 3. Nachhaltige Gewdsserbewirtschaftung weiterentwickeln - guten Zustand errei-
chen und sichern

Basisinformationen'®

e Uber 91 % aller Oberflichengewésser verfehlen derzeit den guten 6kologischen Zustand bzw.
das gute Okologische Potenzial gemaR WRRL. Ein wesentlicher Grund hierfiir sind die fehlen-
den Lebensrdaume fiir die Flora und Fauna.

e In Deutschland wurde die Gewasserstruktur von FlieRgewassern entlang von fast 105.000 Ki-
lometern kartiert und bewertet. Im Ergebnis wurden mehr als 80.000 km als ,deutlich bis
yvollstandig verdndert” eingestuft. Eine Vielzahl von Querbauwerken in den FlieRgewdssern
verhindert die lineare Passierbarkeit fir die Fischfauna. Besonders betroffen sind auch Wan-
derfische, die zwischen Sii3- und Salzwasser wechseln, wie Aal, Lachs, Meerforelle, Flussneun-
augen, Schnapel und Maifisch.

7 KoaV S. 93
18 Die in den Basisinformationen dargestellten Informationen finden sich mit allen Quellen im wissenschaftlichen
Hintergrund zur Strategie (siehe UBA-Texte 86/2021).
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e Querbauwerke halten auch erhebliche Sedimentmengen zuriick. Dies wirkt sich auf die Zusam-
mensetzung der weitergegebenen Sedimente in nachfolgende Gewadsserstrecken aus, indem
insbesondere grobe Sedimente zuriickgehalten werden. Dies kann zur Sohlenerosion fiihren.

e 80 % der FFH-Lebensraumtypen der Still- und FlieRgewasser sowie 65 % der in der FFH-Richt-
linie aufgefiihrten Fischarten weisen nicht den geforderten ,glinstigen Erhaltungszustand”
auf; bei 43 % der Lebensraumtypen ist der Zustand ,schlecht”.®

e Die Fischgemeinschaften verfehlen ebenso den guten Umweltzustand nach der Meeresstrate-
gie-Rahmenrichtlinie.

e Auen sind natiirliche Uberschwemmungsflachen. Bei Uberflutung kénnen Hochwasser abge-
schwacht und Schaden vermieden oder verringert werden. Auen sind zudem Hotspots der Ar-
tenvielfalt. Die Flusse sind in der Vergangenheit von einem Grof3teil ihrer Auen abgekoppelt
worden. Seitdem kénnen nur noch rund ein Drittel der ehemaligen Uberschwemmungsflachen
von Flissen mit Einzugsgebieten von tiber 1.000 km? bei groRen Hochwasserereignissen tber-
flutet werden.

e Im Bereich der Tidefllsse existieren aufgrund von KiistenschutzmaRnahmen (Eindeichungen)
keine groRflachigen Uberschwemmungsgebiete mehr. Die friiher dort wihrend Sturmfluten in
grofen Mengen abgelagerten Sedimente missen nun im Tidefluss verbleiben und fiihren dort
zu einer unnatirlichen Anreicherung von Sedimenten. Dadurch verschlicken die Flachwasser-
bereiche der Tidefllisse zunehmend und beeintrachtigen den dstuarinen Lebensraum auf viel-
faltige Weise.

Was sind die Herausforderungen?

Intakte Flusslandschaften und ihre Auen gehoren zu den artenreichsten Lebensraumen in Mitteleu-
ropa. Natlrliche Gewasser sind ein wichtiger Bestandteil des Arten- und Biotopschutzes. Die grofRen
Potenziale naturnaher FlieRgewasser und Auen zur Aufnahme und Festlegung von Kohlenstoff aus der
Luft sollen fiir den natdrlichen Klimaschutz genutzt werden. Naturnahe FlieRgewéasser und Auen haben
ebenfalls das Potenzial die Resilienz gegenliber den Auswirkungen des Klimawandels zu steigern und
zur Sicherung der biologischen Vielfalt bei zu tragen. Naturnahe Auenflachen wirken sowohl bei Hoch-
als auch bei Niedrigwasser abflussregulierend und konnen somit die Folgen des Klimawandels auf den
Landschaftswasserhaushalt abmildern.

Zwischen Gewisserentwicklung® und Naturschutz bestehen zahlreiche Méglichkeiten zur Nutzung von
Synergien”, u. a. beim Hochwasserschutz und Wasserriickhalt in der Fliche. Durch die Nutzung dieser
Synergien lassen sich viele Okosystemleistungen” erhalten bzw. wiederherstellen. Das bezieht die Er-
héhung der Resilienz der wasserabhingigen Okosysteme beziiglich Veranderungen, bspw. durch die
Klimakrise, ebenso mit ein wie relevante Nutzungsanspriiche durch den Menschen, wie z.B. Freizeit
und Erholung, Hochwasserschutz oder Schifffahrt. Die Verknipfung des notwendigen Schutzes und
Erhalts der Okosysteme einerseits und der angemessenen Nutzung der Gewésser und der angrenzen-
den Auen durch den Menschen andererseits erfordern ein hohes Mal an Zusammenarbeit, Kompro-
missbereitschaft, einen Willen zur Zusammenarbeit und effektive Strategien fiir ein integriertes Ge-
wdassermanagement.

Fir die Gewéasserentwicklung” und das Gewissermanagement ist auf européischer Ebene die Wasser-
rahmenrichtlinie das zentrale Instrument. Sie soll die Umsetzung der Fauna-Flora-Habitat-Richtlinie fir

19 Dje BezugsgroRe fiir die Prozentangaben ist die Summe der Einzelbewertungen fiir die Gewésser-LRT bzw.
Fischarten in den einzelnen biogeografischen Regionen (atlantisch, kontinental, alpin), da es keine Gesamtbe-
wertung fiir ganz Deutschland gibt.
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die wasserabhangigen Arten und Lebensraumtypen von gemeinschaftlichem Interesse maRgeblich un-
terstiitzen und ist insbesondere flir den Auenschutz in Natura-2000-Schutzgebieten von wesentlicher
Bedeutung. Die Umsetzung dieser Richtlinien tragt auch zur Erreichung der Ziele der Meeresstrategie-
Rahmenrichtlinie bei, z.B. zur Gewahrleistung der Voraussetzungen fir die natirliche Ausbreitung und
Wanderung von zwischen Meer und SiiRwasser Lebensraumen wechselnden Arten. Zahlreiche Pro-
gramme der Lander und des Bundes dienen der Umsetzung der Wasserrahmenrichtlinie mit dem Ziel
des guten Zustands bzw. das gute 6kologische Potenzial aller Gewasser. Dieses Ziel soll grundsatzlich
bis 2027 erreicht werden, es gilt auch (iber dieses Zieljahr hinaus, so dass auch weiterhin eine regel-
maRige Uberpriifung und ggf. Anpassung der Bewirtschaftungspldne und MaRnahmenprogramme er-
forderlich sein wird, um eingetretenen Anderungen etwa auf Grund der Klimakrise oder auf Grund von
Nutzungsanderungen Rechnung zu tragen. Die FFH-Richtlinie fordert einen glinstigen Erhaltungszu-
stand fiir Arten und Lebensraumtypen. Die nachhaltige Bewirtschaftung der Gewdsser und ihrer Auen
ist entscheidend fur die erfolgreiche Umsetzung der WRRL, MSRL und der FFH-Richtlinie.

Der Schutz dieser wertvollen Fluss-Auen-Okosysteme wird auch in der EU-Biodiversitatsstrategie 2030
im Rahmen des European Green Deal der Europaischen Kommission zusammengefiihrt. Hier sind die
wesentlichen Ziele die Erhéhung von Schutzgebietsausweisungen, die Wiederherstellung intakter Oko-
systeme durch effiziente MaRnahmen, die Wiederherstellung der Durchgéngigkeit (Ziel: 25.000 km frei
flieRende Gewasser in Europa) und eine stringente Umsetzung der bestehenden rechtlichen Vorgaben.

Der gute Zustand der Gewdsser bzw. der gilinstige Erhaltungszustand von wasserabhangigen FFH-Le-
bensraumtypen und -arten wird trotz der vielfaltigen Bemiihungen von Bund, Landern und Kommunen
derzeit Gberwiegend noch nicht erreicht. Dabei ist deutlich geworden, dass sich der Zustand von Ge-
wassern und Auen in unserer komplexen Industrie- und Dienstleistungsgesellschaft mit den vielfaltigen
Nutzungsinteressen nur mit ineinandergreifenden MalRnahmen auf allen Bewirtschaftungsebenen ver-
bessern lasst. Beispiele hierfiir sind naturbasierte Losungen und MaRnahmen, die 6kologische, soziale
und 6konomische Belange berticksichtigen. So kann die Revitalisierung von Auen und Flusslandschaf-
ten auch Ziele fiir die Naherholung schaffen oder die flussnahen Grundwasserstande stiitzen und so
positive Effekte fiir nahegelegene Wasserversorger generieren.

Eine besondere Herausforderung fiir Bund und Lander stellt das Erreichen der 6kologischen Zielset-
zungen der der WRRL, insbesondere die Herstellung der Durchgangigkeit flir einheimische Arten und
Sedimente sowie die Umsetzung hydromorphologischer MaRnahmen dar.

Als Folge der haufig eingeschrankten Durchgangigkeit fiir Sedimente tiefen sich die Fliegewasser ins-
besondere an Mittel- und Unterldufen (ibermaRig ein, was zu einer Entkopplung von Fluss und Auen
fuhren kann. Infolgedessen fehlen Sedimente an den Flussmiindungen (Deltabildung) und als Nach-
schub fiir den kistennahen Sedimenttransport. Der Sedimenthaushalt und ein darauf aufbauendes
guantitatives Sedimentmanagement, welches MaRnahmen zur Verbesserung der Sedimentdurchgan-
gigkeit oder zum Ausgleich eines Sedimentdefizits (z. B. durch kiinstliche Sedimentzugaben) vorsieht,
sind in den Blick zu nehmen.

Die erforderlichen MalRnahmen sind z.B. an den BundeswasserstraBen mit den Anforderungen der
schifffahrtlichen Nutzung, der Wasserkraft und des Hochwasserrisikomanagements in Einklang zu brin-
gen. Die WasserstraRen- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes ist fiir die Wiederherstellung der 6ko-
logischen Durchgangigkeit bei Stauanlagen an BundeswasserstralRen, die von ihr errichtet oder betrie-
ben werden, sowie fir den wasserwirtschaftlichen Ausbau an Bundeswasserstrallen, soweit dieser zur
Erfillung der Bewirtschaftungsziele der WRRL erforderlich ist, zustandig. Auch fir die Lander ist die
Herausforderung aufgrund ihrer Zustandigkeit fir die Umsetzung der WRRL grol3, z.B. fir die Aufstel-
lung der Bewirtschaftungsplane und MaRnahmenprogramme.

34



1230

1235

1240

1245

1250

1255

1260

1265

1270

Nationale Wasserstrategie

Derzeit kdnnen in allen Gewassern notwendige MaRnahmen aus vielfaltigen Griinden nicht oder nur
verzogert umgesetzt werden. Das liegt oft an fehlenden Flachen, z. B. fiir notwendige Renaturierungs-
malnahmen, aber vielfach auch an anderen Prioritdtensetzungen beim Einsatz von personellen und
finanziellen Ressourcen So wurden z. B. 60 % der geplanten MalBnahmen zur Verbesserung der Gewas-
serstruktur bis 2018 aus den genannten Griinden noch nicht begonnen.

Zudem hangt die erfolgreiche Umsetzung der WRRL auch von MaRnahmen in anderen Sektoren ab. So
lasst sich eine in sich schliissige und durchsetzungsfahige Gewasserschutzpolitik nur auf Grundlage ei-
ner weiteren und verstarkten Unterstiitzung und Bericksichtigung gewasserpolitischer Ziele durch an-
dere Politik- und Regelungsbereiche wie Landwirtschaft, Wasserkraft, Raumordnung oder Regional-
entwicklung realisieren.

Die grofRen Synergiepotenziale mit den Strategien und Zielen des Naturschutzes insbesondere beim
Hochwasser- und Auenschutz sowie bei der Herstellung eines Biotopverbunds, sollten — wo immer
moglich — genutzt werden. Die Hochwasserrisikomanagement-Richtlinie (HWRM-RL) nimmt ausdriick-
lich auf die Synergien mit der WRRL Bezug (s.a. Empfehlungen der LAWA zur koordinierten Anwendung
der EG-HWRM-RL und EG-WRRL) — Potenzielle Synergien bei MaRnahmen, Datenmanagement und Of-
fentlichkeitsbeteiligung). In den BundeswasserstrafRen kann auch das Bundesprogramm ,,Blaues Band
Deutschland” einen wesentlichen Beitrag leisten.

Die Ziele der WRRL, MSRL, der FFH-Richtlinie und des europaischen Green Deals sind anspruchsvoll,
und die Herausforderung besteht darin, diese Ziele mit den vielfaltigen Nutzungsanspriichen auszuba-
lancieren. Fortschritte wurden erreicht z. B. bei der Wiederherstellung der Durchgangigkeit von Ge-
wassern. Diese gilt es nun weiter auszubauen, und eine nachhaltige Gewasserbewirtschaftung bleibt
somit eine ehrgeizige Daueraufgabe.

Vision — Nachhaltige Gewdsserbewirtschaftung im Jahr 2050

Alle Gewasser befinden sich seit langerem in einem guten 6kologischen Zustand oder besitzen ein gu-
tes 6kologisches Potenzial entsprechend der WRRL; die FFH-Lebensraumtypen und -arten der Binnen-
gewasser befinden sich in einem glinstigen Erhaltungszustand. Wo dies aufgrund natdrlicher Gegeben-
heiten, wie etwa langere Zeitraume in Anspruch nehmende Regenerationsphasen der Okosysteme,
noch nicht der Fall ist, ist ein klarer Verbesserungstrend feststellbar.

Es stehen quantitativ und qualitativ ausreichend Lebensrdaume fiir die Flora und Fauna in den Oberfla-
chengewassern und in den angrenzenden Auen zur Verfligung, besonders fir Arten die laut Roter Liste
gefdhrdet sind. Die Lebensrdume, Fauna und Flora sowie das Grundwasser werden Uber vernetzte Bi-
otopstrukturen geschiitzt. Der Schutz dieser Okosysteme steht im Einklang mit den Gewéssernutzun-
gen.

Auf die Klimakrise und den Biodiversitatsverlust wurde mit angemessenen strukturellen und fachlichen
Maflnahmen reagiert, um eine nachhaltige und integrative Gewasserbewirtschaftung zu ermaoglichen.
Hierzu gehoéren die Renaturierung und Redynamisierung von begradigten und befestigten Flusslaufen,
die Wiederanbindung von ehemaligen Auen und Nebenarme und deren Vernetzung mit dem Grund-
wasser sowie die Schaffung von Uberflutungsflichen und Flachwasserzonen. Fiir alle Moore, Feucht-
gebiete und wasserabhingigen Lebensraume sowie fiir Walder sind ein naturnaher Landschaftswas-
serhaushalt sowie ausreichende Grundwasserstdande dauerhaft gesichert. Der Wasserhaushalt steht in
Balance mit den Nutzungsanspriichen.

An den Bundeswasserstralen sind die 6kologischen Ziele des Bundesprogramms ,Blaues Band
Deutschland” in allen Bereichen (Umbau und Rickbau, Durchgangigkeit, Unterhaltung, Biotopverbund
und Auenentwicklung) verwirklicht. Die Ziele der WRRL sind erreicht und werden kontinuierlich Giber-
prift und abgesichert. In Deutschland hat die Fortentwicklung des Rechtsrahmens zu einer engeren
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fachlichen Verzahnung der Bewirtschaftungsplanung nach WRRL, MSRL und FFH-RL mit Raumordnung,
Naturschutz und Landschaftsplanung gefiihrt.

In den Flussgebieten sind Sedimentmanagementpldane vorhanden. Den qualitativen und den quantita-
tiven Defiziten im Zusammenhang mit Sedimenten wird durch MaBnahmen der Gewasser- und Sedi-
mentbewirtschaftung begegnet.

Was ist daflir zu tun?

Die WRRL und die FFH-RL werden kontinuierlich umgesetzt. Dabei sind die ambitionierten Ziele der
WRRL trotz der noch vorhandenen Defizite der Gewdsserqualitdt, der steigenden Beanspruchung
durch vielfaltige Nutzungen und der Herausforderungen der Klimakrise weiterhin zu verfolgen. Zudem
gewadhrleisten die Bewertungsprinzipien der Richtlinien, dass alle Belastungen beachtet werden, ohne
dabei die Nutzungen in der seit Jahrzehnten entwickelten Kulturlandschaft zu vernachlassigen.

Die fiir den Wasserhaushalt und den Gewésserschutz relevanten Okosysteme miissen mit Konzepten
zum Schutz und Management derart geschiitzt werden, dass sie trotz der Verdanderungen durch die
Klimakrise ihre Okosystemfunktionen beibehalten, also resilient sind. Anforderungen an die Klimaresi-
lienz stehen zudem im Einklang mit den Zielen der Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie, der HWRM-RL
und des Griinen Deals der EU.

Die naturschutzfachlichen und wasserwirtschaftlichen Erfordernisse zur Umsetzung der FFH-RL und
der WRRL sind friihzeitig gemeinsam zu betrachten und in den Bewirtschaftungs- bzw. Management-
planen zielorientiert und malnahmenscharf zu formulieren. Die wasserbauliche Infrastruktur sowie
die UnterhaltungsmalRnahmen an FlieBgewdssern miissen sowohl deren Durchgéngigkeit als auch eine
naturnahe Morphologie und Dynamik ermoglichen. Die seitlich an die Gewasser angrenzenden Fla-
chennutzer sind fiir die erforderliche Starkung der 6kologischen Funktion der FlieBgewasser zusatzlich
zu sensibilisieren, um damit ihre Akzeptanz von MalRnahmen zu erhéhen. Zudem sind die fiir die Ge-
wasserunterhaltung zustandigen Institutionen (Ldnderverwaltungen, Gemeinden, Gewdsserunterhal-
tungs-verbande oder weitere Zweckverbande, Wasserstralen- und Schifffahrtsverwaltungen des Bun-
des,) in ihrer Umsetzungskompetenz umfassend weiter zu qualifizieren und auszustatten.

Die Anstrengungen zur Schaffung eines koharenten, landeriibergreifenden Biotopverbunds miissen
weiter verstarkt werden. Hierzu bieten sich insbesondere auch Fliegewasser und ihre Auen als natiir-
liche Verbundstrukturen, erganzt mit naturnahen Teichlandschaften, an. Dies unterstiitzt die Umset-
zung der Ziele der FFH-RL und der WRRL, des Programms ,Blaues Band Deutschland” sowie der EU-
Biodiversitatsstrategie 2030. Zur nationalen Umsetzung der Ziele der EU-Biodiversitatsstrategie sind
ein fachliches Konzept zu erstellen, die Realisierung in einer Modellregion zu erproben und die erfor-
derlichen MalRnahmen schliefRlich in die MaRnahmenprogramme gemaR WRRL und FFH-RL zu integ-
rieren.

Die fiir ein nachhaltiges Gewassermanagement notwendigen finanziellen und personellen Prioritaten-
setzungen werden im Rahmen gesamtgesellschaftlicher Diskussionen deutlich. Daneben sind administ-
rative Zustandigkeiten flr die Umsetzung von MaRnahmen verbindlich zuzuweisen. Folgen einer un-
zureichenden Gewaésserbewirtschaftung sind Politik und Gesellschaft deutlich aufzuzeigen. Die Akzep-
tanz fur die Durchfiihrung von MaRnahmen soll durch die friihzeitige Beteiligung der Stakeholder und
der Offentlichkeit, durch Beratungsangebote, die Bereitstellung von Handlungsempfehlungen fiir Pla-
nung, Finanzierung und Umsetzung von MaBnahmen oder durch die Férderung von Best-Practice-Bei-
spielen gestarkt werden. Der mit notwendigen MaRnahmen verbundene 6kologische, wirtschaftliche
und soziale Nutzen ist gezielt zu vermitteln, indem auch der monetére Wert der Okosystemdienstleis-
tungen dargestellt wird.

Ein weiterer Grund fiir die Verfehlung von Gewasserschutzzielen ist auch die fehlende Integration von
Belangen des Gewasserschutzes in andere Rechtsbereiche auBerhalb des Wasserrechts. Zu prifen ist,
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wie die Anschlussfahigkeit der wasserwirtschaftlichen Planungen an die Raumplanung und Bauleitpla-
nung und damit die tatsachliche Durchsetzungsfahigkeit wasserwirtschaftlicher Belange in der Abwa-
gung aller raumlichen Belange verbessert werden kann. Dabei ist die Mdglichkeit der Festsetzung von
Vorranggebieten flr die Grundwasserneubildung und die zuklinftige Wasserversorgung (kiinftige Was-
serschutzgebiete) mit in den Blick zunehmen.

Die Synergien zwischen Fluss- und Auenentwicklung, Erhalt und Forderung der Biodiversitat, Klimaan-
passung, Erholung, Hochwasserschutz und Niedrigwasserbewirtschaftung sollten konsequent genutzt
und den Gewdssern mehr Entwicklungsraum zurlickgegeben werden. Die fiir diesen Entwicklungsraum
erforderlichen Flachenbedarfe sind zu ermitteln und in Flachenzielen zu definieren, um zu einer pla-
nungs- und baurechtlich verankerten Flachenkulisse fiir Renaturierungsmafnahmen zu gelangen und
Moglichkeiten der Flachenbeschaffung und -sicherung eruieren zu kénnen. Hierzu ware es hilfreich,
wenn von Seiten der Wasserwirtschaft der Raumplanung die fachlichen Informationen zu Gewasser-
entwicklungskorridoren anwendergerecht zur Verfligung gestellt werden. Dies erfordert eine landes-
weite Berechnung und kartografische Darstellung der Gewasserentwicklungsflaichen mit Raumbedeut-
samkeit. Fiir eine stringente und 6kologisch effektive Umsetzung gewasserstruktureller Malhahmen
ist die planerische Sicherung von Gewasserentwicklungskorridoren und Auen mit den dafiir notwendi-
gen Flachenanteilen anzustreben. Hierzu sind auf Seiten der Raumordnung und Bauleitplanung plane-
rische Instrumente der Sicherung von Gewasserentwicklungsflachen (ausgenommen an Bundeswas-
serstraBen) im Rahmen des geltenden Rechts starker zu nutzen (Umsetzungsdefizit). Der im ROG § 2
Abs. 2 Nr. 6S. 1 geregelte Grundsatz zur Entwicklung, Sicherung und Wiederherstellung der Funktions-
fahigkeit des Wasserhaushalts ermdoglicht grundsatzlich die Unterstiitzung von Gewasserentwicklungs-
flachen wie Gewasserkorridoren oder kiinftigen Trinkwassergewinnungsgebieten. Die fir die Wasser-
wirtschaft und Raumplanung zustdndigen Behorden auf Bundes- und Landesebene loten auf der
Grundlage einer Auswertung von bestehenden Landesraumordnungs- und Entwicklungsplanen die
konkreten Umsetzungsmoglichkeiten in Fachgesprachen aus.

Ergdnzend sollte in der fachrechtlichen Planung die Einflihrung einer Schutzgebietskategorie fiir Ge-
wasserentwicklungsflachen im WHG nach dem Vorbild der Hochwasserentstehungsgebiete und Was-
serschutzgebiete geprift werden, um fiir den Schutz von besonders schiitzenswerten Gewasserent-
wicklungsflachen allgemeine Rechtsverbindlichkeit zu erreichen.

. 4. Risiken durch Stoffeintrage begrenzen

Basisinformationen

e Die Belastung der Gewadsser mit vielen, vom regelmaRigen Monitoring erfassten, anthropoge-
nen Stoffeintragen ist in Deutschland in den letzten Jahrzehnten zuriickgegangen.

e Sie ist aber immer noch so hoch, dass der gute Zustand von Oberflachengewdassern (flachen-
deckend) und des Grundwassers (ca. 30 % der Grundwasserkorper) in Deutschland gemal der
EU-WRRL verfehlt werden. Ursachlich dafiir sind insbesondere durch menschliches Handeln
ubiquitdr vorkommende Stoffe” wie Quecksilber, bromierte Diphenylether (in Flammschutz-
mitteln) oder hochpersistente poly- und perfluorierte Stoffe (PFAS) sowie Eintrdge von Nahr-
stoffen und Pestiziden aus unterschiedlichen Quellen.

e Haufig sind die in den Gewassern gemesseneren Konzentrationen persistenter Stoffe auf Ein-
trage vergangener Jahre oder gar Jahrzehnte (Einsatz von PFAS seit den 1950er Jahren) zurlick
zu fuhren. Solche Stoffeintrage werden den Zustand von Oberflachengewdssern und Grund-
wasser Uber viele weitere Jahrzehnte oder gar Jahrhunderte negativ beeinflussen.
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e Eine aktuelle Einzelstudie im Auftrag des UBA kommt auerdem zu dem Ergebnis, dass in klei-
neren Gewassern in der Agrarlandschaft Rickstande von PSM einen entscheidenden Stress-
faktor fiir diese Okosysteme darstellen.?°

e In den Oberflachengewdssern werden Spurenstoffe, z. B. Arzneimittel und deren Riicksténde,
nachgewiesen.

e Antibiotikaresistente Keime* und Kunststoffpartikel werden kontinuierlich in den Gewassern
nachgewiesen.

e Inden letzten Jahren ist der Medikamentenverbrauch u. a. durch den demografischen Wandel
angestiegen. Studien zeigen, dass dieser Anstieg bis zum Jahr 2045 bis zu 70 % betragen kann.

e 32,7 % der Grundwasserkorper verfehlen aufgrund zu hoher Nitratkonzentrationen und ande-
rer Schadstoffe gemall WRRL einen ,,guten chemischen Zustand”.

e 16 % der Grundwasserkorper, die den ,guten chemischen Zustand” verfehlen, zeigen stei-
gende Trends von Schadstoffkonzentrationen.

e Vor allem bei Niedrigwasser verursachen Einleitungen von behandeltem Abwasser in abfluss-
schwachen Gewdssern oder in urban verdichteten Raumen signifikante Belastungen, z.B.
durch Arzneimittel oder Biozide. Ebenso gibt es eine Belastung bei Starkregen durch unbehan-
delte Mischwasseriberlaufe.

e Sedimente und Auenbdden sind regional weiterhin mit Schadstoffen belastet. Enthnommene
Sedimente missen daher z.T. auf geeigneten Deponien abgelagert werden, statt sie den Ge-
wassern wieder zuzufiihren. Die extensive Nutzung von Auen wird durch solche Belastungen
erschwert.

e Inder Nord- und Ostsee wird der gute Umweltzustand nach der EU-Meeresstrategie-Rahmen-
richtlinie (MSRL) ebenso flachendeckend verfehlt. Der Eintrag von Nahrstoffen durch die
Flisse in die Meere fihrt zur Eutrophierung in den Kiistengewdassern. Die aus Fliissen einge-
tragenen Schadstoffe kumulieren in den Meeresgewassern.

Was sind die Herausforderungen?

Der Eintrag von Stoffen, Stoffgruppen” und Krankheitserregern sowie Partikeln” in die Gewésser ist ein
Risiko” fir die menschliche Gesundheit und die Umwelt. Trotz erheblicher Fortschritte bei einer Reihe
dieser Parameter, fiir die wasserrechtliche Qualitatsnormen existieren, ist die Belastung der Gewasser
durch Stoffeintrage aus unterschiedlichen Quellen wie Industrie, Kommunen und Landwirtschaft wei-
terhin zu hoch. Zusatzlich haben neue Analyse- und Bewertungsverfahren bisher nicht erkannte Schad-
stoffbelastungen in den Gewdssern aufgezeigt. Oftmals bestehen erhebliche Wissens- und Informati-
onsdefizite hinsichtlich der gewéasserokologischen Wirkungen vieler Stoffe und deren Kombinations-
wirkungen. Viele Stoffe werden nur sehr langsam oder gar nicht in den Gewassern abgebaut. Darliber
hinaus entstehen beim Abbau von Stoffen teilweise persistente Transformationsprodukte. Diese per-
sistenten Stoffe kénnen durch Ferntransport auch in die Meere und an entlegene Orte wie in die Arktis
oder Antarktis gelangen. Persistente Stoffe konnen daher langfristige negative Auswirkungen auf die
Okosysteme und damit auf die Belange des Natur- und Artenschutz sowie die Nutzbarkeit der belaste-
ten Gewasser sowohl regional als auch global haben. Fiir das Monitoring von Kunststoffpartikeln sowie
fir die Bewertung deren Wirkungen auf die Menschen und Okosysteme fehlen standardisierte Metho-
den.

20

Liess M, Liebmann L, Luck M, Vormeier P, Weisner O, Foit K, Knillmann S, Schéfer RB, Schulze T, Krauss M, Brack W, Reemtsma
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Bereits heute besteht ein umfangreiches und komplexes Regelwerk zur Regulierung von Stoffen. Dabei
spielen EU-Regelungen eine zentrale Rolle. Geregelt werden u. a. Registrierungs- und Zulassungsvo-
raussetzungen (unterschiedlich fiir Chemikalien, Pflanzenschutzmittel, Biozide, Arznei- sowie Wasch-
und Reinigungsmittel), Emissionen fiir Abwassereinleitungen und Qualitatsnormen fir die Gewasser.
Allerdings ist das Zusammenspiel der verschiedenen Regelungsbereiche auch nach Einschatzung der
Europdischen Kommission verbesserungswiirdig. Beispielsweise kdnnen Daten aus Umweltrisikobe-
wertungen, die im Rahmen der Arzneimittelzulassung eingereicht wurden, nicht uneingeschrankt fur
die Ableitung von Qualitatsnormen genutzt werden. In diesem Sinne sind die europarechtlichen Zulas-
sungsvoraussetzungen weiterzuentwickeln.

Eine Herausforderung besteht darin, die Schadstoffbelastung des Abwassers durch MaRnahmen be-
reits entlang der gesamten Wertschdpfungskette” deutlich zu verringern. Die Abwasserfracht der ein-
zelnen Produktionsstufen sowie wasserschonende Produkte und Herstellungsverfahren sind bereits
beim Produktdesign mitzudenken. Eine solche integrierte Herangehensweise im Sinne eines Multi-Bar-
rieren-Prinzips” erfordert ein verantwortliches Zusammenwirken aller Akteure entlang der Wertschop-
fungskette, einschlielich der Produzent*innen und Konsument*innen.

Neben den Eintragen aus urbanen Quellen, einschlielRlich Punktquellen, z.B. aus Kldaranlagen, spielt die
Schadstoffbelastung aus diffusen Quellen eine wichtige Rolle. Das umfasst bspw. den Eintrag von Nahr-
stoffen sowie Riickstanden von Pflanzenschutzmitteln, Bioziden und Tierarzneimitteln aus der Land-
wirtschaft durch Auswaschung aus den Béden ins Grundwasser oder durch Erosion von der Flache in
die Oberflachengewasser. RisikominderungsmaRnahmen, wie die Anlage bewachsener Gewasserrand-
streifen wurden in der Diingeverordnung 2020 und in § 38a WHG fiir Flachen mit einer Hangneigung
>5 % festgeschrieben. Dariliber hinaus haben die Lander eigene, z.T. weitergehende Regelungen, ge-
troffen. Durch die im Jahr 2021 erfolgte Anderung der Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung wur-
den die Rahmenbedingungen fiir Gewasserrandstreifen angepasst. Sie sieht ein Anwendungsverbot an
Gewassern von PSM in einem Abstand von 10 m und fiir bewachsene Randstreifen von 5 m vor. Die
Erfolgskontrolle getroffener Mallnahmen stellt hohe Anforderungen an den Vollzug und geeignete
Monitoringkonzepte. Zusatzlich werden ubiquitdre Stoffe wie bspw. Quecksilber und PAK aus der Ver-
brennung fossiler Brennstoffe durch die atmospharische Deposition flaichendeckend verbreitet und
gelangen in die Gewadsser. Nicht zu unterschdtzen sind die diffusen stofflichen Eintrage unter anderem
aus Industrie- und Verbraucherprodukten, wie z.B. durch Additive oder ungebundene Monomere in
Kunststoffen oder aus der Verwendung von PFAS-haltigen Materialien wie z.B. Textilimpragnierungen,
Schmierstoffen, fluorierten Kiihl- und Kaltemitteln usw.

Die Eintragspfade® sind vielféltig und selbst dort, wo punktuelle Quellen (z. B. kommunale oder indust-
rielle Kldranlagen) identifiziert werden konnen, gelingt es nur in spezifischen Fallen, MaBnahmen und
Verfahrenskombinationen zur ausreichenden Reduzierung der Eintrdge in die Gewdasser umzusetzen.
Angesichts der groBen Zahl bereits im Umlauf befindlicher — aus Sicht des Gewdsserschutzes — rele-
vanter Stoffe, bleibt es daher eine Herausforderung, produktionsintegrierte Verfahren, betriebliches
Chemikalienmanagement und Verfahren der Abwasserbehandlung weiter zu verbessern und diesen
neuen Stand der Technik in den bestehenden Regelwerken zu etablieren. Hierzu ist auch Zusammen-
arbeit auf EU und internationaler Ebene wichtig, zu dem ist in den internationalen Flussgebietseinhei-
ten eine enge Kooperation bei der Begrenzung von Risiken durch Stoffeintrage notwendig.

Kommunale Abwasser und Klarschlamme gelten als Hotspots fiir die Ausbreitung von Antibiotikaresis-
tenzen. Auch Tierhaltungen und Schlachthofe konnen im Einzelfall die Ausbreitung von Antibiotikare-
sistenzen beglinstigen. Zum einen werden diese direkt mit dem Abwasser, Wirtschaftsdiinger und Klar-
schlamm in die Umwelt eingetragen. Zum anderen kdnnen die darin enthaltenen Antibiotika die Ent-
stehung von Resistenzen in der Umwelt, auch in den Gewadssern, beglinstigen bzw. deren Selektion
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fordern. Weitere, ebenfalls im Abwasser enthaltene Schadstoffe wie z. B. Schwermetalle, kdnnen zu-
satzlich zur Selektion von antibiotikaresistenten Stammen beitragen. Um bestehende Wissensliicken
zu schlieRen, bedarf es der Etablierung eines Screenings und Monitorings in Abwasser, Klarschlamm
und Gewassern. Weitere praventive und sektoriibergreifende MaRRnahmen sind in der Deutschen An-
tibiotika-Resistenzstrategie festgehalten.

Der Eintrag von Kunststoffen in die Boden flhrt langfristig zu einer Akkumulation. Die Persistenz dieser
Stoffe sorgt im Zusammenspiel mit der mechanischen Zerkleinerung fir eine Anreicherung immer klei-
nerer Kunststoffpartikel (sog. sekundares Mikroplastik), die letztendlich auch mobilisiert und in das
Grundwasser eingetragen werden kdnnen. Auch Uber oberflachenabflussbedingte Erosion kdnnen im
Boden enthaltene Kunststoffe in die Oberflachengewdsser gelangen.

Vision — Stoffeintrage ,,Null Verschmutzung” im Jahr 2050

Der Zielsetzung des Europaischen Null-Schadstoff-Aktionsplans folgend, sind Schadstoffeintrage in
Wasser, Luft und Boden so minimiert, dass Schadstoffe kein Risiko® mehr fiir die menschliche Gesund-
heit und die Gewésser darstellen. Beeintrachtigung der Okosystemfunktionen oder der menschlichen
Gesundheit sind so auch langfristig ausgeschlossen. Besonders schadliche Stoffe sind auf essenzielle
Anwendungen beschrdankt und nicht mehr im Umlauf.

Die Eintragspfade” hinsichtlich der Gewdasserqualitat relevanter Stoffe”, Stoffgruppen” und Partikel” in
die Gewasser sind entlang der gesamten Wertschopfungs- und Verwendungskette bekannt, das Risiko
von Eintragen ist durch jeweils geeignete Malnahmen auf den verschiedenen Stufen der Wertschop-
fungs- und Verwendungsketten minimiert. Hersteller und Verwender nehmen ihre Verantwortung fir
eine Reduzierung und Vermeidung relevanter Stoffeintrage wahr. In einem Zusammenspiel von ord-
nungsrechtlichen und marktwirtschaftlichen Losungen sowohl auf EU- als auch auf nationaler Ebene
ist die Hersteller- und Produktverantwortung fiir den Gewasserschutz realisiert. Im Bereich der Land-
wirtschaft und des kommunalen Abwassermanagements sind Mallnahmen zur Reduzierung und Ver-
meidung von Eintragen relevanter Stoffe/Stoffgruppen in besonders belastete oder sensible Gewésser
und zum Schutz der Meere realisiert.

Bei der Entwicklung, Registrierung und Zulassung von Stoffen werden Bewertungsliicken geschlossen
und die Verwendungen und deren Risiken fir die Wasserqualitdt durch den Menschen umfassend er-
mittelt und in der Gesamtbewertung beriicksichtigt. Flir neu entwickelte Stoffe gilt die Anforderung
»safe by design“®. Es erfolgt keine Zulassung von Stoffen oder Stoffgruppen, die einzeln oder in Kom-
bination toxische Wirkungen fiir Mensch oder Gewdsserdkosysteme haben oder erhebliche andere
unerwiinschte Wirkung auf die Wasserqualitat, die Gewasser und deren Nutzbarkeit haben. Fir Aus-
nahmen gelten hohe Anforderungen an das, auf einer wissenschaftlichen Risikobewertung beruhende,
Risikomanagement. Verwendungen werden zur Vermeidung inakzeptabler Risiken auf noch zu definie-
rende essenzielle Verwendungen beschrankt. Bereits frither in den Markt eingefiihrte gewassergefahr-
dende Stoffe sind weitgehend durch sichere Alternativen ersetzt.

Eine auf EU-Ebene geregelte, anteilige Finanzierung seitens der Hersteller und Inverkehrbringer fiir die
zu ergreifenden MalRnahmen entlang der Wertschépfungs- und Verwendungskette ist neben der Fi-
nanzierung durch die 6ffentliche Hand sowie die Geblihren- und Beitragszahler etablierter Bestandteil
des Finanzierungssystems. Das Wissen (iber und das Verstandnis fiir das Verhalten und die Wirkungen
von Stoffen im Wasserkreislauf haben sich umfassend verbessert. Informationen tber die Risiken fiir
Gewasser und fiir deren Nutzungen (z.B. Trinkwasserversorgung) sind entlang der gesamten Wert-
schopfungs- und Verwendungskette verfiigbar. Dies gilt entsprechend fiir Informationen tber einen
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sicheren Umgang mit Produkten, die im Hinblick auf die Wasser- oder Gewdsserqualitat risikobehaf-
tete Stoffe enthalten, oder mogliche Alternativen dazu. Eine transparente Risikokommunikation hat
das Verstandnis fiir und das Wissen tber die Wirkungen und deren Relevanz (einschliellich Kombina-
tionswirkungen) von punktuellen und diffusen Stoffeintragen in die Gewdasser und die Meere verbes-
sert und ermoglicht ein eigenverantwortliches Abwagen und Handeln. So kénnen die Konsument*in-
nen ihre Kaufentscheidungen und ihr Nutzungsverhalten neben anderen Aspekten auch am Gewasser-
schutz ausrichten.

Mess- und Analysemethoden, die eine systematische und effiziente Identifizierung stofflicher Belas-
tungen von Gewassern und deren Riickverfolgung zu ihren Quellen ermoglichen, sind in der Gewas-
seriiberwachung etabliert. Es erfolgt eine systematische Riickkopplung der erhaltenen Analysedaten
in den Vollzug. Stoffe, Stoffgruppen und Partikel sind hinsichtlich ihrer Relevanz fur die Gewasser und
deren Nutzungen sowie bzgl. ihrer Auswirkungen auf Natur und Umwelt transparent bewertet und
priorisiert. Dabei ist die heute Gberwiegende Einzelstoffbetrachtung weitgehend durch eine stoffgrup-
penorientierte Betrachtung abgel6st. Es stehen Methoden und Prozesse zur Verfligung, die eine Ein-
leitung von gefdhrlichen und persistenten Stoffen vermeiden und deren Entfernung sowohl aus den
Oberflachengewdssern, dem Grundwasser als auch aus dem Abwasser ermoglichen. Somit kdnnen
stoffliche Gewadsserbelastungen, deren Umwelteintrage teilweise Jahrzehnte weit in die Vergangen-
heit reichen, minimiert oder gar eliminiert werden.

Die Nahrstoffbelastungen von Grundwasser und Oberflachengewassern, einschlielllich der Kistenge-
wasser, sind so weit reduziert, dass die Anforderungen an einen guten Zustand von Grundwasser und
Oberflachengewdssern sicher eingehalten und z. B. Eutrophierungsprozesse in Seen und Kiistengewas-
sern vermieden werden.

Was ist daflir zu tun?

Deutschland unterstiitzt den von der Europdischen Kommission im Rahmen des Green Deal vorgeleg-
ten Null-Schadstoff-Aktionsplan. Dieser bildet zusammen mit der Chemikalienstrategie fiir Nachhaltig-
keit den europdischen Rahmen fiir MaRnahmen zur Vermeidung von Schadstoffbelastungen fiir
Mensch und Umwelt. Ergédnzt wird dies durch weitere Regelungen, z. B. fiir Emissionen aus Industrie-
anlagen und der Landwirtschaft, fiir die Abgabe von Bioziden sowie durch Strategien (der EU-Kommis-
sion) wie die Kunststoffstrategie, die Arzneimittelstrategie, den strategischen Ansatz fiir Arzneimittel
in der Umwelt, die Farm-to-Fork-Strategie und die EU-Biodiversitatsstrategie 2030. Die beiden Letzt-
genannten haben u.a. zum Ziel, die Verwendung und das Risiko von Pflanzenschutzmitteln insgesamt
und antimikrobiellen Mitteln aus der Landwirtschaft um 50 % zu senken sowie eine mindestens 50 %-
ige Reduzierung der Nahrstoffverluste zu erreichen. Damit soll u.a. eine Verringerung des Diingemit-
teleinsatzes um mindestens 20 % bis 2030 erreicht werden. Auf internationaler Ebene ist im aktuellen
Entwurf des Handlungsziels zur Reduzierung der Verschmutzung (Target 7) zum Global Biodiversity
Framework (GBF) zum UN CBD Post-2020 Process eine Reduzierung der Stickstoffeintrdge in die Um-
welt um mindestens die Hélfte (,,reduce nutrients lost to the environment by at least half“) enthalten.
Dieses Ziel wird aktuell noch unter der Konvention Uber die Biologische Vielfalt (CBD) verhandelt und
soll mit dem GBF beschlossen werden. Die EU setzt sich hierbei international fiir den Erhalt dieses
numerischen Wertes ein, analog zu den EU Strategien zu Biodiversitat, Farm to Fork, Zero Pollution
und Boden. In der Deutschen Nachhaltigkeitsstrategie ist flir den Stickstoffliberschuss der Landwirt-
schaft ein Zielwert von 70 kg N/ha im Fuinfjahresmittel bis 2030 festgelegt. Um u.a. diesen Minderungs-
erwartungen gerecht zu werden sind sektoriibergreifend noch grofle Anstrengungen erforderlich.
Hierzu bereitet das BMUV einen Vorschlag fiir eine Gesamtstrategie vor.

41



1540

1545

1550

1555

1560

1565

1570

1575

1580

Nationale Wasserstrategie

Die auf EU-Ebene angestrebten Aktivitaten und deren Implementierung in Deutschland werden dazu
beitragen, die Belastungen von Mensch und Umwelt durch Stoffe, Stoffgruppen und Partikel in einer
starker integrierten Weise und (ber die verschiedenen Umweltmedien und bestehenden Umwelt-
rechtsbereiche hinweg zu reduzieren. So enthélt beispielsweise der Nationale Aktionsplan Pflanzen-
schutz bereits das Ziel, dass im Jahr 2023 an 100 % der Gewasser an landwirtschaftlich genutzten Fla-
chen dauerhaft bewachsene Randstreifen angelegt sind. Die Pflanzenschutz-Anwendungsverordnung
aus dem Jahr 2021 sieht zudem ein Anwendungsverbot an Gewdassern von PSM in einem Abstand von
10 m (ohne bewachsenden Randstreifen) und fiir bewachsene Randstreifen von 5 m vor. Umfangreiche
Kontrollen sichern die flaichendeckende Umsetzung des geltenden Rechts.

Vielfaltige MaRnahmen in allen verantwortlichen Sektoren werden erarbeitet, die koharent zusam-
menwirken und auf die Bewertung und die Beherrschung des Risikos von Stoffen entlang der gesamten
Kette —von der Herstellung Gber die Verwendung bis zur Riickgewinnung und Wiederverwendung oder
Entsorgung — ausgerichtet sind. Die Verwendung von Stoffen, die ein relevantes Mal} der Gefahrdung
Uberschreiten oder ein relevantes Risiko fiir die Gewasser, die Trinkwassergewinnung oder die land-
wirtschaftliche Bewasserung darstellen, soll auf essenzielle Anwendungen beschrankt werden, um in-
akzeptable Risiken fiir Gewdsser und Gewassertkosysteme von vorneherein zu vermeiden. Ein Mei-
lenstein in diesem Gesamtprozess sind die Ergebnisse der Spurenstoffstrategie des Bundes, die seit
2016 in einem Dialogprozess entwickelt wurde. Die Empfehlungen aus diesem Prozess und anderen
Gutachten zum Thema enthalten vielfaltige Hinweise fir die Umsetzung und (Weiter-)Entwicklung von
Malnahmen zur Spurenstoffreduktion. Diese werden auch in die Diskussion auf EU-Ebene einge-
bracht. Das 2021 neugeschaffene Spurenstoffzentrum des Bundes beim Umweltbundesamt unter-
stltzt diese Prozesse und berat fachlich. Die Mallnahmen aus dem Spurenstoffdialog mit den Stake-
holdern sollen fortgefiihrt und weiterentwickelt werden. Aufbauend auf den Ergebnissen des Spuren-
stoffdialogs wird eine Liste besonders relevanter Schadstoffe erarbeitet.

Die Bundesregierung sieht in einer erweiterten Herstellerverantwortung ein geeignetes Instrument,
Anreize fiir MalRnahmen zur Reduzierung der Belastung der Gewasser durch Spurenstoffe und Schad-
stoffe entlang der gesamten Wertschopfungskette zu geben. Nationale, europdische und internatio-
nale Hersteller oder Inverkehrbringer von Stoffen oder Produkten auf dem deutschen Markt, die zu
einer Umweltbelastung fiihren, sollen verstarkt zur Vermeidung und Beseitigung der Substanzen und
der dadurch ausgel6sten Schaden in den Gewassern beitragen. Mogliche Instrumente sind die Durch-
setzung der ,besten verfligbaren Technik”, Ausschluss bestimmter Anwendungen, die Ricknahme-
bzw. Beseitigungsverpflichtungen sowie Beitrage der Hersteller oder Inverkehrbringer zur anteiligen
Finanzierung von MaRRnahmen. Aus Griinden der Effektivitdat sowie zur Vermeidung von Standortnach-
teilen sollte ein entsprechender Ansatz auf EU-Ebene verfolgt werden.

Die Abwasserabgabe wird mit dem Ziel der Verbesserung des Gewasserschutzes reformiert. Dabei sind
verursacherbezogene Anreize* zur Reduzierung von Spurenstoffeintragen zu prifen.

An vielen Gewdssern sind weitergehende MaRnahmen notwendig, um bestehende Sedimentbelastun-
gen zu reduzieren, insbesondere Altlasten zu sichern oder ggf. zu entfernen. Dazu sollen landertber-
greifend Aufbereitungsschritte ausgearbeitet und mit PraventionsmaRnahmen verknipft werden. Al-
ternative Verwendungen sind in Pilotprojekten weiter zu untersuchen.

Geeignete Instrumente, auch zur Verhinderung von Stoffeintragen durch Betriebsstérungen und Stor-
fallen in Gewassern und Béden, durch Beachtung bei der Errichtung und durch Nachristung stéranfal-
liger Anlagen mit innovativen Techniken (siehe auch BVT-Merkblatter) zur Vermeidung und Minimie-
rung relevanter und unerwiinschter Eintrdge werden helfen, diese Mallnahmen im Sinne des Multi-
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Barrieren-Prinzips” bei der Herstellung von Stoffen oder Erzeugnissen, bei deren Verwendung oder bei
der Abwasserbehandlung zu etablieren und umzusetzen. Beispiele hierfiir sind Handlungsempfehlun-
gen fiir schadstoffarmes Bauen, der Ausbau von Abwasserinfrastrukturen, aber auch die Etablierung
von Reduktionszielen fiir Schadstoffeintrage in einzelnen Flussgebieten, wie das 2020 vereinbarte 30-
%-Reduktionsziel fir Mikroverunreinigungen bis 2040 fiir den Rhein. So mussen schutzgutbezogene
Qualitatsnormen, an den Stand der Technik angepasste Emissionsnormen, stoff- und produktbezogene
Regelungen sowie Anforderungen an die Minderung von Schadstoffen vor der Wiederverwendung o-
der Entsorgung zusammenwirken und sich erganzen.

Weiterer Handlungsbedarf besteht darin, die Qualitatsanforderungen an den Schutz der Oberflachen-
gewadsser, des Grundwassers und der Meere sowie deren Uberwachung weiter zu entwickeln und fiir
bislang nicht geregelte aber als Risikostoffe identifizierte Stoffe festzulegen, um einerseits auch kiinftig
Trinkwasser mit naturnahen Aufbereitungsverfahren” in ausreichender Menge und in der benétigten
hohen Qualitat zur Verfligung zu stellen und andererseits die Ziele der WRRL zu erreichen.

Auf rechtlicher Ebene wird es notwendig sein, Ursachen fir Vollzugsdefizite und Regelungsliicken zu
identifizieren und zu beheben. So sollen wasserrechtliche Regelungen zur Verhinderung oder Minde-
rung von Uberflutungen mit den Regelungen betreffend Anlagen zum Umgang mit gefahrlichen Stoffen
(AwSV, Storfall-Verordnung) zusammenwirken, um Stoffeintrige aus Anlagen in Gewésser durch Uber-
flutungen zu verhindern. Es wird zudem das Ziel verfolgt, Storfalle in Anlagen zu reduzieren und damit
den Eintrag von gefdhrlichen Stoffen durch Storfélle zu verringern. Die nationale und internationale
Zusammenarbeit bei schadlichen Einleitungen muss nicht nur bei Alarmierung, Warnung und Gefah-
renabwehr verbessert werden, sondern auch bei Risikoreduktion und Pravention. Eine wichtige Vo-
raussetzung hierfir ist die tibergreifende Férderung eines integrierten Risikomanagements. Konkrete
gesetzliche Vorgaben zur Behandlung von Niederschlagswasser, zur Reduzierung unbehandelter
Mischwasserabschldage und zur Vermeidung von Exfiltration von Abwasser aus undichten Kandlen
konnten einen wichtigen Beitrag leisten, ungewollte Stoffeintrage in Gewéasser und Béden zu reduzie-
ren.

Auch das Bodenschutzrecht soll in diesem Zusammenhang insbesondere mit Blick auf Kunststoffe und
neue Schadstoffe Uberpriift werden. Vor allem dem Vorsorgegedanken ist kiinftig mehr Bedeutung
beizumessen, damit Verunreinigungen nicht erst zu schadlichen Bodenverdanderungen und spateren
Altlasten fihren, zumal es nicht immer moglich ist, einmal belastete Béden zu sanieren

Mit Blick auf den Gewasserschutz gilt dies etwa fiir das Zusammenspiel zwischen der EU-Umweltqua-
litdtsnormen-Richtlinie, den Anforderungen an den Stand von Wissenschaft und Technik unter der EU-
Richtlinie flr Industrieemissionen und der Kommunalabwasserrichtlinie sowie den EU-Gesetzgebun-
gen fiir Chemikalien, Biozide, Pflanzenschutz- und Arzneimittel. AuBerdem gibt es Verkniipfungen zu
anderen Rechtsbereichen wie z. B. zum landwirtschaftlichen Férderrecht (u.a. AgrarumweltmaRnah-
men).

Ein wichtiger Punkt ist dabei der Austausch und die Vernetzung von Informationen und Daten Uber
Stoffeigenschaften und -bewertungen (z. B. bundesweite Datenbank ,,Stoffe”). Dazu sind Modelle fiir
die Abbildung von Eintragen ein wichtiges Instrument, ebenso die transparente Bereitstellung von Da-
ten fir eine prazise Auskunft Giber und eine Beurteilung von Eintragspfaden®. Neu konzeptionierte Mo-
nitoringsysteme (z. B. Monitoring zur Diingeverordnung (Nitrat, Phosphat), Pandemievorsorge) und
analytische Verfahren fiir die Abwasser- und Gewasseriiberwachung sollten dazu genutzt werden, die
Kenntnisse Uber Stoffe und Stoffgruppen und deren Wirkungen zu verbessern. Das Monitoring zur
Dilingeverordnung (DiV) soll Aussagen darliber zulassen, ob die MaBnahmen der DV wirken oder ob
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ein Nachsteuern erforderlich wird. Dazu werden flachen- und betriebsbezogene Daten zur Diingung

erforderlich werden. Ein digitales Herkunftssystem Nahrstoffe wird als Grundlage fiir das Monitoring

zur Diingeverordnung aufgebaut. Um die Kenntnisse Uber Antibiotikaresistenzen und Kunststoffparti-

kel zu erweitern, sollte jeweils ein entsprechendes Monitoring entwickelt und etabliert werden. Daten

zu Risiken der Verbreitung antimikrobieller Resistenzen in der Umwelt, die zukiinftig Giber die EU Re-

gelungswerke zu erheben sind, sollten hierbei mit einflieRen.

II. 5. Wasserinfrastrukturen klimaangepasst weiterentwickeln - vor Extremereignissen
schitzen und Versorgung gewahrleisten

Basisinformationen

Uber 97 % der Bevélkerung in Deutschland, dffentliche Einrichtungen und Betriebe sind an die
offentliche Wasserver- und Abwasserentsorgung angeschlossen.

Die Lange der Abwasserkanalnetze betrdgt 608.052 km, die des Trinkwassernetzes ca.
544.000 km. Instandhaltung, Grunderneuerung, Ersatz und Erweiterung dieser Netze erfor-
dern erhebliche regelméRige jahrliche Investitionen in Milliardenhdhe (ca. 6 Mrd. €).

Jahrlich werden ca. 5,4 Mrd. m® Wasser fur die o6ffentliche Wasserversorgung und ca.
14,6 Mrd. m® durch die nicht 6ffentliche Wassergewinnung fur Industrie, Gewerbe, Landwirt-
schaft und Energiegewinnung entnommen. In Deutschland werden jahrlich ca. 9 Mrd. m® Ab-
wasser durch die 6ffentliche Abwasserentsorgung behandelt (davon knapp 4 Mrd. m3 Nieder-
schlags- und Fremdwasser).

Die Organisation fir wirtschaftliche Zusammenarbeit und Entwicklung (OECD) beziffert die
Pro-Kopf-Ausgaben in Deutschland pro Jahr in den letzten Jahren fir die Wasserver- und Ab-
wasserentsorgung mit knapp unter 300 € und schatzt, dass Deutschland zur Erfiillung der Ver-
pflichtungen der Trinkwasser- und Abwasserrichtlinien bis 2030 mit rund 25 % Mehrinvestiti-
onskosten zu rechnen hat.

Die Zunahme von Extremereignissen (z. B. Starkregen, Diirre) infolge der Klimakrise erh6hen
die Belastung und Risiken fir viele Wasserinfrastrukturen sowie die davon abhangigen Was-
sernutzungen und Dienstleistungen.

Die Zahl der Querbauwerke in deutschen Fliissen wird auf mehr als 215.000 geschatzt; dies
entspricht bezogen auf das gesamte deutsche FlieRgewdssernetz etwa ein Querbauwerk alle
2 Flusskilometer.

Vor allem in den Niederungen und Moorregionen in Deutschlands wird ein umfangliches und
flachenhaftes System von Entwdasserungsanlagen, wie Graben, Kandle und Schépfwerke, un-
terhalten.

In Deutschland werden gegenwartig etwa 8.300 Wasserkraftanlagen betrieben, von denen ca.
7.300 in das offentliche Stromnetz einspeisen. Insgesamt werden etwa 20.000 Gigawattstun-
den Strom pro Jahr in das 6ffentliche Netz eingespeist. Uber 80 % dieses Stroms wird in Bayern
und Baden-Wirttemberg erzeugt. Kleinwasserkraftanlagen dominieren mit ca. 90 % zwar den
Anlagenbestand, erzeugen jedoch nur ca. 15 % des Stroms der gesamten Wasserkraftsparte.
57 % der groRen Wasserkraftanlagen sind iber 60 Jahre alt. Die Betriebsgenehmigungen wur-
den teilweise dauerhaft (sog. Altrechte) oder Gber lange Zeitraume (100 Jahre) erteilt.

Im Rahmen der Umsetzung der WRRL wird die Energiegewinnung aus Wasserkraft an 33 % der
FlieBgewasser bzw. 45.000 km FlieBstrecke von den Bundeslandern als'signifikante Belastung
eingestuft. Je geringer der Stromertrag einer Wasserkraftanlage ist, desto ungiinstiger stellt
sich das Verhaltnis zwischen den Kosten der erforderlichen gewassertkologischen Entwick-
lungsmallnahmen (insbesondere §§ 33—35 WHG) und dem Ertrag der Anlage dar.

44

nicht die
+Energiegewinnung®,
sondern fehlende
Durchganggikeit an
Anlagen


boo

BR
nicht die „Energiegewinnung“, sondern fehlende Durchgänggikeit an Anlagen


1675

1680

1685

1690

1695

1700

1705

1710

Nationale Wasserstrategie

e Dasdeutsche BundeswasserstraBennetz umfasst derzeit etwa 7.300 km Binnenwasserstrafien,
von denen circa 75 Prozent der Strecke auf Flisse und 25 Prozent auf Kanale entfallen. Zu den
Bundeswasserstraen zahlen auch circa 23.000 Quadratkilometer SeewasserstrafRen.

e Entlang der deutschen Nord- und Ostseekiiste liegen 12.000 km? Kiistenniederungen mit rund
2,5 Mio. Einwohnern. Deutschland hat insgesamt 1.471 km Kiistenhauptdeiche. Der Meeres-
spiegel ist an der deutschen Kiiste innerhalb der letzten 100 Jahre etwa 0,15 bis 0,20 m ange-
stiegen, dies entspricht einem mittleren Anstieg des Meeresspiegels von 1,1 bis 1,9 mm pro
Jahr — ohne den Einfluss von Landsenkungen. Der neueste Sachstandsbericht des Weltklima-
rates (sechster Bericht, veroffentlicht am 9.8.2021) enthélt neue Projektionswerte fiir den glo-
balen Meeresspiegelanstieg, die auch fiir die Nord- und Ostsee Ubertragen werden kénnen.
Dem aktuellen Bericht zufolge ergibt sich bis 2100 ein globaler mittlerer Meeresspiegelanstieg
von 0,77 m mit einer wahrscheinlichen Bandbreite von 0,63-1,02 m (SSP5 8.5) gegeniiber dem
Niveau von 1995-2014%. Sturmflutwasserstinde an den deutschen Kiisten werden daher in
Zukunft deutlich hoher ausfallen. Zusatzlich wird die Entwasserung des Hinterlandes erschwert
und Tidekennwerte kdnnen sich dndern, so dass mehr Salzwasser in das Binnenland eindringt
und Auswirkungen auf die Bewasserung mit Wasser aus den Tidefllissen haben kann.

Was sind die Herausforderungen?

Die tragenden S3ulen der Daseinsvorsorge® in der Wasserwirtschaft sind die auch zukiinftig sichere
Versorgung mit Wasser in einer fiir die verschiedenen Wassernutzungen” erforderlichen Qualitat und
Menge sowie ein effektives Abwasser- und Niederschlagswassermanagement. Die Vorsorge gegen-
Uber den Folgen von Extremereignissen und Katastrophenfallen wie z.B. Hochwasser und Diirren sowie
MaRnahmen gegen die weitere Schwichung der Okosysteme und deren Leistungen sind weitere zent-
rale Elemente.

Deutschland verfiigt Gber eine seit Jahrzehnten entwickelte und im Wesentlichen gut funktionierende
wasserwirtschaftliche, verkehrswasserbauliche, Hochwasserschutz- und Kiistenschutzinfrastruktur®,
deren grundlegende Konzeption sich bewahrt hat und lange kaum verdndert wurde. Der Werterhalt
dieser Anlagen sowie deren Modernisierung und Anpassung” an die sich andernden Rahmenbedingun-
gen stellt die Gesellschaft vor groRe Herausforderungen, nicht zuletzt unter dem Gesichtspunkt der
Finanzierung. Die sich dndernden Rahmenbedingungen betreffen die Auswirkungen der Klimakrise
(z. B. vermehrte Starkregenereignisse, lange Hitze- und Trockenperioden, Meeresspiegelanstieg), die
Anforderungen einer klimaneutralen sowie auf Ressourcenschonung und -effizienz* ausgerichteten
Kreislaufwirtschaft sowie Veranderungen in der Bevélkerungsentwicklung und der Wirtschaftsstruk-
tur.

Durch diese Veranderungen erweitert sich die Aufgabenstellung fiir die Wasserinfrastrukturen®. Sie
mussen verstarkt die Anforderungen des Klimaschutzes und zur Energiewende, zur Klimaanpassung,
zur Ressourcenschonung und zum Naturschutz sowie zum Schutz der biologischen Vielfalt erfiillen und
zudem entsprechend aktive Beitrage leisten. Dies macht die Berlicksichtigung der Schnittstellen zu an-
deren Bereichen wie etwa zur Energieversorgung, zum Umwelt- und Naturschutz oder zur stadtebau-
lichen Infrastruktur (Verkehrswege, Platze, Griinanlagen, Geb&dude) sowie zur sektorenilibergreifenden
Stadt- und Infrastrukturplanung immer wichtiger. Wenn maéglich, sollen Infrastrukturen nicht nur fir
ein Ziel entwickelt werden, sondern multifunktional mehreren Zielen gentigen. So kénnen bspw. Fluss-
ldufe sowie Uberschwemmungs- und Versickerungsflichen verschiedene Okosystemleistungen” (z. B.

21 ygl. Intergovernmental Panel on Climate Change (IPCC), ,AR6 Climate Change 2021: The Physical Science Basis“, Kapitel 9
,Ocean, cryosphere and sea level change”, Tabelle 9.8, S. 2263, abrufbar unter: https://www.ipcc.ch/report/ar6/wgl/down-
loads/report/IPCC_AR6_WGI_Full_Report.pdf;  Weitere Informa-tionen hierzu kénnen auf der Webseite
https://www.ipcc.ch/report/sixth-assessment-report-working-group-i/ abgerufen werden.

45



1715

1720

1725

1730

1735

1740

1745

1750

1755

1760

Nationale Wasserstrategie

Hochwasserschutz, Grundwasseranreicherung, Stoffriickhalt) erbringen oder stadtische Wasserfla-
chen und Griinanlagen der Erholung und Freizeitnutzung, der Biodiversitat, der Klimaresilienz, dem
Regenwasserriickhalt und der Grundwasserneubildung dienen.

Deshalb ist es erforderlich, neben den technisch gepragten , grauen” Wasserinfrastrukturen®, wie Ab-
wasserkanalnetzen, Riickhaltebecken, Talsperren, Brunnen, Schifffahrtskanale, Hochwasser- und Ks-
tenschutzdeichen, verstarkt ,griine” und ,blaue” Infrastrukturen zu schaffen, z.B. durch Renaturierung
von Auen oder naturnahe Gewasserldufe, um ihre Okosystemleistungen nutzbar zu machen und diese
mit technischen Infrastrukturen zu kombinieren. So kénnen griin-blaue Infrastrukturen ein anderes
Niederschlagswassermanagement in Stadten und im urbanen Raum ermaoglichen, beispielsweise durch
die Entsiegelung von Flachen flir den Regenwasserriickhalt sowie die Kiihlung der Stadte.

Eine der Herausforderungen besteht darin, die Funktionsfahigkeit und damit die Verlasslichkeit der
WasserstraBeninfrastrukturen bei gleichzeitigem Schutz anderer Nutzungen der Wasserwege und de-
ren Okosystemleistungen zu erhalten. Dies gilt insbesondere auch hinsichtlich der Anpassung an den
Klimawandel und die klimaresiliente Gestaltung des gesamten Verkehrssystems. So sollte beispiels-
weise auch bei einer Haufung durch die Klimakrise bedingter extremer Niedrigwasserereignisse zuver-
lassig kalkulierbare Transportbedingungen an Wasserstrallen wie z.B. dem Rhein moglich sein. Ohne
eine Kombination geeigneter MaRnahmen (infrastrukturelle, aber auch organisatorische und logisti-
sche Anpassungen) wird dies sonst unweigerlich Auswirkungen auf die Versorgungssicherheit der Be-
volkerung haben.

Gleichzeitig stellen sich der wasserwirtschaftlichen Infrastruktur auch in ihrem Kernaufgabenbereich
der Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung neue Herausforderungen. Dies gilt bspw. fir den Um-
gang mit stofflichen Belastungen, einschlieRlich pathogener Keime*, bei der Trinkwasseraufbereitung
und beim Abwassermanagement. Die Anpassung an sich verdandernde Siedlungsstrukturen (Spreizung
der Anpassungsbedarfe zwischen Stadt und Land), an klimabedingte Extreme (Trockenheit) oder Ext-
remereignisse (z.B. Hochwasser oder Starkregen), aber auch die Digitalisierung von Anlagen und Pro-
zessen sind weitere Beispiele. Darliber hinaus muss sowohl die physische als auch die IT-Infrastruktur
der Trinkwasserver- und Abwasserentsorgung hohen Sicherheitsstandards gerecht werden, um zum
Beispiel wirksam gegen Manipulationen geschiitzt zu sein. In Folge der SARS-CoV-2-Pandemie und des
volkerrechtswidrigen Uberfalls der Russischen Féderation auf die Ukraine mit seinen Konsequenzen
fiir die Energiemarkte haben sich auch in der Abwasserbehandlung und Trinkwasseraufbereitung Ab-
hangigkeiten bei der Versorgung mit fiir die Einhaltung der gesetzlichen Anforderungen wesentlichen
Betriebsmitteln (z. B. Flockungsmittel) gezeigt. Durch hohe Energiekosten, Nachfrageriickgiange bei
den Hauptprodukten und gestorte Lieferketten bedingte Produktionseinschrankungen wirken sich
auch auf die Verfligbarkeit dieser Betriebsmittel aus. Die Lagerhaltung bei den wasserwirtschaftlichen
Betrieben war auf eine solche Entwicklung in der Regel nicht vorbereitet.

Die unterschiedlichen Herausforderungen kénnen teilweise in einem Spannungsverhaltnis zueinander-
stehen, z.B. da héhere Anforderungen an die Reinigungsleistung von Abwasserbehandlungs- und Trink-
wasseraufbereitungsanlagen mit einem erhéhten Energieverbrauch verbunden sein kénnen.

Um diesen Herausforderungen gerecht zu werden, muss zum einen durch kontinuierliche Investitionen
in die Wasserinfrastruktur einem Veralten und Wertverfall der bestehenden Infrastrukturen entgegen-
gewirkt werden. Zum anderen gilt es, das Potenzial verfligbar werdender intelligenter, neuer Infra-
strukturkonzepte fiir die Weiterentwicklung und den schrittweisen Umbau der Wasserinfrastrukturen
zur Starkung der Resilienz nutzbar zu machen und somit auch steigende Risiken, wie Wassermangel-
und Uberschwemmungsgefahren, zu beriicksichtigen.

Eine vorausschauende und langfristige Infrastrukturplanung muss flexibel sein und die verschiedenen
zeitlichen, rdaumlichen und systemischen Grenzen von Infrastrukturen beriicksichtigen und in der Pla-
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nung integrieren, wie z. B. durch die verstarkte Kombination griiner Infrastruktur mit technischer Inf-
rastruktur oder wasserwirtschaftlicher mit anderer, wie Verkehrs- oder Energieinfrastruktur. Hier soll-
ten auch Verbesserungen im 6kologischen Bereich das Ziel sein.

Fir manche Infrastrukturen sind die Anforderungen der EU-Wasserrahmenrichtlinie und der FFH-
Richtlinie bisher nur teilweise umgesetzt worden. Als Beispiel kbnnen nicht angepasste Querbauwerke,
Stauanlagen und Entwdsserungsanlagen sowie ' Wasserkraftanlagen genannt werden, die dazu beitra-
gen, dass die Bewirtschaftungsziele nach der EU-Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland noch nicht
erreicht werden und auch die Zielerreichung eines ,glinstigen Erhaltungszustands” der anadromen
Wanderfische von gemeinschaftlichem Interesse gemaR Anhang Il zur FFH-Richtlinie unwahrscheinlich
bleibt. Besonders problematisch ist in diesem Zusammenhang die Vielzahl kleiner Wasserkraftanlagen,
die zwar nur einen minimalen Anteil an der Bruttostromerzeugung in Deutschland haben, allerdings
regional durchaus fiir die Stromerzeugung relevant sein kénnen. Da Altrechte auf Basis der zum jewei-
ligen Zeitpunkt geltenden rechtlichen Regelungen erteilt wurden, treten an Wasserkraftanlagen Dis-
krepanzen zwischen den gewasserdkologischen Anforderungen nach heute geltendem Wasserrecht
(88 33—35 WHG) und deren Umsetzung auf.

Vision — Wasserinfrastrukturen im Jahr 2050

Die technischen und naturnahen” Infrastrukturen im ldndlichen und urbanen Raum spielen eine we-
sentliche Rolle, um Wassernutzungen® und Dienstleistungen wie die (Trink-)Wasserversorgung und die
Abwasserentsorgung und -behandlung fiir Haushalte, 6ffentliche Gebaude, das produzierende Ge-
werbe, Landwirtschaft, Industrie und Bergbau wie auch die Energiegewinnung, den Hochwasser- und
Klstenschutz, das Starkregen- und Niedrigwassermanagement, den Biotopverbund, die Schifffahrt so-
wie Sport und Freizeit zu ermdglichen. Die natlrlichen Systeme und naturnahen Infrastrukturen haben
dabei mit ihrer Multifunktionalitat unter Beachtung der Zielstellungen der Nachhaltigkeit eine ent-
scheidend groRere Bedeutung fir die Funktionsfahigkeit der Wasserwirtschaft als derzeit die techni-
schen Infrastrukturen. Das Trinkwasser wird mit naturnahen MaBnahmen aufbereitet.

Die Wasserversorgung und das Abwassermanagement werden nicht liberalisiert, bleiben auch weiter-
hin eine 6ffentliche Aufgabe und werden mithilfe 6ffentlicher Infrastrukturen erfiillt. 2 Diese zeichnen
sich durch einen hohen technischen Stand aus, der durch die praktische Umsetzung von Innovationen
kontinuierlich fortentwickelt wird. Die Wasserinfrastrukturen sind so gestaltet, dass sie mit moglichst
geringem Aufwand an sich andernde Rahmenbedingungen wie die Klimakrise, sich wandelnde gesell-
schaftliche Anforderungen zu héheren ,6kologischen Standards” oder sich verandernde Wasserbe-
darfe der Nutzer*innen angepasst werden kénnen. Sie erméglichen mit intelligenten Steuerungssys-
temen und Bausteinen regionale, lokale und stadtteil- oder quartiersbezogene Lésungen. Die Infra-
strukturen sind —wo immer méglich — als naturbasierte Lésungen” gestaltet, nutzen die Potenziale der
Verbindung von Wasser-, Energie- und Stoffkreislaufen und sind auf geeigneter interkommunaler
Ebene miteinander vernetzt. Als kritische Infrastruktur (KRITIS) ist z.B. die Resilienz im Sektor Wasser
(Wasserver- und Abwasserentsorgung) deutschlandweit sowohl vor klimabedingten Extremereignis-
sen als auch Gefdahrdungen aus dem Cyberraum geschiitzt (siehe u.a. Resilienzstrategie der Bundesre-
gierung oder KRITIS-Strategie). Die Verfligbarkeit betriebsnotwendiger Betriebsmittel ist durch geeig-
nete MalRnahmen gesichert.

Die Wasserinfrastrukturen erfiillen die Anforderungen der WRRL und der FFH-RL. Die Wasserversor-
gungsinfrastrukturen sind in geeigneter Weise tUberortlich und ggf. Gberregional vernetzt (Fernversor-
gungsnetze, Wasserstrallen) ohne Kaskadeneffekt zu begiinstigen und gewahrleisten so eine flachen-
deckende, bedarfsgerechte Wasserversorgung auch in Gebieten mit geringem ortlichem Wasserdar-

22 Dem gegeniiber gibt es auch eine private Infrastruktur, z. B. von industriellen und landwirtschaftlichen Be-
trieben, die sich auf Basis von Genehmigungen selbst versorgen.
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gebot und in Trockenperioden. Eine Ubernutzung értlicher Wasserressourcen wird vermieden. Poten-
ziale fur eine Mehrfachnutzung von Speichern fiir Zwecke der Energieversorgung und das Hoch- und
Niedrigwassermanagement werden genutzt. Der Anteil der Binnenschifffahrt am Gutertransport wird
durch geeignete schiffsseitige und logistische MaRnahmen sowie durch eine bedarfsgerechte und die
Okologischen Erfordernisse berlicksichtigende WasserstraReninfrastruktur erhéht. Wassertourismus
ist in Einklang mit anderen Anforderungen moglich und fordert so unter anderem das , Naturerleben”
am Wasser.

Die HochwasserschutzmalRnahmen an den Binnengewadssern sowie der Umgang mit Niederschlags-
wasser innerhalb von Siedlungen sind klimaangepasst und naturvertraglich. Technische und naturba-
sierte Hochwasserschutzmalnahmen sowie MaRnahmen zum Schutz vor Starkregen erganzen sich.
Die Synergien* zwischen Natur- und Gewd&sserschutz kénnen sich entfalten.

Die umfanglichen flaichenhaften Entwasserungsanlagen in der genutzten Landschaft sind riickgebaut
oder derart weiterentwickelt worden, dass sie zu einem effektiven Wassermanagement und zur Stabi-
lisierung des Landschaftswasserhaushalts beitragen. Sie unterstiitzen die WiedervernassungsmaRnah-
men der Moorbdden und tragen durch die Stabilisierung der Torfkorper zur Minderung der Treibhaus-
gasemissionen aus entwasserten Moorbdden bei.

Die Infrastrukturen an der Kiste sind klimaangepasst und die Kiistenregionen durch einen effizienten
Hochwasserschutz sowie angepasste Anlagen zum Wassermanagement gesichert. Die Robustheit
(Resilienz) der Okosysteme von Kiisten, Meeren und Binnengewassern wurde durch unterschiedliche
Malnahmen gesteigert.

Was ist daflir zu tun?

Die bestehenden Wasserinfrastrukturen” miissen kontinuierlich instandgehalten und u.a. mit dem Ziel
der Starkung ihrer Resilienz angepasst werden. Zudem miissen MalRnahmen zur Erhaltung und Erho-
hung der Versorgungssicherheit getroffen werden. Unter Beriicksichtigung von Klimaanpassungszie-
len, die im Rahmen der Weiterentwicklung der Deutschen Anpassungsstrategie an die Folgen des Kli-
mawandels (DAS) formuliert werden, sind bundesweit einheitliche konzeptionelle Leitlinien zu entwi-
ckeln bzw. bestehende weiterzuentwickeln und die technischen Regelwerke laufend zu tberpriifen.
Diese Leitlinien und tiberarbeiteten Regelwerke sind nicht nur fiir den Wassersektor wichtig, sondern
oft auch fur die Transport- und Energiewirtschaft oder andere Wirtschaftssektoren, ebenso aber auch
fiir den Kisten- und Naturschutz sowie die Raum- und Stadtplanung. Die Anpassung muss auch, wo
sinnvoll, den Rickbau von nicht mehr bendtigter Infrastruktur und die Férderung von naturnahen und
natlirlichen Elementen in der Infrastrukturplanung und -umsetzung beinhalten, beispielweise in Form
naturbasierter Losungen.

Unter Bericksichtigung der Auswirkungen der Klimakrise, eines sich verdandernde Niederschlagsre-
gimes, aber auch sich verandernder Abflussverhaltnisse sollen Synergien zwischen Hoch- und Niedrig-
wasserrisikomanagement, insbesondere mit Blick auf das Speichermanagement untersucht und Lo-
sungsansatze entwickelt werden.

Um die zukiinftigen Herausforderungen proaktiv anzugehen, erarbeiten die Lander moglichst auf
Ebene der Flussgebiete in Kooperation mit Wasserversorgern, Kommunen und weiteren Wassernut-
zern (produzierendes Gewerbe, Industrie, Landwirtschaft, Naturschutz, WSV etc.) flichendeckende re-
gionale Wasserversorgungskonzepte, die unterschiedliche Szenarien der kiinftigen Entwicklung von
Wasserdargebot und Wasserbedarfen sowie (iberregionale Schnittstellen beriicksichtigen und dem ri-
sikobasierten Ansatz gerecht werden. Die Wasserversorgungskonzepte sollten auf bundesweit ver-
gleichbaren Methoden beruhen, damit auch deren Ergebnisse zu einem konsistenten landeribergrei-
fenden Gesamtbild zusammengefiihrt werden kénnen. (siehe Kapitel Il 5). Es soll gemeinsam mit den
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Landern eine bundesweit einheitliche Rahmenkonzeption, die auch Mindeststandards enthalt, entwi-
ckelt werden. Dies dient der Unterstiitzung der Lander bei der Erarbeitung von Wasserversorgungs-
konzepten, die unterschiedliche Szenarien einschlielllich langer anhaltender Trockenheit beriicksichti-
gen. Diese Konzepte verhindern eine Ubernutzung sowie qualitative Beeintrichtigung der Wasserres-
sourcen und legen die Grundlage fir die Planung der tiberortlichen Wasserversorgungsinfrastrukturen
(Vernetzung von Versorgungsgebieten, Festlegung von Korridoren flr Fernwasserversorgungen, Spei-
cher). Dabei berticksichtigen sie Synergiepotenziale mit der Energieversorgung (gemeinsame Nutzung
von Speicherinfrastrukturen), Grundwasseranreicherung, Wasserriickhalt- und Hochwasserschutzkon-
zepte sowie das Abflussmanagement flir Oberflachengewasser und Potenziale der Wasserwiederver-
wendung. Es werden vorhandene Strukturen der Partizipation und Mediation (z. B. Wasserbeiréte,
Wassernetzwerke) genutzt und weiterentwickelt, aber auch neue Strukturen geschaffen, die durch Be-
ratung der zustandigen Behorden die Umsetzung der nationalen Vorgaben zur Wassernutzung beglei-
ten, regionale Wasserverteilungen empfehlen und sich v. a. flr die Akzeptanz und den Erfolg dieser
Vorgaben einsetzen.

Da es sich dabei meistens um langfristige Investitionen handelt, missen Verwaltungen und Infrastruk-
turbetreiber mehr sektoriibergreifende Rahmenkonzepte und Fordersysteme (siehe dazu Il 9) entwer-
fen und umsetzen sowie noch intensiver die Chancen der Anpassung veralteter oder der Schaffung
neuer Infrastrukturen nutzen. Dabei missen auch die Kostenstrukturen und eine generationenge-
rechte Kostenverteilung berlicksichtigt werden. Die Belastung der kommunalen Haushalte sowie der
Geblihrenzahler*innen muss sich in Grenzen halten. Ebenso sind Kooperationen zwischen verschiede-
nen Nutzer*innen zu fordern, u. a. durch Bereitstellung von Brauchwasser in geeigneter Qualitat oder
zur Grundwasseranreicherung.

Die gesetzlichen Regelungen werden so genutzt und — wenn notig — angepasst, dass sie eine optimale
Voraussetzung fiir die Entwicklung und breite Umsetzung von effizienten und nachhaltigen Wasserin-
frastrukturen schaffen (z. B. verpflichtende Entwdasserungsplane fiir Kommunen). Existierende Rege-
lungsliicken, wie z. B. im Niederschlagswassermanagement (inkl. Gefahren und Risikokarten fiir Stark-
regen), werden geschlossen. Es sind Forschungsstrukturen (sog. Reallabore) zu entwickeln, die es er-
moglichen, neuartige Konzepte — wie die wassersensible Stadt (z. B. Schwammstadt, multifunktionale
Flachennutzung bei Starkregen) und die Nutzung neuartiger Sanitarsysteme — in der Praxis und grol3-
flachig umzusetzen und eine breite gesellschaftliche und wirtschaftliche Akzeptanz dafiir zu schaffen.
Forschung in diesem Bereich soll Wassermengen und verschiedene Wasserqualitaten bericksichtigen,
um Risiken fir alle (inkl. der Umwelt und Gesundheit) zu reduzieren und somit perspektivisch den Weg
fiir eine Umsetzung zu ebnen. Es wird dabei auf den etablierten Strukturen der deutschen Forschungs-
landschaft, wie auch den Ressortforschungseinrichtungen aufgesetzt, die in diesen Bereichen bereits
eine umfangreiche Expertise besitzen. Gleichwohl ist die Verbesserung der ressortiibergreifenden Ko-
ordinierung der Forschungsaktivitdten anzustreben. Die Stadtebauférderung wird mit Blick auf die Her-
ausforderungen infolge der Klimakrise ein unverzichtbarer Baustein sein, damit sich die Kommunen
strategisch besser aufstellen. Als Voraussetzung fiir die Forderung aus der Stadtebauférderung sind
Malnahmen des Klimaschutzes und zur Anpassung an den Klimawandel vorzusehen, beispielsweise
durch Verbesserung der griinen und auch blauen Infrastruktur (Bodenentsiegelung, Fassadenbegri-
nung oder Schaffung/Erhalt/Erweiterung von Grinflachen, Schaffung von Versickerungs- und Re-
tentionsflachen). MalRnahmen zur Entwicklung der griinen und blauen Infrastruktur sind zugleich als
Querschnittsaufgabe in allen Programmen forderfahig. Zudem ist die Verankerung von MaRnahmen
des Klimaschutzes bzw. und der Anpassung an den Klimawandel bei Neuaufstellung oder Uberarbei-
tung der integrierten stadtebaulichen Entwicklungskonzepte vorgesehen. Die entsprechende Verwal-
tungsvereinbarung wird laufend weiterentwickelt. Damit soll auch die Anpassung der Stadte an den
Klimawandel weiter gestarkt werden.

49



1900

1905

1910

1915

1920

1925

1930

1935

1940

Nationale Wasserstrategie

Im Forderbereich ,Integrierte landlichen Entwicklung” (ILE) der GAK werden die MalRnahmen im Hin-
blick auf die genannten Herausforderungen fortlaufend weiterentwickelt. So sollen die Instrumente
der Landentwicklung und insbesondere der Bodenordnung kiinftig verstarkt zur Anpassung an den Kli-
mawandel, zur Vorsorge vor Extremwetterereignissen, zur nachhaltigen Wassernutzung sowie fiir den
Erhalt und die Entwicklung von Mooren genutzt werden. Dabei soll der Durchfiihrung und Unterstiit-
zung komplexer Planungen, der aktivierenden Beteiligung von Birgerinnen und Biirgern, Kommunen
und weiteren Akteuren vor Ort und in der Region erhdhte Aufmerksamkeit geschenkt werden. Durch
die Nutzung der Instrumente der Bodenordnung kdnnen Nutzungskonflikte nachhaltig vermieden wer-
den.

Auf Grundlage eines integrierten risikobasierten Ansatzes sind Leitlinien bzw. Methoden fiir Kritische
Infrastrukturen (KRITIS) im Sektor Wasser zu erarbeiten und bei den relevanten Stellen (Behorden und
Betreibern) zu implementieren. So kdnnen Risiken ganzheitlich identifiziert, bewertet und diese mit
geeigneten MalRnahmen beherrscht werden. Durch Forschungs- und Entwicklungsvorhaben sind Opti-
onen zu entwickeln, die die Abhangigkeit des sicheren Betriebs von Abwasserbehandlungs- und Was-
seraufbereitungsanlagen fir die Trinkwasserversorgung von krisenanfalligen Lieferketten fiir notwen-
dige Betriebsmittel vermindern helfen. Zudem sind aus Griinden der Daseinsvorsorge MaRnahmen zu
prifen, wie kiinftig moglichen Konsequenzen krisenbedingter Produktionsausfalle bei fiir den sicheren
Betrieb solcher Anlagen notwendigen Produkten besser begegnet werden kann.

Mit hohen IT-Sicherheitsstandards, die kontinuierlich fortgeschrieben werden, stellt die Wasserwirt-
schaft sicher, dass die IT-Infrastruktur der Trinkwasserversorgung und Abwasserentsorgung wirksam
gegen Manipulationen geschiitzt ist. Dabei ist eine Ausweitung der Anwendung auf mittelgrofRe Ver-
sorger (1.000 bis 50.000 versorgte Einwohner) als Kritische Infrastruktur (KRITIS) anzustreben.

Bei der Entwicklung der WasserstraBen muss die Zielerreichung der WRRL sichergestellt werden. Ver-
kehrliche Aspekte (einschlieflich der Bedeutung der WasserstraRen fiir Lieferketten und die Versor-
gung der Bevolkerung) miissen mit wasserwirtschaftlichen/6kologischen Zielen in Einklang gebracht
werden. Im Spannungsfeld der Nutzungsinteressen und Anforderungen im Bereich der WasserstralRen
ist dabei (z.B. durch friihzeitige Beteiligung, Transparenz und Maftnahmen zur Minderung 6kologisch
nachteiliger Effekte) eine hohere Akzeptanz fiir notwendige InfrastrukturmaRnahmen (z.B. bei der Be-
volkerung, Umweltverbanden) im Interesse der Nachhaltigkeit und der Anpassung an sich verdndernde
klimatische Bedingungen zu erwirken. Daflir bedarf es nicht zuletzt eines intensiven Dialogs mit allen
Stakeholder*innen an den WasserstraRen und mit der Offentlichkeit. Die Nutzung von WasserstraRen
als Verkehrsweg ist in Verbindung mit der Reduzierung der Schiffsemissionen ein wichtiger Baustein
fir eine klimafreundliche Mobilitat.

Die Verstetigung des Nationalen Hochwasserschutzprogramms (NHWSP) — inkl. Deichriickverlegungen
zur Rickgewinnung natlrlicher Retentionsrdume (z. B. Auen) — ist aus Griinden des vorsorgenden
Hochwasserrisikomanagements erforderlich. Es kénnen sich daraus Synergien” mit dem Natur-, Ge-
wasser- und Moorschutz sowie auch mit den Handlungsoptionen zur Anpassung an den Klimawandel
ergeben, die auch im Rahmen der DAS verankert sind.

Grundlage fiir den Kistenschutz und entsprechende Anpassungsmalinahmen sind die Generalplane
und Regelwerke Kiistenschutz. Vorgesehen sind neben technischen MaRnahmen des Kiistenschutzes
(Entwicklung und Umsetzung innovativer Deichkonzepte) auch sogenannte , weiche” MalRnahmen, zu
denen natlirliche Anpassungsinstrumente wie unter anderem der Einsatz von Ufervegetation oder
Sandnehrungen aber auch nutzungsfreie bzw. nutzungsangepasste Ufer- und Kiistenbereiche zdhlen.
Mit einer geeigneten Kombination naturbasierter und technischer KiistenschutzmaBnahmen kénnen
dynamische Prozesse der Kistenentwicklung geférdert werden. Um sich an den Klimawandel und den
damit einhergehenden Meeresspiegelanstieg anzupassen, wird an der deutschen Nord- und Ostsee-
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kiiste zum Zwecke des Kistenschutzes durch die zustandigen Bundeslander zukiinftig ein auf den Kli-
mawandel bezogenes VorsorgemaR* von mindestens 1,0 m bei der Bemessung von VerstarkungsmaR-

1945 nahmen an Kiistenschutzanlagen verwendet. Dieses VorsorgemaR” umfasst einen Zeitraum von 100
Jahren bezogen auf das Jahr 2000 bzw. den aktuellen Uberpriifungszeitpunkt. In Abhingigkeit von den
lokalen Rahmenbedingungen sowie bauwerksspezifisch kann das Vorsorgemal$ durch unterschiedliche
Malnahmen umgesetzt werden. Das Vorsorgemal wird regelmaRig bzw. anlassbezogen aufgrund
neuerer wissenschaftlicher Erkenntnisse tiberpriift und ggf. angepasst. Uber die GAK kénnen u. a. Ufer-

1950 und Hochwasserschutzwerke, Buhnen und andere Kiisten- und HochwasserschutzmaBnahmen durch
Bund und Lander unterstitzt werden.

SchlieBlich sind bei allen Planungen und MaRnahmen von Infrastrukturen die Umsetzung der EU-Was-
serrahmenrichtlinie und der FFH-Richtlinie zu beachten, die einen guten Zustand der Grund- und Ober-

1955  flachengewdsser sowie einen gilinstigen Erhaltungszustand der Arten und Lebensrdume der Still- und
FlieRgewasser fordern. Um die geforderte Koharenz des Netzes Natura 2000 zu starken, ist insbeson-
dere der landerlibergreifende Biotopverbund auszubauen (v. a. Bache, Fllisse, Auen). Auch der Riick-
bau von Anlagen und Befestigungen ist vorzusehen. Flachenhafte Entwasserungssysteme sind auf ihre
Zweckmaligkeit zu Gberprifen und insbesondere in Moorgebieten derart auszugestalten, dass Wie=

1960 dervernassungsmalnahmen weitestgehend ermdglicht werden. Bei Neuzulassung, Anderung oder ANagwirdiges Beispiel,
passung der Zulassung von Wasserinfrastrukturen oder deren Nutzungen — wie z. B. die Wasserkraft i scaos: angonenoet
muss das geltende Wasserrecht und ggf. weitere einschligige Rechtsbereiche, wie z. B. das Fischerei- "™
recht, daher konsequenter angewendet und die nétigen MalRnahmen zur Minderung der 6kologischen
Auswirkungen von Wasserkraftanlagen nach §§ 33-35 WHG getroffen werden. Sofern'Zulassungen

1965  auslaufen, darf keine einfache Verldangerung méglich sein; vielmehr ist die Zulassung von einer Einzel-
fallpriifung abhangig zu machen und nur bei Erfiillung der 6kologischen Anforderungen neu zu erteilen.
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Il. 6. Wasser-, Energie- und Stoffkreislaufe verbinden

Basisinformationen

e Die Energieproduktion aus Rohschlamm (Klargas) verzeichnet einen Aufwartstrend von 1-2 %
jahrlich. Mit der Riickgewinnung des im Abwasser enthaltenen Phosphors kénnen etwa die
Halfte der jahrlichen Phosphormineraldiingerimporte eingespart werden.

e Der Einbau einer vierten Reinigungsstufe steigert den Energiebedarf durchschnittlich um 5-30 %.

e Etwas weniger als die Halfte der Wasserentnahmen in Deutschland entfallt gegenwartig auf
die Energieversorgung, Gberwiegend zur Kiihlung. Durch den Umbau des Energiesystems (Koh-
leausstieg, Forderung erneuerbarer Energien im Strom- und Warmesektor, Ausstieg aus der
Atomenergie) wird eine deutliche Reduzierung der Kihlwasserentnahmen um 50-60 % bis
2030 und um 70-85 % bis 2050 erwartet.

Was sind die Herausforderungen?

Stoffe im Abwasser kdnnen auch Rohstoffe sein, die im Sinne der Kreislaufwirtschaft genutzt werden
sollten. Eine bewusst kreislauforientierte Nutzung des Wassers und der darin enthaltenen Inhaltsstoffe
flihrt zu mehr Nachhaltigkeit im Wassersektor. Das betrifft sowohl eine Wiederverwendung des Was-
sers, wenn es nutzungs- und umweltgerechte Qualitdten aufweist, aber auch die Gewinnung und den
Verbrauch von Energie im System sowie die Nutzung im Abwasser enthaltener Stoffe, wie etwa Phos-
phor und Stickstoff.

Eine sparsame und effiziente Wassernutzung kann durch eine Wasserkreislauffiihrung begtinstigt wer-
den, wie bspw. bei verschiedenen industriellen Nutzungen (z. B. Kiihl- und Prozesswasser in der Stahl-
produktion, in Industrieparks oder im Bergbau) oder auch der technischen Aquakultur. Eine Verwen-
dung von aufbereitetem (kommunalem) Abwasser z. B. flr landwirtschaftliche Bewasserungszwecke
kann unter Umstanden zu einer Schonung knapper StiBwasserressourcen und zur Vermeidung mogli-
cher Nutzungskonflikte beitragen. Dabei sind anspruchsvolle Umwelt- und Gesundheitsanforderungen
sowie zusatzliche Kosten und Energiebedarfe fir die Aufbereitung und Verteilung vorrangig zu beriick-
sichtigen.

Im Gegensatz zur Kreislauffiihrung von Kihl- und Prozesswasser in der produzierenden Wirtschaft
steht die Kreislauffiihrung von genutztem Trinkwasser oder die Bewirtschaftung von Regenwasser in
Gebduden, Stadten und Gemeinden erst am Anfang. Intelligente Systeme, die z. B. Gebaudekihlung,
Brauchwasserbereitstellung, Bewasserung von Ziergarten sowie Dach- und Fassadenbegriinungen
kombinieren, sind umsetzbar und sinnvoll, werden jedoch bisher nur in Einzelfdllen eingesetzt. Sie
werden aber unter den Bedingungen der Klimakrise zunehmend wichtiger. Um die Modellprojekte in
der Flache auszurollen, bedarf es einer starkeren Lenkung durch die 6ffentliche Hand sowie einer An-
passung derzeit bestehender formaler Hiirden wie z. B. der strengen Auslegung des Anschluss- und
Benutzungszwangs fur zentrale Infrastrukturen.

Die Abwasserwirtschaft kann durch die Nutzung weiterer technischer Moglichkeiten fiir Energieein-
sparmaflRnahmen und Energienutzungspotenziale einen Beitrag zum Klimaschutz leisten und einen ggf.
héheren Energieverbrauch auf Grund hoherer Reinigungsleistungen kompensieren. Die energetische
Nutzung von Klargas ist in zahlreichen Anlagen bereits etabliert und wird im Rahmen des Erneuerba-
ren-Energien-Gesetz gefordert. Vielfach werden aber von Betreiberseite bei der praktischen Umset-
zung Barrieren beklagt, die einer noch breiteren Umsetzung entgegenstehen. Auch die Warmeversor-
gung von Gebaduden oder die Nutzung von Klargas zur Erzeugung von Prozesswarme bietet noch Po-
tenziale.

Eine weitere Herausforderung fiir die Abwasserwirtschaft ist die SchlieBung von Stoffkreislaufen durch
die Einfihrung geeigneter und nachhaltiger Techniken und Managementkonzepte zur Riickgewinnung
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von Nahrstoffen. Derzeit bleiben die im Abwasser enthaltenen Nahrstoffe Phosphor und Stickstoff
noch weitgehend ungenutzt. Dabei kdnnen diese Nahrstoffe bspw. zur Herstellung von Diingemittel
oder in der Industrie Verwendung finden. In Deutschland wird die Phosphorriickgewinnung aufgrund
der 2017 in Kraft getretenen Novelle der Klarschlammverordnung aus Klarschlamm und Klarschlamm-
verbrennungsasche ab 2029 verbindlich. Es fehlen derzeit Initiativen zur Riickgewinnung aus der Was-
serphase, da auch entsprechende rechtliche Anforderungen im Wasserrecht nicht vorhanden sind.
Hierflr sind in den nachsten Jahren erhebliche Investitionen in entsprechende Riickgewinnungstech-
niken erforderlich, die vielfach die Bildung neuer regionaler Kooperationsstrukturen erfordern. Der
zuriickgewonnene Phosphor soll Phosphor aus natirlichen Vorkommen in Teilen ersetzen.

Vision — Wasser-, Energie- und Stoffkreislaufe im Jahr 2050

Die Wasserwirtschaft der Zukunft ist effizient, ressourcenschonend und nachhaltig in ihrem Umgang
mit Natur und Umwelt, Energie, Roh- und Wertstoffen. Die nachhaltige Nutzung von Rohstoffen und
die effiziente und nachhaltige (Riick-)Gewinnung von Energie, Wasser und Wertstoffen wird in starke-
rer Kooperation mit anderen Sektoren wie der Abfall-, Sekundarrohstoff- und Energiewirtschaft, der
Diingemittelproduktion (z.B. Phosphat) und der Landwirtschaft umgesetzt. Potenziale zur Reduzierung
von Treibhausgasemissionen sind erkannt und werden genutzt.

Der Energieverbrauch der Systeme der Wasserversorgung und der Abwasserentsorgung ist unter Ein-
haltung der an sie gestellten Qualitatsanforderungen optimiert und wird im Wesentlichen durch Ei-
generzeugung auf der Grundlage erneuerbarer Energietrdager und der Verwertung von Energiepoten-
zialen aus den eigenen Prozessen gedeckt (z. B. Nutzung der bei den Reinigungsprozessen entstehen-
den Warme). Durch diese Form der Eigenerzeugung ist eine Starkung der Resilienz Kritischer Infra-
strukturen (z.B. fiir das Szenario Stromausfall) erreicht worden._In der industriellen Produktion und in
der technischen Aquakultur gibt es weitgehend geschlossene Wasser- und Stoffkreislaufe.

Der neue EU-Aktionsplan fiir die Kreislaufwirtschaft ist umgesetzt: Abwasser und Abwasserinhalts-
stoffe werden als Ressource genutzt. Die SchlieBung von Kreislaufen, die Vermarktung und mehrfache
Nutzung von Rohstoffen sind gewahrleistet und gesellschaftlich anerkannt. Die Produktion innovativer
Energietrager wie Wasserstoff findet so statt, dass andere Wassernutzungen nicht beeintrachtigt wer-
den. Die nachhaltige Nutzung der Ressource Wasser mindert den Eingriff auf ein naturvertragliches
Mal. Die Wasseraufbereitung orientiert sich so weit wie moglich an natirlichen Prozessen und bindet
diese in ihre Gesamtkonzeption fiir ein nachhaltiges und umweltvertragliches Wirtschaften ein.

Was ist daflir zu tun?

Derzeit gibt es eine Vielzahl von Forschungsvorhaben und -projekten zu technischen Alternativen und
rechtlichen Grundlagen zur Rickgewinnung von Energie, Wasser und Wertstoffen, insbesondere fir
Abwassersysteme und zur Vernetzung mit anderen Sektoren (Sektorenkopplung).

Eine konsequente Riickgewinnung und Kreislauffiihrung setzt neben der Verfligbarkeit technischer L6-
sungen aber auch sektortibergreifend konsistente rechtliche Regelungen voraus, die einer sachgerech-
ten und effizienten Nutzung von schadstoffarmen Riickgewinnungs-Produkten nicht entgegenstehen.
So bedarf es z. B. rechtlicher Voraussetzungen fiir die Verwendung von Produkten aus der Riickgewin-
nung von Phosphor aus dem Abwasser bzw. Kldrschlamm. Um die Gewinnung von Phosphor aus dem
Abwasser insgesamt zu steigern, waren in einem ersten Schritt auch entsprechende Anforderungen im
Wasserrecht zu etablieren. Dabei bedarf es jedoch einer Abstimmung zwischen dem Wasser- Abfall-
und Diingemittelrecht, um an der Schnittstelle zwischen Abwasser und Klarschlamm gegenldufige Ent-
wicklungen zu verhindern.

Neben der Riickgewinnung und Nutzung von nutzbaren Inhaltsstoffen aus dem Abwasser geht es um
die Verbindung des Energiesektors mit anderen Sektoren mit dem Ziel einer gemeinsamen Optimie-
rung unter weitgehender Nutzung von erneuerbaren Energien sowie von Speichertechnologien zum
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Ausgleich von Schwankungen in der Bereitstellung von Strom aus erneuerbaren Energien. Fir Ge-
werbe, industrielle Fertigung, Wohnquartiere oder die Versorgung einer Stadt mit Strom oder Warme
gibt es technische Lésungen. Als erster Schritt ist nun eine vergleichende Bestandsaufnahme erforder-
lich, um daraus eine strategisch passende rechtliche, 6konomische und technische Grundlage fir wei-
tere Aktionen (z. B. Hilfestellung bei der Anwendung von Sektorenkopplung in der Wasserwirtschaft)
zu schaffen. Dies schlief$t auch Regeln zum Daten- und Informationsaustausch tber Stofffrachten und
Betriebsdaten ein.

Die Abwasserentsorgungsanlagen sollen zur Optimierung des Energieverbrauchs wie auch zur Ab-
schopfung von Energieerzeugungspotenzialen im Sinne einer etwaigen Energieeinspeisung in Strom-
netze gemeinsam mit dem Energiesektor geplant bzw. ertlichtigt werden, um sich leichter an den Be-
dingungen zukinftiger Energiesysteme orientieren zu kdnnen. Um die Investitionsmdglichkeiten von
kommunalen Wasserversorgungs- und Abwasserentsorgungsunternehmen in Energieeffizienz’ und re-
generative Energieerzeugung zu erhohen, sollen die energie- und steuerrechtlichen Rahmenbedingun-
gen lUberprift und ggf. angepasst werden.

Die Vorgaben der EU-Verordnung tiber Mindestanforderungen an die Wasserwiederverwendung wer-
den umgesetzt, um die hygienisch sichere, gesundheitlich unbedenkliche sowie umweltgerechte Nut-
zung von aufbereitetem Abwasser zur Bewdasserung in der Landwirtschaft zu gewahrleisten. Entspre-
chende Regelungen fiir andere Anwendungsbereiche, z. B. im urbanen Raum, sind zu entwickeln so-
weit dies 6kologisch sinnvoll bzw. vertretbar ist. Die Umsetzung dieser Verordnung dient auch zur Op-
timierung der Nahrstoffkreislaufe. Zudem werden rechtliche Anforderungen und Leitlinien fiir den Ein-
satz von aufbereitetem Abwasser entwickelt. Entsprechende Konzepte sind in der kommunalen Bau-
leitplanung und in Wasserversorgungskonzepten verstarkt zu berlicksichtigen.

Fir die Produktion von Energietragern wie Wasserstoff werden Rahmenkonzepte erarbeitet, die Aus-
wirkungen auf den Wasserhaushalt minimieren und Konkurrenzsituationen mit anderen Wassernut-
zungen vorbeugen. Fiir unterirdische Speichertechniken, die fiir eine Transformation der Warme- und
Kélteversorgung hin zu erneuerbaren Energien insbesondere in urbanen Rdumen erforderlich sind,
werden Konzepte zur thermischen Bewirtschaftung des Grundwassers genutzt. Diese sorgen dafiir,
dass unterirdische Warme- und Kéltespeicher nur dort genutzt werden, wo die Temperaturanderun-
gen keine nachteiligen Auswirkungen auf andere Wassernutzungen wie z. B. die Qualitdt des Grund-
wassers als Trinkwasserressource oder das Grundwasser als Lebensraum haben. Dazu werden fiir das
Grundwasser thermische und 6kologische Qualitatsziele entwickelt. Um ausreichend Warmespeicher-
kapazitaten in den Stadten zu entwickeln und vorzuhalten, sollten die Lander zur Sicherstellung der
Durchfiihrung eines thermischen Bewirtschaftungsplans in verdichteten Stadtraumen verpflichtet
werden. So soll erreicht werden, dass in jeder GroRstadt ein wasserwirtschaftliches Konzept fiir die
thermische Bewirtschaftung des Untergrunds aufgestellt wird und, wo es technisch und wasserwirt-
schaftlich moglich ist, Potenziale zur thermischen Speicherung von Energie erkannt und genutzt wer-
den. Die vorher entwickelten Qualitatsziele fiir das Grundwasser sind in diesen Konzepten zwingend
zu beachten.

Die Treibhausgasemissionen der Wasserinfrastrukturen sind in den Nationalen Emissionsinventaren
erfasst. Sie werden so minimiert, dass die Wasserinfrastruktur den notwendigen Beitrag zur Treibhaus-
gasneutralitat bis 2045 leistet. Hierzu sind Forschungsarbeiten zur Quantifizierung der Emissionen von
Treibhausgasen sowie zu den Moglichkeiten, diese zu reduzieren, erforderlich.
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. 7. Leistungsfahige Verwaltungen starken, Datenfllisse verbessern, Ordnungsrahmen
optimieren und Finanzierung sichern

Basisinformationen

Die Wasserwirtschaft” in Deutschland ist vielschichtig organisiert. Die 6ffentlichen wasserwirt-
schaftlichen Aufgaben sind auf Bund, Lander, Kreise und Kommunen verteilt. Aufgaben der
Wasserwirtschaft werden auch von verschiedenen Organisationen in privat- und 6ffentlich-
rechtlich organisierten Unternehmens- und Verbandsformen (u. a. Zweckverbande, sonderge-
setzliche Verbande, Wasser- und Bodenverbidnde) ibernommen.

Der Vollzug wasserwirtschaftlicher Regelungen ist Aufgabe der Bundeslander und wird dort
von Behorden auf Landesebene, Kreisebene oder kommunaler Ebene wahrgenommen. Die
Zustandigkeit fur den Verkehr auf Bundeswasserstrafien einschlieBlich der damit verbundenen
Vollzugsaufgaben liegt beim Bund. Wasserwirtschaftlich ist der Bund auch zustandig fir die
Wiederherstellung der 6kologischen Durchgangigkeit an von ihm errichteten oder betriebenen
Stauanlagen und fiir den wasserwirtschaftlichen Ausbau an BundeswasserstralRen, sofern die-
ser zur Erreichung der Ziele der Wasserrahmenrichtlinie erforderlich ist. Die klassischen, stark
konditional orientierten Vollzugsaufgaben (bei Bund und Landern) erfordern oftmals hoch spe-
zialisierte technische und rechtliche Fachkenntnisse und die Fahigkeit zur wirkungsvollen Ver-
tretung der umweltfachlichen Aspekte.

Die Wasserwirtschaftsverwaltungen” sowie andere mit wasserwirtschaftlich relevanten Auf-
gaben betrauten Umweltverwaltungen unterliegen auf der einen Seite dem finanziellen Ein-
spardruck und der Forderung nach Biirokratieabbau, auf der anderen Seite erweitern sich das
Aufgabenspektrum und der Schwierigkeitsgrad der Aufgabenerfiillung. Heutige Umweltprob-
leme sind durch eine hohe Komplexitat gekennzeichnet, die auch anspruchsvolle Lésungen,
verbessertes Instrumentarium und dafiir nétiges Personal erfordern.

Der Anstieg der Datenmengen und die dadurch bedingten Anforderungen an Erhebung, Ver-
arbeitung und Verbreitung sowie an die analytische Bewertung stellen auch die Wasserver-
waltungen vor groRe Herausforderungen. Technische und rechtliche Hiirden behindern oft
den reibungslosen Austausch von Daten und Informationen.

Die Datenstrategie der Bundesregierung kritisiert, dass ein Datenaustausch zwischen dem
Bund, den Landern und den Kommunen nur punktuell und teilweise nur auf Anfrage stattfin-
det. Alle Bundesministerien verpflichten sich daher, die Vernetzung und den Ausbau leistungs-
fahiger Dateninfrastrukturen durch eine zielorientierte Zusammenarbeit auch mit den Bundes-
landern laufend voranzutreiben. Die Etablierung von Datenkooperationen fiir den staatlichen
Versorgungsauftrag auch mit Stellen aufRerhalb der Verwaltung erganzt diesen Ansatz.

Die Verbesserung des Datenaustauschs in technischer, inhaltlicher und organisatorischer Form
steht im Einklang mit den Ratsschlussfolgerungen zur ,Gestaltung der digitalen Zukunft Euro-
pas” sowie betreffend die ,, Digitalisierung zum Wohle der Umwelt” im Jahr 2020. Er dient dem
Aufbau eines europaischen Umweltdatenraums i.S.d. Europdischen Datenstrategie und folgt
der Forderung des Griinen Deal der Européischen Kommission zur Schaffung und Offnung des
Zugangs zu interoperablen Daten. Er ist damit zugleich Voraussetzung fiir ein effizientes und
effektives Monitoring der Ziele des 8. Umweltaktionsprogramms der EU.

Eine weitere Verbesserung des internationalen Datenaustauschs im Sinne der ,Long-Term*“
Ambitions der WMO in der Hydrologie, dem Global Climate Observing Systems und der Be-
schleunigung der Umsetzung des SDG 6 beférdert zudem einen Beitrag zu kontinentalen und
globalen Beobachtungen und Vorhersage des Wasserkreislaufs, hinsichtlich Quantitat und
Qualitat von Wasserressourcen.
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e Die Aufgabentrager weisen regelmaliig darauf hin, dass die aktuellen Rahmenbedingungen
(organisatorisch, finanziell und regulatorisch) unzureichend sind, um die wasserwirtschaftli-
chen Ziele zu erreichen sowie zahlreicher neue wasserwirtschaftliche Herausforderungen z. B.
infolge der Klimakrise sowie des Biodiversitatsverlusts, zu bewaltigen.

e Bis zur Erreichung der WRRL-Bewirtschaftungsziele in allen Wasserkdrpern sind in den nachs-
ten Jahren laut Schatzung der LAWA Ausgaben von zusatzlich insgesamt ca. 35 Mrd. Euro er-
forderlich.

e Indie Abwasser- und Trinkwasserversorgung wurden zuletzt jahrlich etwa 7,5 Mrd. Euro inves-
tiert.

e Uber die GAK werden u.a. MaRnahmen zur naturnahen Gewisserentwicklung, zum Neubau
bzw. zur Erweiterung von Abwasserbehandlungsanlagen, zum Bau von Wasserspeichern, ver-
schiedene HochwasserschutzmaBnahmen oder Investitionen in wassersparende Bewasse-
rungstechnik gefordert.

Was sind die Herausforderungen?

Die Umsetzung wasserwirtschaftlicher Ziele erfolgt in unterschiedlichen administrativen Organisati-
onseinheiten. Sie ist in entscheidendem MaRe von dem Funktionieren der jeweiligen Verwaltungs- o-
der Organisationsstrukturen abhéngig. Die Umweltverwaltungen, zu denen die wasserwirtschaftlichen
Behorden zihlen, arbeiten — wie der Sachverstandigenrat fiir Umweltfragen (SRU) u. a. in zahlreichen
Fachgesprachen dokumentieren konnte —inzwischen vielfach an der Grenze der Belastbarkeit und ver-
mogen selbst nach eigener Einschatzung nicht mehr konsequent alle gesetzlich vorgegebenen Aufga-
ben angemessen zu erfillen. Zuklinftig muss daher sichergestellt sein, dass die Verwaltungen mit aus-
reichend qualifiziertem Personal, einer den aktuellen Anforderungen entsprechenden Technik und Or-
ganisationsstruktur sowie finanziell ausreichend ausgestattet sind.

Die klassischen Vollzugsaufgaben werden zunehmend um umweltqualitatszielorientierte Aufgabenbe-
reiche erganzt, deren Bewaltigung hoch qualifizierte und interdisziplinar ausgerichtete Verwaltungen
erfordert, die zur Entwicklung strategischer Konzepte beauftragt und befdhigt sind. Interkommunale
Kooperationsprojekte und verbandsubergreifende Kooperationen werden angesichts (ibergreifender
Aufgaben der Wasserwirtschaft bereits praktiziert.

Die Digitalisierung wird die Arbeitsprozesse und damit auch die Kommunikationsablaufe verwaltungs-
Ubergreifend grundlegend veradndern. Sie sorgt fir Umwalzungen in Wirtschaft und Gesellschaft, bei
Arbeit, Konsum, Kooperation und Kommunikation. Eine Reihe wichtiger Vorhaben und MaRnahmen
hat die Bundesregierung im Rahmen der ,Digitalen Agenda 2020“ bereits umgesetzt. Als wichtige stra-
tegische Herausforderungen flr die Daten der Wasserwirtschaft und Umweltinformationen sind hier
Zu nennen:

a. Entwicklung eines noch besser abgestimmten technischen, organisatorischen und inhaltlichen
Datenmanagements von Bund und Landern

b. Harmonisierung von Datenbestdnden/Fachinformationssystemen zwischen Bund und Lin-
dern, z. B. beim datenbezogenen Umweltberichtswesen innerhalb der Fachnetzwerke (EU, Eu-
ropaische Umweltagentur) sowie bei der Bereitstellung von Umweltdaten und Informationen

c. Reduzierung technischer, organisatorischer und rechtlicher Hirden in Deutschland, Europa
und mit Organisationen der Vereinten Nationen beim Austausch von Daten und Informationen
unter Beachtung der Anforderungen des Datenschutzes
Schutz der kritischen Infrastrukturen (KRITIS) vor Cyberangriffen.
ErschlieBung von Daten (iber den Zustand von und (iber Einflussfaktoren auf Natur und Um-
welt aus Smart Devices bzw. aus der Nutzung des Internets / digitaler Dienste privater Nut-
zer*innen (auch solcher Daten, die private Nutzer*innen zwar generieren, die jedoch in Han-
den privater Unternehmen liegen)
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Die Richtlinie iber offene Daten und die Weiterverwendung von Informationen des 6ffentlichen Sek-
tors (Richtlinie (EU) 2019/1024) stellt einen entsprechenden ersten Schritt dar. Die wasserwirtschaft-
lich relevanten Daten missen in Regelungen zu hochwertigen Datensatzen im Sinne dieser Richtlinie
aufgenommen werden. Der europdische Data Governance Act sowie der in der in der Erarbeitung be-
findliche Data Act bilden weitere Schritte zur ErschlieBung wasserwirtschaftlicher Daten jenseits der
offentlichen Hand oder solcher bei der 6ffentlichen Hand, die bspw. durch Betriebs- oder Geschafts-
geheimnisse, Urheberrechtsnormen oder das Statistikgeheimnis von einer Weiterverwendung ausge-
klammert sind.

Wasser ist das verbindende Glied zwischen den verschiedenen Sektoren, wie bspw. Gesundheit, Land-
wirtschaft, Fischerei und Aquakultur, produzierender Wirtschaft, Energie, Infrastruktur, Umwelt- und
Naturschutz, Raumplanung oder Regionalentwicklung und den jeweiligen verantwortlichen Verwal-
tungen. Diese agieren auf unterschiedlichen Ebenen (Kommunen, Regionen, Lander, Bund). Es muss
durch Verwaltungsstrukturen libergreifend sichergestellt werden, dass Ressorts, wie die Energie-, Ver-
kehrs- und Landwirtschaftsverwaltungen, die ihnen obliegenden Gewasserschutzaufgaben bewaltigen
koénnen.

Derzeit nutzen die bestehenden Governance-Strukturen die moglichen Synergien im Sinne einer ge-
meinsamen Zielvorstellung des Gewasserschutzes noch nicht immer zielgerichtet und aktiv. Dadurch
werden finanzielle sowie personelle Ressourcen nicht ausreichend ausgeschopft.

Die zunehmende Komplexitat wasserwirtschaftlicher Planungsprozesse aufgrund von qualitatszielori-
entierten Vorgaben kann kiinftig die Kapazitaten einzelner Behorden tberfordern. Manche kinftige
Problemstellung wird z. B. im Rahmen der Zustdndigkeit einzelner Kommunen nicht mehr I6sbar sein.
Bei der Erbringung bestimmter Leistungen der Daseinsvorsorge® wird bereits eine Aufgabenteilung und
Zusammenarbeit zwischen Kommunen im Sinne wirtschaftlicherer Losungen praktiziert. Diese inter-
kommunale Kooperation sollte ausgeweitet und gestarkt werden. Die rechtlichen und strukturellen
Rahmenbedingungen sollten gepriift und bei Bedarf angepasst werden.

Die in dieser Strategie beschriebenen Herausforderungen an die deutsche und teilweise auch an die
europadische Wasserwirtschaft erfordern eine Weiterentwicklung des Rechtsrahmens, um diesen Her-
ausforderungen gerecht zu werden.

Aufgrund der steigenden Anforderungen und Komplexitat der Wasserwirtschaft ist zu erwarten, dass
die rechtlich geregelten Beteiligungsprozesse fiir die Stakeholder*innen und die breite Offentlichkeit
nicht mehr ausreichen oder zu spat ansetzen werden. Sie miissen frihzeitiger und so aktiv wie moglich
in die Politikformulierung, in die Planung und Entscheidung von Vorhaben einbezogen werden und die
Umsetzung von Projekten begleiten kdnnen. Dies zu gewahrleisten ist — auch angesichts aktueller An-
forderungen des Europdischen Gerichtshofs — eine Herausforderung.

Wie der Sachverstandigenrat fir Umweltfragen festgestellt hat, tragen Gebiihren und Entgelte ge-
genwartig nur in vergleichsweise geringem Male zur Finanzierung von UmweltschutzmalRnahmen bei.
Angesichts knapper Haushaltskassen und der Zunahme von 6ffentlichen Aufgaben im Umweltschutz
kann eine starkere Nutzer- und Verursacheranlastung der Verwaltungskosten zur finanziellen Entlas-
tung und zur langfristigen Sicherstellung einer adaquaten Aufgabenwahrnehmung des Staates beitra-
gen. Eine nutzergerechte Kostenanlastung durch Gebiihren ist insbesondere dort méglich und vorteil-
haft, wo die durch Umweltschutzdienstleistungen, wie die Abwasserbehandlung, entstehenden Kos-
ten dem Geblihrenschuldner direkt zugerechnet werden kénnen. Gleichzeitig konnen Umweltschutz-
gebihren ein nicht zu unterschatzendes Lenkungspotenzial im Zusammenhang mit der Bereitstellung

2 Siehe SRU (2007): Umweltverwaltungen unter Reformdruck: Herausforderungen, Strategien, Perspektiven.
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offentlicher Giter haben und zur Vermeidung negativer Umwelteffekte, z.B. durch die Einleitung von
Schadstoffen lber das Abwasser (Indirekteinleitungen), beitragen.

Vision — Verwaltung, Datenfliisse, Ordnungsrahmen und Finanzierung im Jahr 2050

Die Entscheidungsebenen und Verwaltungsstrukturen in Bund, Landern, Kreisen und Kommunen in
der deutschen Wasserwirtschaft? sind organisatorisch, technisch, personell und finanziell so aufge-
stellt, dass sie die neuen Herausforderungen wie z. B. die Klimakrise und den Verlust an biologischer
Vielfalt, aber auch den demografischen Wandel und den Ausgleich zwischen Stadt und Land bewalti-
gen konnen. Eine die Verwaltungsebenen der Wasserwirtschaft Gibergreifende Zusammenarbeit und
eine kooperative und vernetzte Zusammenarbeit mit anderen Verwaltungen, deren Handeln Synergien
hervorrufen und/oder Konflikte mit der Wasserwirtschaft vermeiden kann, ist gegeben. Dies schlieRt
eine effektive interkommunale Zusammenarbeit im Bereich der wasserwirtschaftlichen Daseinsvor-
sorge ein.

Ein Verbundsystem von Internetanwendungen und Datenbanken zur Unterstiitzung komplexer Ab-
laufe bei umweltschutzbezogenen Dokumentations-, Melde- und Berichtspflichten ist etabliert. Damit
wird den nationalen Verpflichtungen gegentiber der Europdischen Kommission, der Europaischen Um-
weltagentur oder Monitoringverpflichtungen innerhalb zwischenstaatlicher Kooperationen (HELCOM,
OSPAR etc.) Rechnung getragen. Das Verbundsystem von Internetanwendungen und Datenbanken hat
das Ziel der nachhaltigen Reduktion des Verwaltungsaufwands von Unternehmen und Behérden aller
Verwaltungsebenen und der Sicherung eines hohen Gewasserschutzniveaus in Deutschland erreicht.

Integrative Arbeitsweisen werden den verdnderten Rahmenbedingungen und Anforderungen ange-
passt. Ebenso gibt es einen intensiven Austausch zu angemessenen Verwaltungs-Strukturen in gemein-
samen Arbeitsgruppen Uber die Grenzen der Bundeslander hinweg, der ein gegenseitiges Lernen von-
einander ermdoglicht.

Die Wasserwirtschaft und die Wasserbehorden verfiigen tber attraktive Berufsbilder, Arbeitsplatze
mit hoher gesellschaftlicher Wertschatzung und vielfaltigen Entwicklungsmoglichkeiten, welche ange-
messen besetzt sind. Die Fachkrafte werden gemaR den laufenden Entwicklungen in der Technik, der
Digitalisierung sowie den neuen umweltpolitischen Anforderungen qualifiziert. Die Arbeitsleistungen
werden angemessen honoriert. Die Auswahl des Personals ist an die neuen Herausforderungen ange-
passt.

Der wasserspezifische Rechtsrahmen ist mit anderen relevanten Rechtsbereichen (u. a. Chemikalien-
Pflanzenschutzmittel- und Arzneimittelrecht, Energierecht, Raumordnungs- und Baurecht, Klima-
schutz- und Klimaanpassungsrecht) harmonisiert, Zielkonflikte sind reduziert und den neuen Heraus-
forderungen angepasst.

Synergien bei der Gesetzgebung, der Planung, dem Bau und Betrieb der wasserbezogenen Infrastruk-
turen ermoglichen ein effektives Verwaltungshandeln unter Einbeziehung aller relevanten Akteure
und unter Anwendung moderner Management- und Arbeitsorganisationsformen.

Die kostendeckende Finanzierung der Wasserdienstleistungen (Wasserversorgung und Abwasserma-
nagement) ist durch angepasste Abgaben-, Gebiihren- und Preissysteme, die die Finanzierungsbedarfe
fiir Erhalt und Modernisierung von Anlagen und Infrastrukturen einbeziehen, nachhaltig gesichert. Die
Leistungen der Unternehmen der 6ffentlichen Wasserwirtschaft zum Schutz von Wasserressourcen
und Gewassern sind dabei angemessen beriicksichtigt. Die Moéglichkeiten der Digitalisierung fiir eine
nachfragesteuernde Differenzierung von Tarifen werden genutzt.

Zur Finanzierung der von offentlichen Tragern umzusetzenden MalRnahmen der Gewasserbewirtschaf-
tung (Gewadsserschutz, Hoch- und Niedrigwassermanagement) stehen auch im Rahmen von neuen In-
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strumenten der gemeinschaftlichen Finanzierung von Bund und Landern ausreichende Mittel zu Ver-
figung, um die Transformation der Wasserwirtschaft bewaltigen zu kénnen. An Gewasserbelastungen
anknlpfende Abgaben, die Anreize fiir eine Reduzierung dieser Gewasserbelastungen setzen, leisten
zugleich einen Beitrag zur Finanzierung von Mallnahmenprogrammen, zur wasserbezogenen Klimaan-
passung, zur Erhaltung der Okosystemleistungen, zum Schutz von Arten und Lebensraumen sowie zur
Gewadsserentwicklung.

Was ist daflir zu tun?

Eine aktive Mitgestaltung und Begleitung von Veranderungsprozessen in der Wasserwirtschaft” durch
die Verwaltungen setzen eine angemessene Ausstattung der Verwaltungen mit qualifiziertem Personal
und bei Bedarf angepasste Verwaltungsstrukturen voraus. Bund, Lander und Kommunen sollten daher
bei der Entwicklung und Umsetzung von Konzepten zur Starkung und Qualifizierung des Personals der
wasserwirtschaftlichen Fachverwaltungen zusammenarbeiten. Dazu ist zunachst eine Bestandsauf-
nahme Uber die vorhandenen Ausbildungskapazitaten sowie eine Personalbedarfsanalyse mit kurz-,
mittel- und langfristigen Zeithorizonten zu erarbeiten. Diese werden regelmaRig aktualisiert, die Qua-
lifizierungserfordernisse werden Uberpriift und fortgeschrieben. Die Kompetenzen der Wasserstra-
Ren- und Schifffahrtsverwaltung des Bundes sollen fiir Aufgaben der Gewasserokologie, des Klima-
schutzes und der Klimaanpassung gestarkt werden.

Die interkommunale Zusammenarbeit soll weiterentwickelt werden, um die Leistungserfiillung bei der
Wasserver- und Abwasserentsorgung zu starken und die Wirtschaftlichkeit dieser Daseinsvorsorgeleis-
tungen in landlichen Regionen dauerhaft zu sichern. Dariiber hinaus soll auch geprift werden, ob
durch die Biindelung von Fachkompetenz, etwa durch die Schaffung von verwaltungsinternen Kompe-
tenzzentren eine Entlastung von lokalen Aufgaben erreicht werden kann.

Starkung der Verwaltung bedeutet auch, digitale Kompetenzen zu verbessern und die sich durch die
Digitalisierung bietenden Chancen zu nutzen. Mit dem Regierungsprogramm ,,Digitale Agenda 2020“,
mit der,,Digitalen Strategie 2025 sowie mit dem E-Government-Gesetz und dem Onlinezugangsgesetz
(0ZG) sind erste Grundlagen geschaffen, um Verwaltungsprozesse zu straffen, zu optimieren und me-
dienbruchfreie Serviceleistungen fir alle Blrger*innen und Unternehmen zu schaffen. Diese gilt es
konsequent weiterzuentwickeln und mit einer ausreichenden Folgefinanzierung auszustatten. Eine
klare Standardisierung und Vereinheitlichung von IT-Verfahren nach dem Einer-fiir-alle-Prinzip (EfA)
wird unterstiitzt. Kommunen sollen von der Wirkung der Forderung profitieren und im Rahmen des
EfA-Prinzips entwickelte Losungen einfach tibernehmen kdnnen. Die Zusammenarbeit aller staatlichen
Ebenen wird verbessert und die interkommunale Zusammenarbeit durch Starkung der Beratung und
Unterstiitzung von Kommunen bei der Anbahnung und Umsetzung von Kooperationen gestarkt.

Fiir den Vollzug bedeutet dies z. B. die perspektivische Zurverfiigungstellung von Diensten flir wasser-
rechtliche Verfahren — wo sinnvoll und moglich — oder auch die (Weiter-)Entwicklung von 6ffentlich
zugénglichen Umweltinformationssystemen.

In Bezug auf die Erhebung, das Management und die Weitergabe von wasserwirtschaftlich relevanten
Daten sind weitere Harmonisierungs- und Standardisierungsprozesse anzustofen, um z. B. Reibungs-
verluste aufgrund unterschiedlicher Datenstandards in den verschiedenen Verwaltungsebenen zu mi-
nimieren. Die Erarbeitung einer Konzeption zur Schaffung einheitlicher rechtlicher Grundlagen fiir die
Erhebung und die Nutzung wasserwirtschaftlicher Daten (Wasserdatenstrategie) in Zusammenarbeit
mit Lindern und anderen wasserwirtschaftlichen Akteur*innen kann diesen Prozess begleiten und ein-
rahmen. Die harmonisierte Digitalisierung von Datenmanagement und -vernetzung, sowie die Entwick-
lung und Bereitstellung von webbasierten Diensten fiir unterschiedliche Nutzer auf Seiten der Verwal-
tungen stellen eine wichtige Grundlage fir die Digitalisierung der Wasserwirtschaft insgesamt dar. Sie
sind auch eine Voraussetzung zur Verbesserung der Warnsysteme, die ein bundesweites Prognose-
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und Informationssystem fir Gefahren und Risiken von Extremwetterereignissen (Hochwasser, Stark-
regen, Dirre) erfordert.

Der Klimawandel und seine Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Gewasser betreffen poten-
ziell zahlreiche Anlieger und Nutzer von Gewadssern. Hier kdnnen operationelle Dienste einen wichti-
gen Beitrag fir eine rechtzeitige Anpassung an den Klimawandel leisten. Zur Umsetzung der Deutschen
Anpassungsstrategie an den Klimawandel (DAS) im Bereich Klima und Wasser ist eine aufeinander ab-
gestimmte und aufbauende Methodik zielfihrend, um Klimaanderungssignale und zukiinftig aktuali-
sierte Klimaprognosen Uber die Bereiche Hydrologie, Hydrodynamik, Wassergiite, Morphodynamik
und Schifffahrt im FlieRgewasser-, Astuar- und Ozeanbereich in weitergehende nutzerorientierte Da-
ten zu transformieren und Bedarfstrager zu beraten.

Es ist notwendig, benachbarte Interessen und Disziplinen, z.B. bei naturschutzfachlichen und/oder
wasserbaulichen Planungen und Projekten friihzeitig zu informieren und in die Planung einzubinden.
Nur so kdnnen Synergien genutzt und die geforderte integrierte Betrachtung von Gewadssersystemen
gewadhrleistet werden.

Zur Begleitung der Transformation der Wasserwirtschaft und v. a. fiir die Akzeptanz und den Erfolg von
Umsetzungsprozessen bieten sich regionale Beteiligungsformate als Instrument an. Bei diesen Beteili-
gungsformaten beraten deren Mitglieder (u. a. Landbesitzer*innen, Wasserversorgung, Kommunen
sowie die untere Wasser-, Naturschutz-, Verkehrs- und Landwirtschaftsverwaltung) gemeinsam tber
die notwendigen regionalen wasserwirtschaftlichen Aufgaben. Diese regionalen Beteiligungsformate
tragen ebenso wie eine mit wasserwirtschaftlichen Aspekten und Fragen gestarkte Raumordnung so-
wie eine verbindliche Flachennutzungsplanung zur Entwicklung einer transparenten, flexiblen und
nachhaltigen Bewirtschaftung von Wasserressourcen bei und dienen der frithzeitigen Vermeidung von
Nutzungskonflikten.

Bund, Lander und Kommunen priifen in ihren Zustéandigkeitsbereichen laufend die Passfahigkeit und
den Anpassungsbedarf der bestehenden Strukturen. Um Orientierung fiir den Transformationsprozess
in der Wasserwirtschaft zu erhalten, ist daneben eine unabhéngige Evaluierung (Peer-Review) der was-
serwirtschaftlichen Zustandigkeits-, Zusammenarbeits- und Entscheidungsstrukturen sinnvoll. Dies
konnte in Form eines von Bund- und Landern gemeinsam beauftragten Forschungsvorhabens erfolgen.

Das WHG und weitere wasserrelevante Vorschriften sollen Gberprift und erforderlichenfalls angepasst
werden, um den in der Wasserstrategie identifizierten Herausforderungen (insb. Auswirkungen der
Klimakrise und Verlust der Biodiversitat) gerecht zu werden. Das aktuelle Wasserrecht wird zudem
dahingehend Gberpriift, ob die Regelungen den zukiinftigen Herausforderungen und den Entwicklun-
gen auf Ebene der Europaischen Union, etwa dem Griinen Deal und der Biodiversitatsstrategie 2030,
entsprechen. In diesem Zusammenhang soll méglichst eine Verbesserung der Kohdrenz zwischen ver-
schiedenen rechtlichen Vorgaben durch Anpassung der Rechtsakte fiir alle relevanten Bereiche (nati-
onal und auf EU-Ebene) angestrebt werden, um Zielkonflikten bei der Umsetzung vorzubeugen.

Die 6ffentliche Beschaffung soll zunehmend Produkte mit moglichst geringen Auswirkungen auf die
Wasserressourcen erwerben.

Um die notwendige Aufgabenerfillung in allen wasserwirtschaftlichen Bereichen sicherzustellen, wer-
den die bestehenden organisatorischen und regulatorischen Rahmenbedingungen einschliefllich der
Finanzierungsinstrumente, z.B. GAK, hinsichtlich ihrer Zukunftsfahigkeit evaluiert. Aktuelle und sich
abzeichnende Finanzierungsliicken sind zu identifizieren und Vorschlage fur die zukiinftige ausrei-
chende Sicherstellung von wasserwirtschaftlichen Aufgaben zu entwickeln. Im Rahmen des Aktions-
programms Natdirlicher Klimaschutz des Bundesumweltministeriums soll ein ,,Bundesprogramms fir
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klimabezogene MalRnahmen in der Wasserwirtschaft und die Gewasserentwicklung” aufgelegt wer-
den. Hiermit sollen die wasserwirtschaftlichen Voraussetzungen fir MaRnahmen des Natdrlichen Kli-
maschutzes verbessert, ein Beitrag zur Umsetzung von EU-rechtlich erforderlichen MaRnahmen des
Gewasserschutzes und der Gewasserentwicklung sowie von MaBnahmen der wasserwirtschaftlichen
Anpassung geleistet werden. Doppelférderungsstrukturen miissen dabei auch aus Transparenz- und
Effizienzgrinden vermieden werden.

II. 8. Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver vor stofflichen Eintragen vom Land
schiitzen

Basisinformationen

Laut SDG14 der Agenda 2030 sollen Ozeane, Meere und ihre Ressourcen im Sinne nachhaltiger
Entwicklung erhalten und nachhaltig genutzt werden. Derzeit sind sie aber erheblich durch
menschliche Einfliisse belastet und gefahrdet.

Die in Nord- und Ostsee miindenden FlieRBgewdsser sind ein Haupteintragspfad” fir Ndhrstoffe
aus diffusen Quellen (z.B. Landwirtschaft) und Punktquellen (z.B. Klaranlagen), sowie fir
Schadstoffe und Kunststoffabfalle (einschlieflich Mikroplastik) aus Industrie, Gewerbe und
Haushalten.

Die Bundeslander und die Flussgebietsgemeinschaften erfassen die Nahr- und Schadstoffein-
trage im Rahmen eines regelmiaRigen Uberwachungsprogramms (Monitoring). Die erhobenen
Daten werden in der Arbeit der regionalen Meeresschutziibereinkommen und in den interna-
tionalen Flussgebietskommissionen verwendet. Fiir Kunststoffeintrage liegt eine vergleichbare
Uberwachung noch nicht vor.

Deutschland hat die ambitionierten Reduktionsziele fiir flussbirtige Nahrstoffeintrage in Hohe
von 50 % im Vergleich zu 1985 erfiillt, die von den Internationalen Nordseeschutzkonferenzen
(INK) der Jahre 1987 und 1990 ausgingen und von HELCOM fiir die Ostsee ibernommen wur-
den. Gleichwohl ist der gute Zustand hinsichtlich Eutrophierung in deutschen Meeresgewas-
sern langst nicht erreicht. Deshalb wird mittels der Bewirtschaftungsplane der WRRL versucht,
die Nahrstoffeintrage weiter zu reduzieren. Im Vergleich der Zeitraume von 1983 bis 1987 so-
wie zwischen 2012 und 2014 verringerten sich die Stickstoffeintrage in die Oberflachengewas-
ser im deutschen Ostsee-Einzugsgebiet (Flussgebiete Warnow/Peene, Schlei/Trave und Oder)
um 65 % von 63.000 t/a auf 22.200 t/a Stickstoff. Die Phosphoreintrage gingen in diesem Zeit-
raum um 78 % von 3.600 t/a auf 800 t/a zuriick. Die Nahrstoffeintrége in die Oberflichenge-
wasser im deutschen Nordsee-Einzugsgebiet (Flussgebiete Elbe, Weser, Ems und Eider) verrin-
gerten sich zwischen 1983 und 1987 sowie zwischen 2012 und 2014 fir Stickstoff um Uber
50 % von 804.038 t/a auf 353.400 t/a und fir Phosphor um mehr als 70 % von 67.164 t/a auf
17.540 t/a.

Die neun Ostsee-Anrainerstaaten haben fiir die Nahrstoffe Stickstoff und Phosphor die maxi-
mal zuldssigen anthropogenen Eintrage in die Ostseebecken ermittelt, die nicht Gberschritten
werden diirfen, um den guten Zustand dieser Gewasser in Bezug auf Eutrophierung zu errei-
chen, wobei diese Begrenzung noch nicht automatisch zur Erreichung eines guten Zustands
fihrt. Sie haben darauf aufbauend eine maximal erlaubte Eintragsobergrenze in Tonnage/Jahr
sowie ein zukiinftiges Reduktionsziel formuliert. Diese Zielberechnungen berticksichtigen Ein-
trage Uber Fllsse, iber die Luft und Gber Ferntransporte aus anderen Meeresgebieten und
konnen bei Vorliegen neuer wissenschaftlicher Erkenntnisse noch verscharft werden. Die
Nordsee-Anrainerstaaten arbeiten bei OSPAR an der Ableitung dhnlicher Ziele.

Der neue Ostseeaktionsplan (BSAP 2021 — 2030) der HELCOM gibt die konkreten Ziele und die
hierfir erforderlichen MaRnahmen in den Themenfeldern Eutrophierung, Gefdhrliche Stoffe
(einschlieRlich Meeresmill), Schifffahrt (inkl. UW-Larm) sowie Biodiversitdt, die fur die Errei-
chung eines guten Umweltzustandes erforderlich sind, fiir alle Ostseeanrainerstaaten vor.
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Die neue Umweltstrategie von OSPAR (North-East Atlantic Environment Strategy, NEAES 2021-
2030) hat als strategisches Ziel, das Problem der Eutrophierung anzugehen durch die Limitie-
rung des Eintrags von Nahrstoffen und organischem Material auf ein Mal3, das keine negativen
Auswirkungen auf die Meeresumwelt zur Folge hat. Die konkreten Malnahmen zur Umset-
zung dieses Ziels werden derzeit erarbeitet.

Die Verordnung zum Schutz der Oberflachengewdsser (Oberflaichengewasserverordnung,
OGewV) legt fiir Stickstoff am Ubergabepunkt limnisch-marin Konzentrationen von
2,8 mg/I TN fur Nordseezuflisse und 2,6 mg/I TN fiir Ostseezuflisse als Grundlage fur die Be-
wirtschaftung der Flussgebietseinheiten fest. Es wird davon ausgegangen, dass eine zukiinftige
Einhaltung dieser Werte zur Erreichung des guten Zustands der Meeresgewasser in Bezug auf
Eutrophierung fiihren kann. Fiir Phosphor liegen derzeit flieRgewdsserspezifische Orientie-
rungswerte vor (0,10-0,15 mg/I TP fiir Ostseezuflisse und 0,10-0,30 mg/I TP fiir Nordseezu-
flisse).

Von 24 Ostseezufliissen in Deutschland erreichen fiinf Fliisse den Bewirtschaftungszielwert fir
Gesamtstickstoff und drei Flisse den flieRgewasserspezifischen Orientierungswert flir Ge-
samtphosphor. Von den neun im Bewertungszeitraum 2015 bis 2019 betrachteten Nordsee-
zuflissen erreicht nur der Rhein den Zielwert fiir Gesamtstickstoff. Den flieBgewasserspezifi-
schen Orientierungswert fiir die Gesamtphosphorkonzentrationen erreichen der Rhein, die Ei-
der, Treene, Arlau, Miele und der Bongsieler Kanal.

Fiir Schadstoffe, die lber die Flisse ins Meer eingetragen werden, liegen derzeit weder natio-
nal noch auf EU-Ebene konkrete Eintragsziel- oder -grenzwerte fiir den Ubergabepunkt lim-
nisch-marin vor. Es fehlt an einer quantifizierten Abschatzung, welche Reduktionen und ent-
sprechende MalRnahmen in den Flussgebieten erforderlich sind, um zu einem guten Zustand
der Meeresgewasser beizutragen.

Die Eintrage von Cadmium, Blei und Quecksilber Giber die Nord- und Ostseezufliisse haben seit
den 1980er Jahren stark abgenommen. So waren beispielsweise fir diese drei Schwermetalle
die ambitionierten Reduktionsziele in Hohe mindestens 50 % - spadter dann von 70 % - im Ver-
gleich zu 1985 wichtige Treiber; diese Werte wurden auf den Internationalen Nordseeschutz-
konferenzen im Jahr 1990 festgelegt und 1995 bestatigt; diese Ziele wurden gleichzeitig auch
bei HELCOM fir die Ostsee aufgegriffen. Wahrend die Qualitatsziele in der Wasserphase nach
EU-Wasserrahmenrichtlinie fiir alle drei Stoffe” eingehalten werden, ist dies fiir die deutschen
Meeresgewdsser, wo sich diese Stoffe in Sedimenten und in Meereslebewesen anreichern,
nicht der Fall. Somit ist der gute Zustand hinsichtlich der Schadstoffeintrage in deutschen Mee-
resgewassern bisher nicht erreicht.

Abfalle im Meer bestehen zu drei Viertel aus Kunststoffprodukten, die an Land produziert und
meist dort angewendet werden. Kunststoffprodukte zerfallen in der Umwelt — teilweise tber
Jahrhunderte —in kleinste Teile und werden zu sekundarem Mikroplastik, das sich in Sedimen-
ten sowie in der Wassersaule anreichert und schadliche Auswirkungen auf marine Biota hat.
Auch zur konkreten Nutzung gezielt produziertes, sog. primares Mikroplastik, das u. a. als Bei-
gabe zu Reinigungsprodukten oder in der Medizin verwendet wird, gelangt Giber die Fllsse ins
Meer. Ein Grund kann sein, dass es z. B. von Klarwerken nicht vollstandig zuriickgehalten wird
oder dass es auf dem Luftpfad aus Produktionsanlagen, bspw. als Pellets, direkt in Gewasser
gelangt. Laut der aktuellen Zustandsbewertung der deutschen Nord- und Ostseegewadsser ge-
mak MSRL aus dem Jahr 2018 sind Kunststoffe (inklusive Mikroplastik) an der Meeresoberfla-
che, in der Wassersaule, den Sedimenten und in Meereslebewesen zu finden.

Diese bisherigen Reduzierungen aller beschriebenen Eintrage waren aber bei Weitem nicht
ausreichend, um den guten Zustand der Meeresgewdsser gemal den aktuellen Vorgaben von
OSPAR, HELCOM, der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie (MSRL), EU-Wasserrahmenrichtli-
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nie (WRRL) und der EU-FFH-Richtlinie zu erreichen. Zudem findet der Eintrag von Stoffen wei-
ter statt. Die von Deutschland zur Umsetzung der MSRL gesetzten Umweltziele sehen daher
vor, dass die Eintrage von Nahrstoffen, Schadstoffen und Abfall (Fokus: Kunststoffe) insbeson-
dere liber die FlUsse, aber auch die Atmosphare, weiter zu reduzieren sind.

Was sind die Herausforderungen?
Nord- und Ostsee stellen 6kologisch wertvolle und sensible Bereiche dar und sind einem wachsenden
Nutzungsdruck ausgesetzt.

Zu den vielfaltigen Nutzungsformen gehoren z.B. verschiedene Formen der Energiegewinnung, Abbau
von Rohstoffen sowie die Schifffahrt, die Fischerei, der Wassersport und der Strandtourismus. -Damit
verbundene BaumalRnahmen im Meer (z.B. Vertiefung des Meeresbodens) kénnen das Okosystem
ebenfalls bedeutend und dauerhaft beeintrachtigen. Hinzu kommen fortdauernde Belastungen durch
die in der Vergangenheit durchaus (ibliche Nutzung der Meere als Senke fiir unterschiedliche Arten
von Abfillen. Diese seeseitigen Belastungen werden durch die zukiinftige nationale Meeresstrategie
adressiert.

Die sich als Konsequenz aus land- und seeseitigen Nutzungen ergebenden Belastungen, verhindert
derzeit in Nord- und Ostsee die Erreichung des guten Umweltzustands, wie ihn die EU-Meeresstrate-
gie-Rahmenrichtlinie (MSRL) vorgibt und fiir dessen Erreichung sich Deutschland aktiv einsetzt.

Vision — Landseitiger Schutz der Meere im Jahr 2050

Die vielfaltigen Belastungen von Nord- und Ostsee, vor allem aus den Flissen, sind auf ein geringfiigi-
ges MaR reduziert. Die Anforderungen der EU Biodiversitatsstrategie 2030, der MSRL, WRRL und FFH-
Richtlinie sowie die Vorgaben von OSPAR und HELCOM fiir einen guten Zustand der Meere sind erfillt.

Was ist daflir zu tun?

In der kiinftigen nationalen Meeresstrategie wird es auf ein land- und seeseitige MaRnahmen umfas-
sendes abgestimmtes Vorgehen zum Schutz der Meere in seiner Gesamtheit ankommen. Anforderun-
gen des Meeresschutzes missen sektorenlibergreifend in andere Politikbereiche integriert werden, so
dass Schutz und Nutzung in eine Balance kommen. Hierzu gehort die Starkung des Bewusstseins fir
die Effekte der flussbiirtigen und atmospharischen Eintrige auf die Meere und die Ubernahme von
Verantwortung fir die Reduzierung auch bei den Eintragsquellen im Binnenland.

Neben der Kooperation bedarf es eindeutiger Zielvorgaben und Zielwerte, die eine schrittweise Redu-
zierung der stofflichen Eintrage vom Land in das Meer ermoglichen. Die bisher fiir Stickstoff festgeleg-
ten Zielwerte am Ubergabepunkt limnisch-marin haben sich als gutes Instrument erwiesen, um Um-
setzung und Wirkung von MaRnahmen im Binnenland zur Reduzierung von Stickstoffeintragen und
ihre Auswirkungen im Meer bewerten zu kénnen. Zielwerte am Ubergabepunkt limnisch-marin sollen
auch fiir Gesamtphosphor und ausgewahlte Schadstoffe abgeleitet werden. Sie sollen die Grundlage
fiir die Ableitung landseitiger Minderungsbedarfe bilden, um die Zielwerte zu erreichen und entspre-
chende MalBnahmen in den Flussgebietseinheiten ergreifen zu kdnnen. Hierzu ist ein transparenter
und partizipativer Prozess unter Beteiligung aller Binnen- und Kiistenlander vorgesehen. Ein Informa-
tions- und Datenaustausch sowie eine Abstimmung von Zielwerten in den internationalen Flussge-
bietskommissionen sowie zwischen diesen und den regionalen Meeresschutzkommissionen ist ebenso
anzustreben wie eine harmonisierte Vorgehensweise auf EU-Ebene. BMUV und UBA werden diese Ar-
beiten mit einem breit angelegten Forschungsvorhaben unterstiitzen. Die in dem Forschungsvorhaben
ermittelten Zielwerte sollten perspektivisch in die Oberflachengewdasserverordnung aufgenommen
werden, um damit Vorgaben fir die Bewirtschaftung der Flisse im Sinne des Meeresschutzes zu re-
geln. In gleicher Weise sind im Rahmen weiterer Forschung, Zielvorgaben fiir Kunststoffeintrage (inkl.
Mikroplastik) mit Blick auf die Meeresgewasser zu entwickeln.
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Im Zusammenhang mit dem Vertragsverletzungsverfahren zur Nitratrichtlinie wird ein Bund-Lander-
Monitoring zur Diingeverordnung u. a. zu den Phosphoreintragen in FlieBgewdasser auf- und ausge-
baut. Dieses sollte zugleich genutzt werden, um die Phosphoreintrage in die Meere laufend zu ermit-
teln. Mit diesem Monitoring soll ermittelt werden, ob die MaBnahmen der Diingeverordnung wirken.
Dies bedingt auch einen deutlichen Ausbau der Messstellen fiir Phosphor.

Die Eintrage aus und die Minderungsbedarfe in den Oberliegerstaaten miissen mit betrachtet werden.
Die Festlegung von Zielwerten am Ubergabepunkt limnisch-marin sollte mittelfristig auf EU-Ebene fiir
alle Mitgliedstaaten geregelt werden; allein in Deutschland geregelte Werte sind fiir andere Staaten
nicht verbindlich. Die Eintrage in die Meere sind in den internationalen Flussgebietskommissionen und
den Meeresschutziibereinkommen intensiver zu diskutieren, um eine moglichst einheitliche Herange-
hensweise aller Staaten zu erreichen. Mit der aktuellen ,,Zero Pollution Ambition” der EU im Kontext
des , Green Deals” bestehen gute Chancen, die stofflichen Eintrage EU-weit zu regulieren und zu redu-
zieren. Die EU-Biodiversitatsstrategie ermoglicht eine sehr gute Flankierung dieser Ambition.

Die flir zwischen SuRB- und Salzwasser wechselnden Wanderfische wichtige Durchgangigkeit der FlieR-
gewadsser einschlieBlich der diesbezliglich relevanten, dem Kiistenschutz dienenden Bauwerke (Tide-
wehre, Schépfwerke) wird in II. 3 und Il. 5 behandelt.

Il. 9. Bewusstsein fiir die Ressource Wasser starken

Basisinformationen

e 46 % der Befragten in Deutschland sagen aus, dass die Wasserqualitat in Gewassern (Wasser-
verschmutzung und Ausbau) ein ziemlich bis sehr ernstes Problem darstellt.

e 70 % wiinschen sich mehr Informationen lber die 6kologischen Folgen des Wasserverbrauchs
und halten ausreichende Informationen tiber den Wasserverbrauch fiir die effektivste Mal3-
nahme zur Verringerung dieser Probleme.

e Der deutsche WasserfuRabdruck wird maRgeblich durch die Glitererzeugung und den Import
aus dem Ausland bestimmt: Knapp 70 % entfallen auf die externe Wassernutzung.

e 62 % der Befragten in Deutschland sagen aus, dass fiir sie Verdnderungen der Okosysteme
besonders bedrohlich seien; 58 % der Befragten geben an, dass die Klimakrise besonders be-
drohlich sei.

e 85% der Menschen in Deutschland sind mit dem Preis-Leistungs-Verhaltnis von Trinkwasser
zufrieden.

e 90 % der Bevolkerung haben nach eigenen Aussagen keinerlei Informationen zu den Bewirt-
schaftungspldnen fir die Flussgebiete, die nach der EU-Wasserrahmenrichtlinie regelmaRig er-
stellt werden missen.

e 2012/2013 sammelte die européische Right2Water-Initiative (offiziell bezeichnet als ,Wasser
und sanitdre Grundversorgung sind ein Menschenrecht! Wasser ist ein 6ffentliches Gut und
keine Handelsware!“) mehr als 1,6 Mio. Unterschriften (davon mehr als 1,2 Mio. aus Deutsch-
land), damit die Versorgung mit Trinkwasser und die Bewirtschaftung der Wasserressourcen
nicht den Binnenmarktregeln unterworfen und die Wasserwirtschaft von der Liberalisierungs-
agenda ausgeschlossen werde.

Was sind die Herausforderungen?

Der nachhaltige Schutz der Wasserressourcen und Gewasser sowie die zukunftsfeste Weiterentwick-
lung und Umgestaltung der Wasserwirtschaft werden in vielen Bereichen Verdnderungen notwendig
machen. Diese Verdanderungsprozesse bendtigen eine breite gesellschaftliche Akzeptanz, welche erar-
beitet werden muss.
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Die Gewiasserdkosysteme und wassergepragten Okosysteme — Grundwasser, Quellen, Biche, Fliisse,
Seen, Meere, Teichlandschaften, Slimpfe, Auen, Moore, Walder — erbringen eine Vielzahl von Leistun-
gen fir Mensch und Gesellschaft. Sie sind z. B. Naherholungsraume, Lebensraume fiir Flora und Fauna
und Senken fir Kohlendioxid. Sie kdnnen natiirlichen Schutz vor Hochwasser bieten, tragen zur Ver-
besserung der Wasserqualitat und bilden nicht zuletzt die Grundlage fir die Versorgung mit Wasser.
Walder haben eine besondere Bedeutung als Grundwasserspeicher. Gewdasser und Wald tragen zur
Regulierung des Klimas bei (u.a. Vorbeugung gegen Uberhitzung der Stidte, stadtische Hitzeinseln).
Zudem sind Gewasser auch Verkehrswege und fiir die Bewasserung landwirtschaftlicher Kulturen not-
wendig.

Dieses Verstandnis setzt eine allgemeine Wertschatzung der natlrlichen Funktionsweise des Wasser-
haushalts” und der Bedeutung gesunder Gewisser fiir den Naturhaushalt, das menschliche Wohlbe-
finden, die Gesundheit, die Erndhrung und die wirtschaftliche und soziale Entwicklung insgesamt vo-
raus. Die Nutzung der oben genannten Okosystemleistungen” erscheint vielen als selbstversténdlich.

Auch die Versorgung mit sauberem Trinkwasser in ausreichender Menge und Qualitdt und zu jeder
Tageszeit wird in Deutschland als fester Bestandteil der Daseinsvorsorge” und damit als selbstverstind-
lich wahrgenommen. Zukiinftig gehort dazu auch die Versorgung mit Trinkwasser im 6ffentlichen
Raum (z.B. mit Trinkwasserbrunnen). Vielen Menschen sind aber die hinter diesen Nutzungen stehen-
den natiirlichen Ressourcen und auch der mit der Bereitstellung von Trinkwasser verbundene Aufwand
nicht deutlich.

Die Auswirkungen des eigenen Verhaltens und Konsums auf Gewasserbelastungen — bspw. durch die
Verwendung von schadstoffhaltigen Produkten (z. B. Medikamenten, Reinigungsmittel und Chemika-
lien, Bioziden, Pflanzenschutzmitteln, behandelten Materialien) oder die unsachgemaRe Entsorgung
(z.B. von Medikamenten Uber Toiletten) und die Inanspruchnahme der verfligbaren Wasserressour-
cen, etwa durch den Konsum wasserintensiv hergestellter Giiter, wie Textilien, — sind vielen Menschen
grundsatzlich bewusst. Es fehlt aber vielfach an transparenten Informationen Gber Hohe und mégliche
Auswirkungen des eigenen Wasserverbrauchs bzw. des Wasserverbrauchs, der mit der Herstellung,
Nutzung und Entsorgung von Produkten verbunden ist, sowie lber die sonstigen nachteiligen Auswir-
kungen auf die Gewasser durch die Verwendung von Produkten, wie etwa den Eintrag von Stoffen. Oft
fehlt ein alternatives Angebot an Giitern, die wasserschonend produziert wurden, und die entspre-
chenden Informationen. Ein nachhaltiger Umgang mit Wasserressourcen muss angesichts eines stei-
genden Nutzungsdrucks in allen Nutzungsbereichen gefordert werden— nicht zuletzt, um maoglichen
Nutzungskonflikten vorzubeugen. Bei der Bereitstellung entsprechender Informationen kommt neben
staatlichen Stellen auch der Wasserwirtschaft sowie den Herstellern und Inverkehrbringern von Pro-
dukten eine Verantwortung zu.

Der Wert des Wassers in seiner Gesamtheit muss im gesellschaftlichen und politischen Bewusstsein
prasenter werden. Es gilt, die Okosystemleistungen” der Ressource Wasser und der Gewésser — u. a.
als Lebensraum - sowie die Leistungen der Trinkwasserversorgung und der Abwasserentsorgung fir
die Gesellschaft transparent zu machen, in Wert zu setzen und wertzuschatzen. Dabei kénnen Syner-
gien zum Engagement Deutschlands in Entwicklungs- und Schwellenlandern zur Erreichung des Nach-
haltigkeitsziels zu Wasser und Sanitarversorgung (SDG 6) genutzt werden. Die Nationale Wasserstra-
tegie soll dazu beitragen, das Wissen lber die Bedeutung von Wasser in all seinen Facetten zu erhdhen
und aktiv in das Bewusstsein der Gesellschaft zu riicken, um die nétige Unterstiitzung fiir die erforder-
lichen Veranderungen in der Bewirtschaftung der Wasserressource zu erhalten. Dariber hinaus sollen
die Menschen auf dieser Grundlage befahigt werden, sorgsam mit der Ressource Wasser umzugehen
und Entscheidungen im Sinne der Nachhaltigkeit zu treffen.
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Vision — Wasser ist wertvoll — Eine groRe Wertschatzung bis 2050

Der Wert des Wassers und seine Bedeutung sind als 6ffentliches Gut (u. a. als Lebensmittel, Lebens-
raum und Wirtschaftsfaktor) in allen Bereichen der Gesellschaft verankert. Das Recht aller auf Wasser
und der freie Zugang zu Wasser sind Bestandteile der Daseinsvorsorge” auf allen Ebenen. Der Staat
sichert den Schutz des Wassers und ist verantwortlich fiir die hierfir benétigte 6ffentliche Infrastruk-
tur.

Das Wissen um den Wert von Wasser ist in allen gesellschaftlichen Gruppen verankert und zeigt sich
in vielen Facetten des alltdglichen Lebens. Unternehmen identifizieren und beriicksichtigen bei der
Herstellung von Waren und Dienstleistungen ihren WasserfuBabdruck?, weisen diesen aus und neh-
men ihre Verantwortung wahr — auch in den Produktionslandern auRerhalb Deutschlands. Die Konsu-
ment*innen kdnnen dank entsprechender Informationen den WasserfuBBabdruck bei ihrer Kaufent-
scheidung beriicksichtigen. Die Verbraucher*innen finden zu angemessenen Preisen ein breites Ange-
bot an regionalen und saisonalen Lebensmitteln und Produkten, die umweltvertraglich und wasser-
schonend hergestellt wurden, und legen Wert auf ein solches Angebot. Produkte, die unter Bedingun-
gen erzeugt werden, die in wasserarmen Gebieten zu einem hohen Wasserverbrauch fihren, werden
wenig oder gar nicht konsumiert. Der Einsatz von Produkten, deren Bestandteile negative Auswirkun-
gen auf die Gewasserokologie haben, wird im Sinne der Nachhaltigkeit vermieden, generell erfolgt ein
bewusster Umgang mit schadstoffhaltigen Produkten. Der Handel als Schlisselsektor hat im GroRteil
seines Sortiments gewasserschonend hergestellte Produkte im Angebot und die Verbraucher*innen
konnen diese durch dargestellte Informationen zum 6kologischen FuRabdruck, z.B. im Rahmen von
Umweltkennzeichen, schnell identifizieren und auswahlen. Mehraufwendungen werden in den Kau-
fentscheidungen und tiber moglicherweise hdhere Preise als gemeinsamer Beitrag zum Schutz der Ge-
wadsser honoriert.

Die Verbraucher*innen meiden Freizeitaktivitaten, die an wasserarmen Standorten zu einem iberma-
Bigen Wasserverbrauch fiihren. Sie sind Giber die Risiken von Extremereignissen, wie Starkregen, Hoch-
wasser und Trockenheit, aber auch Uber die Risiken des Konsums von Stagnationswasser informiert
und kdnnen eigenverantwortlich vorsorgende Malinahmen ergreifen.

Zur Vermeidung bzw. Lésung von Nutzungskonflikten ist ein Bewusstsein fiir die Notwendigkeit einer
ausgleichenden Bewirtschaftung der Wasserressourcen bei den Nutzer*innen, d. h. auch in der Bevol-
kerung, gegeben. Die verschiedenen Nutzungsinteressen, die Ziele der Gewasserentwicklung sowie die
Erfordernisse eines naturnahen Wasserhaushalts sind fiir die Bevolkerung nachvollziehbar. Die daraus
resultierenden Entscheidungen sind transparent dargestellt.

Was ist daflir zu tun?

Es werden Bildungs-, Beratungs- und Informationsangebote zur Wertschatzung von und zum Umgang
mit Wasser fir Personen verschiedener Alters- und Berufsgruppen geschaffen und vernetzt. Da ein
groRer Teil der wasserwirtschaftlichen und gewasserschutzbezogenen Entscheidungen auf kommuna-
ler Ebene getroffen werden, sollen fiir kommunale Entscheidungstrager*innen (in Politik und Verwal-
tung) freiwillige Schulungsangebote etabliert werden, damit sie die Zusammenhange der Wasserwirt-
schaft umfassend kennen und verstehen lernen.

Die mit Wasserthemen befassten Bundesbehorden (u.a., Umweltbundesamt, Bundesamt fir Natur-
schutz, Bundesanstalt flir Gewasserkunde, Bundesanstalt fir Landwirtschaft und Erndhrung (BLE) mit
dem Bundesinformationszentrum Landwirtschaft (BZL), Bundesamt fiir Bevélkerungsschutz und Kata-
strophenbhilfe) werden ihre diesbezliglichen Informations- und Bildungsangebote weiterentwickeln
und ausweiten.
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Ebenso ist die Schaffung und Vernetzung von Lernorten, an denen die Bedeutung von Wasser erfahr-
bar wird sowie die Aus- und Weiterbildung méglich ist (z. B. Bildungs- und Ausstellungsstatten zu Was-
ser-/Gewdsserthemen, Erlebnisorte an Gewdssern, Forschungs- und Demonstrationsfelder) ein wich-
tiger Baustein. Damit verbunden wird die Forderung der Wertschatzung fir die Leistungen der Was-
serwirtschaft im Bereich der 6ffentlichen Daseinsvorsorge.

Im Rahmen einer langjahrigen Bildungs- und Kommunikationsoffensive ,,Wasser” soll das Bewusstsein
in der Bevolkerung und spezifischen Berufsgruppen in den folgenden Themen gestarkt werden:

a. Kenntnisse Uber wasserwirtschaftliche Infrastrukturen,

b. Kenntnisse Uber Stoffeintrage in die Gewasser und deren Ursachen, z. B. die falsche Ent-
sorgung von Chemikalien- und Arzneimitteln,

c. Gewasser und wasserabhangige Biotope als Lebensraum, Steigerung der Lebensqualitat
durch intakte Gewdsser und wassergepragte Landschaften,

Wassernutzung, Gewasser sowie Anpassung an Folgen der Klimakrise und Klimaschutz,
Partizipationsmoglichkeiten in der wasserwirtschaftlichen Planung,

f. Konzept des WasserfuRabdrucks und seine mogliche Berticksichtigung bei der Herstellung,
den globalen Lieferketten und beim Konsum von Produkten (z.B. im Rahmen von entspre-
chenden Umweltkennzeichen, die Kriterien Gber quantitative und qualitative Auswirkun-
gen des Produkts auf Wasserressourcen beinhalten),

g. Bevorzugung saisonaler und regionaler Lebensmittel moglichst aus 6kologischer Erzeu-
gung,

h. Eigenvorsorge an Gebiuden bei Extremereignissen (z. B. Schutz vor Uberflutung bei Stark-
regen, private Zisternen zur Gartenbewdasserung bei Trockenheit),

i. sorgsame Wassernutzung in Haus und Garten,

j-  Gesundheits- und Hygieneaspekte der Trinkwassernutzung (z. B. Vermeidung des Kon-
sums von Stagnationswasser),

k. nachhaltiger, gewdsserschonender Tourismus,

I.  Sensibilisierung der Wirtschaft zum schonenden Umgang mit Wasserressourcen und zur
Wahrnehmung ihrer Herstellerverantwortung und

m. Risikokommunikation/Starkung des Risikobewusstseins und Vermittlung der Notwendig-
keit eines geeigneten und zielfihrenden Risiko- und Krisenmanagements inklusive der
Schaffung fachlicher Methodenkompetenz.

Diese Bildungs- und Kommunikations-Initiative soll auf verschiedene Zielgruppen (primér Kinder/Ju-
gendliche, Erwachsene, Fach- und Fihrungskrafte der Wirtschaft einschlieflich der Land- und Forst-
wirtschaft, Gewerbetreibende, Lehrkrafte und der allgemeinen und beruflichen Bildung sowie sekun-
dére Multiplikatoren und Fachleute vor Ort) ausgerichtet werden. Ziel der Kommunikationsmalnah-
men ist es, die gesellschaftliche Akzeptanz eines nachhaltigen Umgangs mit der Ressource Wasser und
den Gewadssern sowie die Wertschatzung der wasserwirtschaftlichen Dienstleistungen zu starken, ei-
nen Beitrag zur Risikokommunikation (Uberflutung, Hochwasser, Diirre) zu leisten, die Eigenvorsorge
(Schutz vor Naturgefahren) zu unterstiitzen und die Umweltbildung im Bereich des Gewdasserschutzes
zu fordern. Im Rahmen der Bildung flir nachhaltige Entwicklung sollte der Themenkomplex Wasser
einschlieRlich besonders wichtiger Teilaspekte, wie beispielsweise das Konzept des WasserfuRab-
drucks, gestarkt werden.

Mit aktivierenden Beteiligungsprozessen, wie Instrumenten der Birgerwissenschaft (Citizen Science),
wird die Gesellschaft motiviert, sich mit Fragen rund um das Wasser zu beschaftigen.
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Im inldndischen Produktionssektor werden Anreize fiir eine wasser- und gewdasserschonende Produk-
tion geschaffen (z. B. Gber einen Sustainable Water Award). Private und kommunale Unternehmen
sollen so auf freiwilliger Basis ihre globalen Produktionsstandorte, Liefer- und Erzeugerketten auf
Nachhaltigkeitskriterien, ihren Wasserfulabdruck und Wasserrisiken priifen sowie Ergebnisse in Nach-
haltigkeitsberichten offenlegen. Zudem sollen sie im Rahmen ihrer Verantwortung Beitrdage zu einer
effizienten Wassernutzung, zur Reduktion von Schadstoffeintragen und zur Vermeidung von Nutzungs-
konflikten leisten. Verbraucher*innen werden anhand von Informationsangeboten oder Produktlabeln
(z. B. Textilien, Arzneimittel, Reinigungsmittel etc.) liber die Bewertung eines Produkts hinsichtlich
wasser- und gewasserrelevanter Kriterien, z. B. WasserfuBabdruck, informiert. Im Rahmen der ,,Deut-
schen Sustainable Finance-Strategie” der Bundesregierung soll u. a. auch die Transparenz von Wasser-
risiken fur Investitionsentscheidungen verbessert werden. Wenn Verbraucher*innen bewusster und
mehr Produkte mit kleinem WasserfulRabdruck konsumieren, leisten sie einen wichtigen Beitrag, um
die Gewdsser zu schonen und den Wasserverbrauch zu verringern. Berlcksichtigt werden sollte der
Wasserverbrauch auch beim Verarbeitungsprozess. Durch zielgruppengerechte Informationsangebote
und Malinahmen sollten die Verbraucher in die Lage versetzt werden, eine fundierte Kaufentscheidung
zu treffen.

[I. 10. Gemeinsam die globalen Wasserressourcen nachhaltig schiitzen

Basisinformationen

e Gemal Prognosen der Vereinten Nationen wird die Weltbevolkerung bis 2050 auf 9,7 Mrd.
Menschen (und auf 10,9 Mrd. bis 2100) anwachsen. Gleichzeitig andert sich auch die Lebens-
weise vieler Menschen. Beides flihrt zu einer gesteigerten Nutzung von Wasserressourcen. Die
Nachfrage nach Wasser soll bis zum Jahr 2050 um 55 Prozent steigen.

e Bereits jetzt leben ca. 2 Mrd. Menschen in Regionen mit hoher Wasserknappheit (SDG 6.4.2).
Expert*innen rechnen damit, dass diese Zahl in den nachsten Jahrzehnten stark steigen wird.
Zugleich andern sich Dargebot und Bedarf an Wasser durch die Auswirkungen des Klimawan-
dels. Beispielsweise treten Niederschlage mit gedanderter Intensitat und Haufigkeit auf, Ver-
dunstungsraten erhéhen sich bei steigender Temperatur, und fiir landwirtschaftliche Bewas-
serung und Kiihlung fir Industrie und Energieerzeugung wird mehr Wasser benétigt. Dariiber
hinaus werden laut Schatzungen bis zum Jahr 2030 700 Mio. Menschen weltweit durch ext-
reme Wasserknappheit aus ihrer Heimat vertrieben worden sein.

e Im Jahr 2050 wird ca. 70 % der Weltbevolkerung in Stadten leben, deren Abwasser ohne ada-
guate Reinigung eine extreme Belastung fiir Grund- und Oberflachengewasser darstellen Nach
Schatzungen der Vereinten Nationen gelangen weltweit immer noch lber 80 % der Abwasser
ohne eine angemessene Behandlung in die Umwelt.

e Laut SDG 6 der Agenda 2030 soll die Verfligbarkeit und die nachhaltige Bewirtschaftung der
Wasserressourcen und Sanitarversorgung fir alle Menschen gewahrleistet werden. Neben Ziel
6 ist Ziel 13 mit der Ergreifung von umgehenden MaRnahmen zur Bekdampfung des Klimawan-
dels und seinen Auswirkungen zu berticksichtigen, um Wassermanagement und Wasserinfra-
strukturen klimaresilient zu gestalten und damit Klimaanpassung zu ermdoglichen und zur Kli-
mawandelminderung beizutragen.

e Der nachhaltige Zugang zu Wasser-, Sanitar- und Hygieneversorgung tragt malRgeblich dazu
bei, Menschen ein gesundes Leben zu ermdglichen, ihnen Perspektiven und Handlungsoptio-
nen zu eréffnen, und ihre Teilhabe an der 6ffentlichen Daseinsvorsorge zu gewéhrleisten. Laut
Erhebungen der Vereinten Nationen hat derzeit jedoch noch jeder dritte Mensch weltweit
(rund 2 Mrd. Menschen) keinen sicheren Zugang zu sauberem Trinkwasser, und weit liber die
Halfte der Weltbevélkerung (rund 3,6 Mrd. Menschen) lebt ohne adaquate Sanitarversorgung.
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e UN-Water stellte Ende 2019 fest: ,, Das nachhaltige Entwicklungsziel fir Wasser (SDG 6) der
2030-Agenda wird nicht zu erreichen sein, wenn die Staatengemeinschaft und die UN-Organi-
sationen ihre Anstrengungen nicht deutlich verstarken. Unter anderem ist eine deutliche Ver-
besserung der Zusammenarbeit unter den UN-Organisationen notwendig.”

e Die institutionellen Strukturen der Vereinten Nationen zu Wasser sind stark zersplittert, die
Aufgaben und Verantwortlichkeiten im Bereich der Wasserpolitik und des Wassermanage-
ments verteilen sich auf 32 VN-Organisationen, -Programme und -Fonds.

e Seit 2011 benennt das Weltwirtschaftsforum jahrlich die globale Wasserkrise als eine der groi3-
ten Risiken fir Wirtschaft, Umwelt und Frieden auf der Welt. Der Produktivitdtsverlust durch
Erkrankungen, die auf mangelhafte Wasser- und Sanitarversorgung zuriickzufiihren sind, be-
[auft sich in vielen Landern auf bis zu 5 % des Bruttoinlandsprodukts. Zudem wird geschatzt,
dass 78 % der globalen Arbeitspldatze von Wasser abhangig sind, davon ungefdhr die Halfte in
hohem MaRe.

e Der deutsche WasserfuRabdruck wird maRgeblich durch die Glitererzeugung und den Import
aus dem Ausland entlang globaler Lieferketten bestimmt: Knapp 70 % entfallen auf die externe
Wassernutzung.

Was sind die Herausforderungen?

Der globale Wasserkreislauf ist ein geschlossenes System, das Wasservorkommen auf der Erde bleibt
also insgesamt gleich. Allerdings steht nur ein verschwindend geringer Anteil der globalen (StfR)was-
serressourcen (3,5 %) als nutzbare StiBwasserressource fiir die Gewinnung von Trinkwasser oder fir
andere Zwecke zur Verfigung und die weltweite Verteilung ist sehr ungleichmaRig. Etwa 1/3 der Welt-
bevolkerung lebt in Kiistennahe, die Bevolkerungsdichte ist in diesen Gebieten doppelt so hoch wie im
globalen Durchschnitt. Die vorhandenen SuRBwasserressourcen sind hier aufgrund ihrer Nahe zum
Meer von Versalzung bedroht. Ursachen dafiir sind zum einen eine Ubernutzung der Grundwasserlei-
ter, sodass es zu Meerwasserintrusion kommen kann, aber auch die durch den Klimawandel zuneh-
menden Extremwetterereignisse und der Meeresspiegelanstieg fihren zu Belastungen der kiistenna-
hen Grundwasservorkommen. Aufgrund der sektoriibergreifenden Bedeutung der Ressource Wasser
ist ein integriertes, nachhaltiges Wassermanagement essenziell flir eine nachhaltige Entwicklung sowie
die weltweite Armutsbekampfung. In der Landwirtschaft und Industrie (einschlieRlich Energieproduk-
tion) werden, wenn sich nichts dndert, die Wasserbedarfe in den nachsten Jahrzehnten durch Bevdl-
kerungswachstum, die Folgen der Klimakrise sowie zunehmende Elektrifizierung, die Verdnderung von
Lebensweisen und Konsumverhalten und die damit einhergehende wirtschaftliche Entwicklung stark
zunehmen. Um Wassermanagement nachhaltig zu gestalten, ist unter anderem die Transformation
der Agrar- und Erndahrungssysteme essenziell. Agrookologische Ansatze kdnnen helfen, natirliche Res-
sourcen weniger stark zu belasten und die Systeme so nachhaltiger zu gestalten. Uber die Sektoren
des Wasser-Energie-Erndahrung (WEF)-Nexus hinaus, spielt Wasser auch fir Gesundheit, Bildung, Ge-
schlechtergerechtigkeit, nachhaltige Stadtentwicklung, gesunde Okosysteme aber auch Frieden und
Stabilitdt eine entscheidende Rolle. Expert*innen rechnen damit, dass die Zahl der Menschen, die in
Regionen mit hoher Wasserknappheit leben, in den nachsten Jahrzehnten auf ein Drittel der Weltbe-
volkerung stark steigen wird, 2,7 Mrd. Menschen bis 2030. Dasselbe gilt fiir die Zahl derer, die durch
extreme Wasserknappheit aus ihrer Heimat vertrieben werden. Oft wird aus Oberflachen- und Grund-
wasser langfristig zu viel Wasser entnommen. Wasser kann Ursache von Konflikten in und zwischen
sozialen Gruppen und Staaten, aber auch Mittel zur Verstandigung und Kooperation sein.

Gleichzeitig werden die verfligbaren Wasserressourcen durch eine zunehmende Verschmutzung von
Oberflachen- und Grundwasser belastet, wodurch das nutzbare Wasserdargebot eingeschrankt wird
bzw. der Aufwand und die Kosten fiir die Bereitstellung von unbedenklichem Trink- und Brauchwasser
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erhoht werden. Die Verschlechterung des Zustands der Gewasser trifft Entwicklungs- und Schwellen-
lander besonders schwer. Seit den 1990er Jahren hat sich die Wasserverschmutzung in fast allen Flis-
sen in Afrika, Asien und Lateinamerika erhoht.

Die genannten Belastungen von Wasserressourcen und Gewassern drohen zunehmend Quelle von
Konflikten in und zwischen sozialen Gruppen und Staaten zu werden, wobei mehr Verstandigung und
Kooperation zur Vermeidung und Losung von Konflikten beitragen kénnten. Eine nachhaltige Nutzung
von Wasserressourcen ist Voraussetzung fiir den Erhalt oder die Verbesserung der Lebensbedingungen
der Bevolkerung. Wasser in all seinen Facetten ist zudem eine zentrale Komponente lebenswerter und
resilienter Stadte, die verstarkt in den Blick genommen werden muss.

Bereits heute fehlen in den meisten Stadten und landlichen Regionen adaquate Infrastrukturen, Be-
triebs- und Finanzierungsmechanismen und Ressourcen, um eine effizientes und nachhaltige Sanitar-
und Hygieneversorgung sowie ein entsprechendes Wasser- und Abwassermanagement sicherzustel-
len, damit Fakalien und anderes Abwasser sicher verbracht, behandelt und im besten Fall darin ent-
haltene Stoffe im Sinne der Kreislaufwirtschaft wiederverwendet werden kénnen.

Der Ausbau der Infrastrukturen halt mit dem Tempo des Bevélkerungswachstums und der zunehmen-
den Urbanisierung vielerorts nicht Schritt. Weltweit gelangen Fakalien und Abwasser immer noch
Uberwiegend ohne eine angemessene Behandlung in die Umwelt. Daraus resultieren nicht nur ein
schlechter Gewasserzustand, Gesundheitsgefahren und erhohte Emissionen des Treibhausgases Me-
than, sondern es bleiben auch wichtige im Fakalschlamm und Abwasser enthaltene Ressourcen unge-
nutzt. Noch muss jeder dritte Mensch weltweit verunreinigtes und damit gesundheitsgefahrdendes
Wasser trinken, und weit iber die Halfte der Weltbevolkerung lebt ohne addaquate Sanitarversorgung.
Besonders vulnerable Personen (z.B. Kinder, Frauen, Menschen mit Behinderungen, Minderheiten,
Arme, Personen in Fragilitdts- und Krisenkontexten, Einwohner*innen landlicher Rdume) sind lber-
proportional stark betroffen. Qualitdat und Verfligbarkeit von Wasserressourcen und der Zugang zu
Trinkwasser, Sanitarversorgung und Hygiene stehen dabei in engem Zusammenhang. In bewaffneten
Konflikten wird Wasserinfrastruktur wie Trinkwassersysteme, Kldranlagen, Stauddamme und Bewasse-
rungskanale zudem haufig zur Zielscheibe zur Auslibung von Druck auf Zivilbevolkerung und Politik.
Zur Erreichung der entsprechenden Ziele der Agenda 2030 (SGDs 6.1 und 6.) muss die Fortschrittsrate
bei der Umsetzung vervierfacht, fir eine nachhaltige Wasserwirtschaft (SDG 6.5) muss die aktuelle
Fortschrittsrate bis 2030 verdoppelt werden.

Aufgrund der globalen wirtschaftlichen Verflechtung hdangt der Wohlstand in Deutschland auch von
der Verflgbarkeit und der Qualitdt von Wasserressourcen in anderen Landern der Welt ab. Gleichzeitig
tragen die Industriestaaten mit ihrem WasserfulRabdruck, also mit ihren Produktions- und Konsum-
mustern und ihrem Lebensstil, eine Mitverantwortung an der weltweiten Ubernutzung von Wasser-
ressourcen und der Verschmutzung von Gewassern. Durch globale Lieferketten werden diese Umwelt-
auswirkungen oft weit entfernt von Verbraucher*innen und deren Aufmerksamkeit an Orten mit
schwachem Umweltrecht und unzureichender Umsetzung bestehenden Rechts verursacht.

Nachhaltiges Wasserressourcenmanagement und gesunde Gewasser sind auch Voraussetzung fir
funktionsfahige terrestrische und aquatische Okosysteme, die ihrerseits zu dem von hoher wirtschaft-
licher Bedeutung sind. Der Wert der jihrlich von ihnen bereitgestellten Okosystemleistungen tiber-
steigt das jahrliche globale Bruttosozialprodukt. So bieten Feuchtgebiete die hochste Kohlenstoffspei-
cherfunktion aller Okosystemtypen. Dennoch sind gerade solche Okosysteme und deren Artenvielfalt
guantitativ am starksten von Schadigungen und Zerstérung betroffen (SDG Indikator 6.6.1). Intakte
Wasserokosysteme sind zudem eine wichtige Komponente der Vorbeugung gegen Krankheiten im
Sinne des One-Health-Ansatzes. Dieser basiert auf dem Verstandnis, dass die Gesundheit von Mensch,
Tier und Umwelt eng miteinander zusammenhéangt, und setzt auf interdisziplindre Zusammenarbeit
und internationale Kooperation.
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Im Jahr 2010 erkannten die Generalversammlung sowie der Menschenrechtsrat der Vereinten Natio-
nen erstmals das Menschenrecht auf sicheres Trinkwasser als Teil des Volkerrechts an. Im Jahr 2015
folgte das Menschenrecht auf Sanitarversorgung. Im Jahr 2015 verpflichteten sich die 193 Mitglied-
staaten der Vereinten Nationen zu den Zielen der Agenda darunter SDG 6: Gewahrleistung der Verfiig-
barkeit und des nachhaltigen Managements von Wasser und Sanitarversorgung fir alle.

Im Jahr 2017 verabschiedeten die Mitgliedstaaten der Vereinten Nationen auf der dritten Versamm-
lung des Umweltprogramms (UNEP) eine Resolution fiir den Kampf gegen Wasserverschmutzung und
den Schutz sowie die Wiederherstellung wasserbasierter Okosysteme.

Nach Analysen der Vereinten Nationen wird das SDG 6 der Agenda 2030 mit den jetzigen internatio-
nalen Bemiihungen nicht zu erreichen sein. Auch das Entwicklungssystem der Vereinten Nationen
kann bisher keinen ausreichenden Beitrag zur Umkehrung dieser Prognose leisten. Nach einem vom
UN-Generalsekretdr beauftragten Bericht aus dem Jahr 2017 wird der weit iberwiegende Anteil des
fir Wasserthemen verfiigbaren Budgets der Vereinten Nationen im Bereich der Not- und Ubergangs-
hilfe eingesetzt (UNICEF, UNOPS, UNRWA, UNHCR). Dagegen sind die zur Verfligung stehenden Mittel
z. B. fiir das integrierte Wasserressourcenmanagement und die Verbesserung der Wassernutzungsef-
fizienz sowie fiir eine nachhaltige Verbesserung des Zugangs zu Trinkwasser und Sanitarversorgung
verschwindend gering. Die Bundesregierung unterstiitzt die Arbeit von VN-Organisationen im Wasser-
bereich, insbesondere auch in Krisen-, Flucht- und Vertreibungskontexten. Dies geschieht vor allem
durch die Forderung von WASH-Vorhaben, aber auch durch die Forderung von effizienter Wassernut-
zung in der Landwirtschaft, vor allem Gber UNICEF und WFP.

Die institutionelle Wasserlandschaft der Vereinten Nationen ist zudem stark zersplittert, eine liberge-
ordnete Koordinierung und koharente Ausrichtung auf die Umsetzung der Ziele der Agenda 2030 fin-
det nur in Ansatzen statt. Der bestehende interne Koordinierungsmechanismus UN-Water verflgt nur
Uber ein schwaches Mandat und kann nicht in die programmatische Ausrichtung der einzelnen VN-
Organisationen eingreifen.

Nachhaltiges Wassermanagement erfordert einen kontinuierlichen Erkenntnisgewinn und die Bereit-
schaft, aus Erfahrungen zu lernen. Das Verstandnis Uber die komplexen Prozesse in Fluss-Meer-Syste-
men erfordert langfristig orientierte Strategien fiir die Erhebung von Daten (z. B. zu Nahr- und Schad-
stoffen, Hydrologie, Morphologie, Gewassernutzungen), fiir deren wissenschaftliche Auswertung und
Interpretation sowie flir den Transfer von Erkenntnissen in die Praxis. Dabei sind eine Kooperation und
Vernetzung zwischen Forschenden und Handelnden iiber nationale Grenzen hinweg unverzichtbar.

Vision — Globale Wasserressourcen im Jahr 2050
Die nachhaltige Verflgbarkeit von Wasserressourcen und die Qualitat von Oberflachen- und Grund-
wasser sind weltweit verbessert.

Die Sicherheit von Wasserressourcen und der Schutz von Grund- und Oberflaichengewassern sind ge-
wahrleistet.

Der Schutz von Gewadssern vor schadlichen Verunreinigungen und nachteiligen Veranderungen sowie
vor Ubernutzung wie auch der Erhalt und die Wiederherstellung von fiir den Wasserhaushalt und ge-
sunde Gewasser wesentlichen Okosystemen (z.B. Wilder und Feuchtgebiete) sind weltweit durch ent-
sprechende multilaterale, regionale und bilaterale Ubereinkommen sowie nationale Gesetzgebungen
und effiziente Strukturen zu deren Umsetzung gewahrleistet. Der grenziiberschreitende und interna-
tionale Austausch von Wasserdaten und —informationen wird weltweit praktiziert und durch Verein-
barungen oder Beschliisse abgesichert.

Die Grund- und Oberflachengewasser der Welt sind nach Malgabe international vergleichbarer Be-
wertungsgrundlagen in einem guten Zustand. Wo dies noch nicht der Fall ist, wurden die notwendigen
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politischen, institutionellen und finanziellen Rahmenbedingungen etabliert, um einen guten Zustand
innerhalb eines angemessenen Zeithorizonts zu erreichen. Zur Feststellung des Zustandes werden not-
wendige Datengrundlagen erhoben und zweckgemaR verwaltet. Messnetze und Beobachtungspro-
gramme, die wesentliche Parameter des nationalen und regionalen Wasserhaushalts sowie des Ge-
wasserzustands valide abbilden, sind implementiert.

Wassermanagement und Wasserinfrastrukturen sind resilient gestaltet. Beispielsweise greifen die
wassernutzenden Sektoren die Auswirkungen der Klimakrise vorausschauend auf, reduzieren Klima-
folgeschaden auf ein Minimum. Die Mdglichkeiten des Wassersektors zur Minderung des AusstolRes
von Treibhausgasen in die Atmosphare werden umfassend genutzt. Durch vorausschauende risikoba-
sierte Planung und inklusives und integriertes Wassermanagement wird zudem Vorsorge gegen andere
Risiken wie z. B. Pandemien und nicht klimabedingte Naturkatastrophen getroffen. Ein nachhaltiges
Wassermanagement tragt damit u.a. auch zur Umsetzung des Pariser Klimaabkommens und des One-
Health-Ansatzes bei. GemaR des One-Health-Ansatzes wird die Gesundheit von Mensch, Tier und Um-
welt verknipft adressiert.

Die wirtschaftlichen und sozialen Auswirkungen, die die Klimakrise durch Veranderungen der regiona-
len Verfligbarkeit von Wasser sowie der Haufigkeit und Intensitdt von Extremereignissen wie Dirren
und Uberflutungen entfaltet, und deren Bedeutung fiir politische Konflikte und Migrationsbewegun-
gen sind besser verstanden und werden bei der Entwicklung politischer Strategien und MaBnahmen
zur Vorbeugung gegen inner- und zwischenstaatliche Konflikte sowie zur Bewaltigung derer Folgen, als
wichtiger Faktor beriicksichtigt.

Die Zielsetzungen von SDG 6, SDG 14 und anderen wasserbezogenen Zielsetzungen der Agenda 2030
sind umgesetzt, und ihre dauerhafte Einhaltung ist gewahrleistet, z. B. durch nachhaltige Betriebs- und
Finanzierungsmechanismen, integriertes und nachhaltiges Ressourcenmanagement und die Sicherung
der Rechte lokaler Bevolkerungen, vulnerabler Gruppen und Minderheiten. Die umfassenden Querbe-
zlige zwischen Wasser und anderen Themen und Zielsetzungen werden erkannt und ihrer zentralen
Wichtigkeit entsprechend in sektoriellen Planungen berticksichtigt. Der gesicherte Zugang zu Wasser-
, Sanitar- und Hygieneversorgung tragt maligeblich dazu bei, Menschen ein gesundes Leben zu ermdg-
lichen, ihnen Perspektiven und Handlungsoptionen zu eréffnen, und ihre Teilhabe an der 6ffentlichen
Daseinsvorsorge zu gewahrleisten.

Die Belastung der Gewésser mit Schadstoffen und ihre Ubernutzung ist deutlich zuriickgegangen, u. a.
durch die Reglementierung gewasserrelevanter Stoffe und ihrer Verwendung im Rahmen nationaler
Gesetzgebung und internationaler Ubereinkommen sowie deren konsequenter Umsetzung. Dem sek-
toribergreifenden Charakter der Bewirtschaftung und des Schutzes der Gewdsser und Wasserressour-
cen wird weltweit durch ein integriertes nachhaltiges Wassermanagement Rechnung getragen. Hierbei
erfolgt eine enge und effiziente Zusammenarbeit von Ministerien und Fachbehérden aus den verschie-
denen Politikbereichen, der Wissenschaft, dem Privatsektor und der Zivilgesellschaft auf regionaler,
nationaler sowie lokaler Ebene. Mechanismen zum Umgang und Ausgleich von Nutzungskonflikten
sind etabliert. Regierungen, Unternehmen und Verbraucher*innen (insbesondere in Industriestaaten)
bericksichtigen in ihren wirtschaftlichen Entscheidungen den WasserfuBabdruck in Produktions- und
Lieferketten. Dies wird durch international vereinbarte Kriterien und Standards sowie einzelstaatlichen
Transparenzregeln und tber verpflichtende Vorgaben hinausgehendes Engagement von Unternehmen
u.a. im Water Stewardship Ansatz unterstiitzt.

Lokal geeignete und angepasste Mechanismen fiir eine nachhaltige Finanzierung der erforderlichen
Investitionen, der Aufwande fir Instandhaltung und Betrieb von grauer und griiner Wasserinfrastruk-
turen, wasserbasierter Dienstleistungen sowie der Bewirtschaftungs- und Schutzmafnahmen von
Wasserressourcen sind weltweit etabliert. Sie berlicksichtigen sowohl das Verursacherprinzip als auch
die besonderen Bedarfe und Rechte vulnerabler Gruppen im Sinne des Leave no one behind-Prinzips.
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Dabei gewahrleistet die Umsetzung effizienter Regulierungsmechanismen eine nachhaltige und sozi-
algerechte Wassernutzung. Dies wird durch faire und nachhaltige internationale Finanzierungsmecha-
nismen zur Unterstiitzung von besonders finanzschwachen Staaten bei der Gewahrleistung von Ver-
sorgungssicherheit und Schutz der Wasserressourcen erganzt. Durch die Finanzierungsmechanismen
werden Mittel von Wassernutzer*innen, des Privatsektors, und lokaler Finanzmarkte in das Wasser-
management geleitet, um so den Bedarf an zusatzlichen Mitteln fiir Bereitstellung und Betrieb not-
wendiger Infrastruktur abdecken zu kdnnen. Wo immer maoglich und sinnvoll, werden getatigte Finan-
zierungsflisse von Mallnahmen zur Kapazitatsentwicklung begleitet, um Investitionen langfristig in
Wert zu setzen, z.B. durch Betreiberpartnerschaften zum Ausbau des Know-hows von Wasser- und
Abwasserunternehmen im nachhaltigen Betrieb von Infrastruktur. Bei der Ausgestaltung wird auf Len-
kungseffekte fir eine effektive, effiziente und gerechte Wassernutzung geachtet.

Die multilateralen Strukturen zur Erreichung der Agenda 2030 und Bewaltigung zukiinftiger Herausfor-
derungen sind gestarkt.

Fiir die Zusammenarbeit von Anrainerstaaten grenzliberschreitender Gewasser bestehen — mdéglichst
volkerrechtlich vereinbarte — Strukturen und Regeln auf der Grundlage des ,Ubereinkommens iiber
das Recht der nicht schifffahrtlichen Nutzung internationaler Wasserldufe“ oder des ,Ubereinkom-
mens zum Schutz und zur Nutzung grenziiberschreitender Wasserlaufe und internationaler Seen”.
Diese Strukturen verfligen tGber entsprechende politische Mandate und ausreichende Kapazitaten.

Auf multilateraler Ebene werden Mechanismen der Zusammenarbeit angewendet, die in der Lage sind,
zeitnah, bedarfsorientiert und effizient auf internationale wasser- und gewasserpolitische Herausfor-
derungen zu reagieren und ihre Mitgliedstaaten so wirkungsvoll wie méglich bei deren Uberwindung
zu unterstitzen.

Auf Ebene der Vereinten Nationen erfolgt eine effektive und effiziente Koordinierung der (globalen,
regionalen und landerspezifischen) Interventionen der verschiedenen im Wasserbereich tatigen Orga-
nisationen und Programme. Die Organisationen und Programme stimmen ihre Aufgabenbereiche mit-
einander ab, arbeiten komplementar und erganzen sich in ihren MalRnahmen. Klare Aufgabenbereiche
werden definiert und orientieren sich an den Zielsetzungen relevanter multilateraler Ubereinkommen
(z. B. -Agenda 2030, Pariser Klimaabkommen, Biodiversitatskonvention, Sendai-Framework, New Ur-
ban Agenda fiir nachhaltige Stadtentwicklung). Auf Ebene der Vereinten Nationen ist ein zwischen-
staatlicher Mechanismus etabliert, durch den die Gesamtheit der Mitgliedstaaten sich regelmaRig mit
einer umfassenden Bilanz der Umsetzung der wasserbezogenen Ziele sowie des Beitrags des VN-Sys-
tems hierzu befasst und politische Orientierungen formuliert.

Was ist daflir zu tun?

Um die Vision eines weltweit guten Gewasserzustands, resilienter Wasserinfrastrukturen und eines
global nachhaltigen Umgangs mit unseren Wasserressourcen zu verwirklichen, braucht es holistische
Ansadtze und eine starke internationale Zusammenarbeit. Deutschland unterstiitzt den Aufruf des Rats
der EU, Liicken im Wassersektor, einschlieRlich bei der Finanzierung, der Governance und dem Aufbau
von Kapazitaten, zu schlieBen und EU-Normen, Know-How, Erfahrungen und Ressourcen gemeinsam
zu nutzen. UN-Water hat fiir die wasserbezogenen Ziele der Agenda 2030 einen Rahmen zur beschleu-
nigten Umsetzung (SDG 6 Global Acceleration Framework) vorgeschlagen, der eine Vereinheitlichung
der Anstrengungen der internationalen Gemeinschaft in flinf Handlungsfeldern anstrebt. Diese sind:
Daten & Informationen, Kapazitdatsentwicklung, Innovation, Governance auf allen Ebenen und Finan-
zierung. Die EU und ihre Mitgliedstaaten haben sich in Schlussfolgerungen des Rates zur Unterstiitzung
dieses Rahmens durch MaBnahmen in den fiinf Handlungsfeldern bekannt. Dieser Rahmen wird auch
Uber 2030 hinaus relevant sein.

73



2970

2975

2980

2985

2990

2995

3000

3005

3010

Nationale Wasserstrategie

Die Verfuigbarkeit verlasslicher Daten zu Gewasserbelastungen und zum Gewasserzustand, zu den
Wechselwirkungen zwischen Land- und Wassernutzung sowie zu den Auswirkungen der Klimakrise ist
eine Grundvoraussetzung fiir zielgerichtete Entscheidungen und MaRnahmen. Hierzu bedarf es ent-
sprechender Kapazitdten zur Erhebung, dem Management und der Analyse relevanter Daten und einer
Starkung der Kooperation internationaler Organisationen auf bi- und multilateraler Ebene unter Ein-
bindung nationaler Behérden und Forschungseinrichtungen. Eine Zustandsbeschreibung und Bewer-
tung der globalen StiBwasserressourcen (inklusive Grund- und Bodenwassers) mit vergleichbaren Me-
thoden und Kriterien ist zu erarbeiten und regelmaRig fortzuschreiben. Die Verfligbarkeit adressaten-
gerechter Datenprodukte und evidenzbasierter (Klima-)Dienstleistungen sowie von Frihwarnsyste-
men zur Entscheidungsunterstiitzung fir VN-Mitgliedstaaten ist zu verbessern. Multi-Stakeholder-Ini-
tiativen wie die World Water Quality Alliance sind hierfiir besonders geeignet. Erganzend sollten fir
Fluss-Meer-Systeme im internationalen Rahmen wissenschaftliche Untersuchungen mit Blick auf ein
integrales Management grofRer Gewassersysteme und zur Verbesserung des Schutzes der Wasserres-
sourcen durchgefiihrt werden, deren Erkenntnisse in Entwicklungs- und wasserbezogenen Strategien
einflieRen.

Entscheidungen Uber die Nutzung von Gewassern und Wasserressourcen werden nicht allein in den
fur deren Schutz und Bewirtschaftung zustandigen Verwaltungen und Gremien getroffen, sondern von
Akteuren in allen Sektoren, die Gewasser und Wasserressourcen nutzen (insbesondere Energie, Land-
wirtschaft, Aquakultur, Industrie, Bergbau, Verkehr, Tourismus und Stadtentwicklung). Auch Entschei-
dungen in anderen umweltpolitischen Bereichen (Luftreinhaltung, Abfallmanagement, Klimaschutz,
Anpassung an die Klimakrise, Naturschutz) kénnen Rickwirkungen auf Gewasser und Wasserressour-
cen haben. Wasserpolitische Zielsetzungen lassen sich daher nur durch sektor- und politikfeldiibergrei-
fende Zusammenarbeit und Abstimmung auf nationaler, bilateraler, regionaler und multilateraler Ebe-
nen erreichen. Es sind entsprechende Mechanismen, Strukturen und rechtliche Grundlagen zu schaf-
fen, weiterzuentwickeln und zu stirken. Dabei ist darauf zu achten, dass diese menschenrechtsbasiert
sind, die Interessen und Bedarfe besonders vulnerabler Gruppen diskriminierungsfrei bericksichtigen,
soziale Aspekte beachten und kiinftigen Konflikten vorbeugen. Deutschland kommt hier eine aktive
Rolle in den relevanten multilateralen Organisationen und Prozessen zu. Bilaterale Kooperationen zu
wasserrelevanten Themen sollten daher immer auch die unterstitzende Beratung beim Aufbau und
bei der Umsetzung effizienter Regulierungs- und Governance-Systemen im Sinne eines integrierten
Wasserressourcenmanagements beinhalten und auf bestehende Instrumente wie der OECD Water
Governance Initiative (WGI) zurilickgreifen. Im Rahmen des ,One Health-Ansatzes” ist wird Deutsch-
land den Ausbau der Wasser-, Sanitdr- und Hygieneversorgung (WASH) als Bestandteil der globalen
Pandemievorsorge weiter unterstitzen und die Erndhrungssicherheit mit nachhaltigen agrarékologi-
schen Ansatzen sowie Wissens- und Technologietransfer gerade im Bereich kleinbduerlicher Agrarwirt-
schaft fordern.

Die Bundesregierung unterstitzt die Arbeit von VN-Organisationen im Wasserbereich, insbesondere
auch in Krisen-, Flucht- und Vertreibungskontexten. Dies geschieht vor allem durch die Férderung von
WASH-Vorhaben, aber auch durch die Férderung von effizienter Wassernutzung in der Landwirtschaft,
vor allem tGber UNICEF und WFP.

Ergdnzend ist die Schaffung und Unterstlitzung von grenziiberschreitenden Kooperationsmechanis-
men auf Flussgebiets-, Seeeinzugsgebiets-, Aquifer- und/oder auf regionaler Ebene zu unterstiitzen.
Dies kann durch die weitere Unterstlitzung von VN-Mitgliedsstaaten zum Beitritt zum und der Umset-
zung des Ubereinkommens tiber den Schutz und die Nutzung grenziiberschreitender Wasserlaufe und
internationaler Seen (Wasserkonvention) sowie durch die Starkung der Kapazitdten von mandatierten
Organisationen wie Flussgebietskommissionen erfolgen.

74



3015

3020

3025

3030

3035

3040

3045

3050

3055

Nationale Wasserstrategie

Synergien zwischen Treibhausgasminderung und Anpassung an Folgen der Klimakrise bspw. durch 6ko-
systembasierte Losungen, Wasserwiederverwendung oder Erhéhung der Wassernutzungseffizienz in
wassernutzenden Sektoren sind starker zu nutzen. Gleichzeitig sollten Trade-offs zwischen Klima-
schutz- und KlimaanpassungsmalRnahmen minimiert werden. Solche Entwicklungen sollten durch die
Etablierung gezielter Instrumente der Zusammenarbeit im Rahmen multilateraler Mechanismen und
Ubereinkommen, durch die Bildung von sektoriibergreifenden Allianzen und Initiativen flankiert und
vorangetrieben werden. Diese Aspekte werden bei Neuaufnahme und Aktualisierung ambitionierter
Klima- und Energiepartnerschaften bericksichtigt.

Partnerregierungen und lokale Betreiber von Wasser- und Abwasserbetrieben sollten bei Mallnahmen
zur Reduktion von THG-Emissionen in der Trinkwasserversorgung, der Sanitdrversorgung sowie dem
Abwassermanagement unterstiitzt werden. Dabei geht es etwa um die Steigerung der Energieeffizienz,
die Optimierung der Betriebsfiihrung von Wasser- und Abwasserbetrieben sowie die Entwicklung und
Umsetzung einer entsprechenden zielgerichteten Regulierung. Oft kdnnen dabei das Aufzeigen und
Realisieren zusatzlicher Vorteile wie Kosteneinsparungen als Anreiz dienen. Die Umsetzung sowohl
technischer Innovationen als auch die Anwendung naturbasierter Ansatze sowie traditionellen und in-
digenen Wissens sind gezielt zu unterstitzen.

Die Forderung des Ausbaus des urbanen und industriellen Abwassermanagements in Schwellen- und
Entwicklungslandern und die Unterstlitzung von Partnerregierungen zur Anwendung bester verfiligba-
ren Technologien und der Schaffung entsprechender rechtlicher Rahmenbedingungen sind fortzufiih-
ren und zu verstarken. Der entsprechende Austausch zwischen Akteuren aus Regierung, Wirtschaft
und Wissenschaft zur praktischen Anwendung neuer Technologien sowie zur Gestaltung geeigneter
Governance- und Managementstrukturen ist zu unterstiitzen.

In Zusammenarbeit mit den EU- und weiteren VN-Mitgliedstaaten sind Entscheidungen zur Starkung
der multilateralen Mechanismen zur Erreichung der wasserrelevanten Ziele der Agenda 2030 und zu-
kiinftiger Zielsetzungen anzustreben. Zum einen ist auf verbesserte horizontale und vertikale Koordi-
nierung zwischen den mit Wasserthemen befassten Organisationen und Programmen der Vereinten
Nationen hinzuwirken. Hierzu bedarf es eines starken Mandats fiir einen internen Koordinierungsme-
chanismus im VN-System, der in der Lage ist, die Aktivitdten und erzielten Wirkungen der Interventio-
nen der verschiedenen Organisationen und Programme in Ganze auszuwerten und daraus Entschei-
dungsgrundlagen zu entwickeln. Gleichzeitig ist eine groRere Koharenz der Entscheidungen der VN-
Mitgliedstaaten in den Entscheidungsgremien der verschiedenen Organisationen und Programmen er-
forderlich, um bei der Festlegung von deren Zielen und Arbeitsprogrammen eindeutige Abgrenzungen
der Aufgabenfelder zu gewahrleisten. Voraussetzung hierfir ist die Etablierung einer regelmaRigen
Uberpriifung und Bewertung der Fortschritte bei der Zielerreichung und beim Beitrag des VN-Systems
z. B. durch die Generalversammlung der Vereinten Nationen oder in Form eines entsprechend manda-
tierten, regelmaRigen, hochrangigen Treffens der VN-Mitgliedstaaten. Gemeinsam mit Partnerstaaten,
zivilgesellschaftlichen und anderen Nichtregierungsorganisationen muss darauf hingearbeitet werden,
wasserpolitische Zielsetzungen in die Beratungs- und Entscheidungsprozesse von multilateralen Uber-
einkommen aus anderen Politikbereichen einzubringen. Dies gilt vorrangig fir multilaterale Umwelt-
ibereinkommen, aber auch fiir Ubereinkommen im Agrar-, Fischerei, Bergbau-, und Transportbereich.
Dabei geht es um die Vereinbarung international vergleichbarer Anforderungen zur Reduzierung von
Gewadsserbelastungen, um die nachhaltige Nutzung von Wasserressourcen in den entsprechenden
Sektoren sowie um die Schaffung von Transparenz bezliglich des WasserfuRabdrucks von Gitern und
Dienstleistungen entlang der jeweiligen Produktions- und Lieferketten.
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lll. Aktionsprogramm Wasser

Die in der folgenden Ubersicht zusammengefassten Vorschlige fiir MaRnahmen und Aktionen sollen der Operationalisierung der Nationalen Wasserstrategie
dienen. Diese sind auf den Zeitraum bis 2030 fokussiert, wobei die Aktionen teilweise aufeinander aufbauen und daher zum Teil erst in der zweiten Hélfte des
Jahrzehnts initiiert werden kénnen. Die Vorschlage sprechen dabei explizit unterschiedliche Akteursebenen (insb. Bund, Linder, Kommunen) an. Fiir die Umset-
zung dieser Vorschlage sind daher weitere Abstimmungen und Verstandigungen (ber die Prioritdten, die Verantwortlichkeiten und die jeweilige Finanzierung
notwendig. Aktionen in Verantwortung der Bundesministerien und -oberbehdrden sind im Rahmen der in den jeweiligen Einzelpldnen des Bundeshaushalts zur
Verfligung stehenden finanziellen und personellen Ressourcen umzusetzen. Die Vorschlage greifen u. a. auf Ideen aus dem Nationalen Wasserdialog und dem
vom BMUV durchgefiihrten Biirger*innen-Dialog Wasser zurlick. Im Rahmen des Erstellungsprozesses der Nationalen Wasserstrategie wurden zudem zahlreiche
bestehende Strategien mit Wasserbeziigen analysiert. Relevante Aktionen fiir die strategischen Themen der Nationalen Wasserstrategie wurden inhaltlich tGber-

nommen.

lll. 1. Den naturnahen Wasserhaushalt schiitzen, wiederherstellen und dauerhaft sichern — Wasserknappheit und Zielkonflikten vorbeu-

gen
Nummer | Aktion Verkniipfung Beginn
1) Prognosefdhigkeit der Wasserhaushaltsanalysen verbessern A 2 ,Niedrigwasserinformationssystem® Kurzfristig

Die zustandigen Oberbehorden des Bundes werden ein gemeinsames Arbeits-
programm fir die Entwicklung eines gemeinsamen integrierten Angebots von
Daten und Diensten vorlegen und umsetzen. Ziel ist es, in Kooperation mit den
Landern eine umfassende, flichendeckende prognostische wasserwirtschaftli-
che Bilanzierung aufzubauen, die sowohl regionale wie Giberregionale Analysen
und die Ableitung geeigneter MalRnahmen zur Gewahrleistung eines moglichst
naturnahen, regionalen Wasserhaushalts — unter Einbeziehung des Wasserbe-
darfs des Okosystems — erméglicht und Grundlagen fiir die Bewertung von
Einzelvorhaben bereitstellt. Dazu gehoren flaichendeckende Wasserhaushalts-
modellierungen (einschlieBlich einer hydrogeologischen Modellierung) sowie
deren Verknipfung mit klimatologischen Modellen als Basis fiir mittel- bis lang-
fristig angelegte flichendeckende, regionale Wasserdargebots- und Wasserbe-
darfsanalysen. Dieses Arbeitsprogramm wird auch durch geeignete Forder-
malnahmen des BMBF erganzt und unterstiitzt.

A 3 ,KenngroRRen zu Niedrigwasser und Was-
sermangel”

A 4 ,Grundwasser-Echtzeitentnahmemonito-
ring aufbauen”

A 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturna-
hen Wasserhaushalt”
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2)

Einrichtung eines Niedrigwasserinformationssystems (NIWIS) in Zusammen-
arbeit mit den Landern

Bei der Bundesanstalt fir Gewasserkunde (BfG) wird ein bundesweites, nutzer-
gruppenspezifiziertes Niedrigwasserinformationssystem ,NIWIS“ entwickelt,
aufgebaut und dauerhaft betrieben. Damit wird der zunehmende Bedarf an
fundierten, aufbereiteten Daten, Informationen und Analysen fiir die Beurtei-
lung und Bewirtschaftung von Niedrigwasserereignissen adressiert. Das Da-
ten-, Analyse- und Berichtssystem soll als zentraler Daten- und Informations-
knotenpunkt fir Bund, Ldnder und andere Nutzer*innen dienen und u.a. Infor-
mationen fir Planungsentscheidungen bereitstellen. NIWIS soll die in den Lan-
dern ggf. bereits existierenden Plattformen und Portale ergdanzen und unter-
stitzen, die sich durch regionale und lokale Randbedingungen verbunden mit
einer entsprechenden raumlichen Auflésung auszeichnen.

A 3, KenngrofRen zu Niedrigwasser und Was-
sermangel”

A 4 ,,Grundwasser-Echtzeitenthnahmemoni-
toring aufbauen”

A 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturna-
hen Wasserhaushalt”

A 47 ,Leitlinien fur regionale Wasserversor-
gungskonzepte”

A 49 ,Landerlbergreifende Infrastrukturen

3)

Einheitliche Definition von KenngréRen zu Niedrigwasser und Wassermangel
In Zusammenarbeit von Bund und Landern soll eine bundesweit einheitliche
Definition von Indikatoren und Parametern zur Charakterisierung von Niedrig-
wasser, Trockenheit und Diirre erarbeitet werden. Daflr ist ein gemeinsames
Verstandnis Gber die Verwendung von Daten, Methoden und Standards (z.B.
Abstimmung von Klimaszenarien, Projektionszeitraumen, Schwellenwerten,
Warnklassen) erforderlich. Einheitliche KenngroRen bieten eine notwendige
Grundlage zur Harmonisierung von Informations-, Prognose- und Warnsyste-
men. Unter Beriicksichtigung regionaler Unterschiede kdnnen die Kenngrof3en
zur Ableitung von Kriterien oder Grenzwerten fiir die Einleitung von MaRnah-
men dienen.

A 2 ,Niedrigwasserinformationssystem”

A 4 ,Grundwasser-Echtzeitentnahmemoni-

toring aufbauen”

A7 ,Leitbilder fir den regionalen, naturna-
hen Wasserhaushalt”

A 47 ,Leitlinien fir regionale Wasserversor-
gungskonzepte”

A 48 ,Landerlbergreifende und tiberregio-

nale Infrastrukturen”

4)

Grundwasser-Echtzeitentnahmemonitoring aufbauen

Es wird ein reprasentatives, quantitatives Grundwasser- Echtzeitent-nahme-
monitoring der tatsachlich entnommenen Wassermengen entwickelt, das als
Basis fir ein risikoorientiertes Grundwassermanagement dienen soll.

A 57 ,Weiterentwicklung des Wasserrechts
und wasserrelevanter Vorschriften in ande-
ren Rechtsakten”

Mittelfristig

5)

Wasserregister und Abbau von Ausnahmen von der Erlaubnispflicht bei
Grundwasserentnahmen

Weiterentwicklung der bestehenden WHG-Regelungen zum Wasserbuch zu ei-
nem Wasserregister zur Registrierung der genehmigten, beantragten und tat-
sachlichen Grundwasserentnahmen.

A 57 ,Weiterentwicklung des Wasserrechts
und wasserrelevanter Vorschriften in ande-
ren Rechtsakten”
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Die bisherigen Ausnahmen von der Erlaubnispflicht (§ 46 Abs. 1 WHG) werden
eingeschrankt. Eine Einflihrung von Bagatellgrenzen fiir die Erlaubnispflicht
wird geprift.

6) Leitlinie fiir den Umgang mit Wasserknappheit entwickeln A 1 ,Prognosefihigkeit der Wasserhaushalts- | Kurzfristig
Mit einer bundesweit abgestimmten Leitlinie, die gemeinsam mit den Landern | analysen” verbessern
und im Dialog mit den Interessengruppen entwickelt wird, wird ein einheitli- | A 47 ,Leitlinien fir regionale Wasserversor-
cher Orientierungsrahmen fiir lokale oder regionale Priorisierungsentschei- | gungskonzepte”
dungen geschaffen, der insbesondere sicherstellen soll, dass jederzeit ausrei- | A 48 ,Strukturen der Partizipation und Medi-
chende, moglichst ortsnahe Ressourcen fir die Trinkwasserversorgung zur Ver- | ation schaffen”.
fligung stehen. Ergdnzend werden Regeln und Kriterien fiir transparente Ent- | A 54 ,Starkung der Wasserwiederverwen-
scheidungen Uber ggf. erforderliche Nutzungspriorisierungen im Fall regionaler | dung”
temporarer Wasserknappheit und Bodentrockenheit erarbeitet. Die beson-
dere Bedeutung der Versorgung der Bevolkerung mit Trinkwasser (Vorrang der
Trinkwasserversorgung) und anderer kritischer Bereiche der Daseinsvorsorge
(z. B. Nahrungsmittel- und Gesundheitsversorgung) sowie die 6kologischen
und 6konomischen Wasserbedarfe werden beriicksichtigt.
In einem Forschungsvorhaben werden u.a. erste Empfehlungen fiir den Betei-
ligungsprozess entwickelt.
7) Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt Kurzfristig

Leitbilder fiir den regionalen, naturnahen Wasserhaushalt sind als Richtschnur
und Zielsetzung fir Umsetzungsstrategien z.B. fir regionale Wasserversor-
gungskonzepte, von Bedeutung. Um vergleichbare Aussagen in allen Regionen
Deutschlands zu erhalten, wird im Rahmen eines Projektes unter Beteiligung
der Lander eine einheitliche Methodik fiir die Erstellung von spezifischen Leit-
bildern des regionalen, naturnahen Wasserhaushalts entwickelt. Diese soll
Vorschlage fir eine regionalspezifische Kategorisierung des naturnahen Was-
serhaushaltes anhand unterschiedlicher Naturrdaume enthalten, das Anforde-
rungsprofil an regionale Leitbilder beschreiben sowie aufzeigen, welche hydro-
geologischen, hydrologischen und bodenbezogenen Daten und Modellierun-
gen berlcksichtigt werden sollen.
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Die Anwendungsfahigkeit und Ubertragbarkeit der Methodik werden durch
Fallstudien getestet. Dabei wird insbesondere auf eine Einbindung von Nied-
rigwasseraspekten, wie einer moglichen Abmilderung von Niedrigwasser durch
einen naturnahen Wasserhaushalt, geachtet.

8)

Entwicklung und Implementierung eines risikobasierten Ansatzes fiir die
Einzugsgebiete von Trinkwasserentnahmestellen

Entsprechend der neuen EU-Trinkwasserrichtlinie wird ein vollstandig risiko-
basierter Ansatz fir sicheres Trinkwasser implementiert, um die Ressourcen
fiir die Trinkwassergewinnung zu schitzen und den fiir die Gewinnung von
Trinkwasser erforderlichen Umfang der Aufbereitung zu verringern.

Auf der Basis einer Bewertung der Einzugsgebiete und der moéglichen Risiken
fir die Qualitat des Trinkwassers ist ein entsprechendes Risikomanagement
zu entwickeln und anzuwenden. Dieser risikobasierte Ansatz wird sich auf die
gesamte Versorgungskette vom Einzugsgebiet lber die Entnahme, Aufberei-
tung und Speicherung bis zur Verteilung des Wassers erstrecken.

kurzfristig

9)

Belange der offentlichen Wasserversorgung und der Wasserressourcen-Be-
wirtschaftung im Planungsprozess starken

Um die Belange der 6ffentlichen Wasserversorgung und der Wasserressour-
cenbewirtschaftung bei der Flachennutzungsplanung, bei Ansiedlungsent-
scheidungen und Ausweisung von neuen Baugebieten angemessen beriicksich-
tigen zu kdnnen, werden das Planungs-, Bau- und Wasserrecht auf Koharenz
geprift und ggf. angepasst.

Kurzfristig

10)

MaBnahmen zur nachhaltigen Wassermengennutzung

Es werden VorsorgemalRnahmen zur nachhaltigen Wassermengennutzung (De-
mand Management) entwickelt, z. B. Mindeststandards fiir eine effiziente
Wassernutzung nach einem festzulegenden Stand der Technik fiir die industri-
elle und landwirtschaftliche (Bewasserungstechnik) Wassernutzung.

A 4 ,Grundwasser-Echtzeitentnahmemonito-
ring”

A 7 ,Leitbilder fiir den regionalen, naturna-
hen Wasserhaushalt”

Kurzfristig

11)

Wasserentnahmeentgelte weiterentwickeln und bundesweit einfiihren

Es soll eine Weiterentwicklung von Wasserentnahmeentgelten (Harmonisie-
rung und ggf. Bundesregelung) gepriift werden, deren Einnahmen zur Finan-
zierung von MaRRnahmen z. B. zur Zielerreichung der WRRL genutzt werden
kénnen. Durch das Entgelt kann zudem eine Lenkungswirkung hin zu einem
bewussteren Umgang mit der Ressource Wasser erreicht werden. In einem

mittelfristig
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Forschungsvorhaben sollen Steuerungsmaglichkeiten von ,smarten” Wasser-
tarifen flir Brauch- und Trinkwasser untersucht werden.

12)

Verbesserung des Bodenschutzes, des Bodenwasserhaushalts und der Grund-
wasserneubildung

Das Bodenschutzgesetz wird evaluiert und an die Herausforderungen des Kli-
maschutzes, der Klimaanpassung und den Erhalt der Biodiversitat angepasst.
Dabei werden die unterschiedlichen Nutzungen berlicksichtigt. Dies beinhaltet
auch die Betrachtung der natiirlichen Bodenfunktion im Hinblick auf den Bo-
denwasserhaushalt, den Wasserriickhalt in der Flache und die Grundwasser-
neubildung.

Kurzfristig

13)

Naturnahe Niederschlagswasserbewirtschaftung

Der Vorrang naturbasiertert Losungen der Niederschlagswasserbewirtschaf-
tung* (z. B. Versickerung und Verdunstung) soll durch eine Anderung des § 55
Abs. 2 WHG erfolgen, weil dieser der Versickerung momentan keinen Vorrang
gegenliber der Kanaleinleitung einrdumt. Bei der Versickerung soll die Schad-
stoffbelastung des Niederschlagswassers zum Schutz des Grundwassers vor
Verunreinigungen gemal geltender technischer Regelwerke (z. B. DWA-A 138
und DWA-M 153) beriicksichtigt werden. Dies dient der Umsetzung der was-
sersensiblen Stadtentwicklung und kann bei Verringerung von Bacheinleitun-
gen zudem Hochwasserspitzen in kleinen Bachen vorbeugen.

A 19, Leitbild der wassersensiblen Stadt”

Kurzfristig

14)

Anforderungen an die Niederschlagswasserbeseitigung an StraRen

Die Anforderungen und MalRnahmen der Niederschlagswasserbeseitigung auf
Verkehrswegen (z.B. Richtlinien RiStWag und RAS-Ew), insbesondere die Versi-
ckerung an griinen Seitenstreifen, sollen auf 6kologische Aspekte und ihre ak-
tuelle Umsetzung durch die zustdndigen Behorden gepriift werden. Bei der
Versickerung soll die Schadstoffbelastung des Niederschlagswassers zum
Schutz des Grundwassers vor Verunreinigungen berlicksichtigt werden. Dies
dient der Vorbeugung der Grundwasser- und Oberflaichengewasserverschmut-
zung, sowie zur Vermeidung von moglicher Kontaminierung tieferen Boden-
schichten. Weiter sollen durch rechtliche Rahmensetzungen die Belastungen
von Grund- und Oberflachengewadsser durch Reifenabrieb und andere Konta-
minationen durch den Niederschlagsabfluss von StraRen vermieden werden.
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15)

Moorschutz starken

Im Rahmen der Umsetzung der Bund-Ldnder-Zielvereinbarung zum Moor-
schutzes und der Nationalen Moorschutzstrategie soll fir die umfangliche Wie-
dervernassung der Moorbdden gesorgt werden. Die fir Wiedervernassungs-
malnahmen erforderliche Wasserverfligbarkeit ist dabei von entscheidender
Bedeutung. Der Entwasserung dienende Infrastrukturen im Moorgebieten sind
zuriick zu bauen oder derart umzugestalten, das sie einen naturnahen Land-
schaftswasserhaushalt erméglichen und stabilisieren.

A 21 ,Flachen fir Auenentwicklung und Ge-
wasserentwicklungskorridore planerisch ver-
ankern”

A 22 ,Integrationsfahigkeit wasserwirtschaft-
licher Planungen“”

Kurzfristig

lll. 2. Gewasservertragliche und klimaangepasste Flachennutzung im landlichen und urbanen Raum realisieren

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

16)

Praktiker-Dialog Land- und Wasserwirtschaft”

In einem von den zustandigen Bundesressorts gemeinsam initiierten Dialog
von Land- und Wasserwirtschaft sowie Gewdsserschutz sollen unter Einbin-
dung von bestehenden Netzwerken und Praktiker*innen gemeinsame Leitbil-
der fur eine gewdsservertragliche Landwirtschaft zum Schutz der Wasserres-
sourcen auch vor dem Hintergrund der Anpassung* an die Klimakrise erarbeitet
werden. Eine wassersparende bzw. gewdsserschonende landwirtschaftliche
Nutzung bzw. Bewirtschaftung soll sich zudem an Standortfaktoren wie Boden-
qualitat, Wasserversorgung, Relief und Klima orientieren.

A 17 ,Praxishilfe fir gewasserschonende
Landnutzung”

A 66 ,,Bildungs- und Beratungsangebote fir
Land- und Forstwirtschaft.”

Kurzfristig

17)

Bundesweite Praxishilfe fiir gewasserschonende Landnutzung

Eine bundesweite Praxishilfe soll erstellt werden, die die gesetzlichen und un-
tergesetzlichen Regelungen zusammenfasst sowie praxiserprobte und klima-
angepasste Bewirtschaftungsmethoden aufzeigt, die dem Ziel der Sicherstel-
lung einer gewassersensiblen und an natiirliche Grundwasserstande angepass-
ten Landnutzung sowie einer konsequenten Umsetzung rechtlicher Vorgaben
dienen. Die Praxishilfe soll auch im Rahmen von Aus- und Weiterbildung in der
Landwirtschaft genutzt werden kdonnen. Die Praxishilfe soll gemeinsam mit
dem Bundesinformationszentrum Landwirtschaft (BZL) und dem Umweltbun-
desamt im Dialog von Fachleuten aus der Land- und Wasserwirtschaft entste-
hen.

A 16 ,Dialog Land- und Wasserwirtschaft”

Mittelfristig

18)

Bundeswaldgesetz um Wasseraspekte ergianzen

Kurzfristig

81




Nationale Wasserstrategie

Im Rahmen der vorgesehenen Novellierung des Bundeswaldgesetzes wird ge-
prift, inwieweit dort Wasseraspekte in Bezug auf den Wald und die Waldbe-
wirtschaftung aufgegriffen werden konnen. Ziel ist es, den Beitrag des Waldes
und der Waldbewirtschaftung zum Erhalt und zur Verbesserung der Wasser-
speicherfunktion und der Wasserhaltekapazitdt der Waldbéden, zur Minde-
rung des Oberflachenabflusses von Niederschlagen und zur Speisung des Bo-
denwasserspeichers / des Grundwassers zu starken. In diesem Kontext ist auch
zu prifen, inwieweit diese Ziele durch (6ffentliche und private) Anreize fir
wasserwirtschaftliche Okosystemleistungen der Wilder unterstiitzt werden
kénnen.

19)

Leitbild der ,wassersensiblen Stadt” weiterentwickeln und in Umsetzung
bringen

Das Leitbild der ,,wassersensiblen Stadt” wird in Zusammenarbeit mit Lindern
und Verbanden praxisnah und umsetzbar weiterentwickelt, um den nachhalti-
gen Umgang mit Wasser in Stadten zu starken (Versickerung, Verdunstung,
Speicherung Trockenheitsvorsorge sowie Umgang mit Starkregen), rechtliche
Regelungen zum Umgang mit Wasser z.B. durch einen Anhang Niederschlags-
wasser in der AbwVO und Anpassungsmoglichkeiten an Trockenheit und Hitze
in Stadten zu erschlieBen (z. B. Vorrang einer dezentralen Niederschlagswas-
serbewirtschaftung in neu zu erschliefenden Siedlungs- und Gewerbegebieten
vor Ableitung in Kanalisationen, unter besonderer Beriicksichtigung von
Starkregenereignissen, durch u.a. kommunale Entwasserungsplane, Hochwas-
servorsorge, Reduzierung der Hitzebelastung, Trinkwasserbereitstellung im 6f-
fentlichen Raum, wasserwirtschaftliche Belange und griin-blaue Infrastruktur
als planungsleitender Belang und gestaltendes Element bei Neu- und Umbau-
vorhaben). Ebenso sollen die Aspekte Gewasserdkologie, Nutzung von Abwas-
serteilstromen fiir die wassersensible Stadt insbesondere in trockenen Regio-
nen, Wasserverfligbarkeit fir Stadtgriin und Naturerleben integriert werden.
Technische Ansétze, soziale Akzeptanz und mogliche Risiken fiir Umwelt und
Gesundheit sollen dabei weiter geklart und Musterempfehlungen erarbeitet
werden. Die unterschiedlichen Bereiche, wie das kommunale Flaichenmanage-

A 13 ,Naturnahe Niederschlagsbewirtschaf-
tung”

A 20 ,Entsiegelungsprojekte starken”

A 47 ,Leitlinien fiir regionale Wasserversor-
gungskonzepte”

A 51 ,Gefahren- und Risikokarten zum
Schutz vor lokalen Uberflutung”

A 54 ,Starkung der Wasserwiederverwen-
dung”

Kurzfristig
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ment, Bau- und Wasserrecht, Finanzierung- und Haftungsfragen, sowie beste-
hende technischen Regeln sollen zusammengefiihrt und Anpassungsbedarfe
identifiziert werden. Dariber hinaus unterstiitzt der Bund Kommunen, die eine
wassersensible Stadtentwicklung vorantreiben und Malinahmen zur Praven-
tion sowie zur Bewdltigung von Starkregenereignissen und zur Anpassung an
die Klimakrise beitragen.

Die Etablierung von kommunalen Regenwasseragenturen soll geférdert wer-
den. Regenwasseragenturen sind die zentrale Service- und Anlaufstelle flr Ver-
waltung, Wohnungsunternehmen, Immobilieneigentimer*innen, Planende
und Biirger*innen fiir Fragen rund um ein dezentrales und nachhaltiges Regen-
wassermanagement.

20)

Versieglung reduzieren - Entsiegelungsprojekte stiarken

In einem Dialogformat unter Einbeziehung relevanter Stakeholder (Ldnder,
Kommunen, Wirtschaft, Landwirtschaft, Verbande u. a.) soll geprift werden,
wie Hemmnisse abgebaut und die bestehenden Gesetze und Forderinstru-
mente ggf. so weiterentwickelt werden kdnnen, dass die Flachenversiegelung
reduziert und die Flachenentsiegelung deutlich gesteigert werden kann.

A 13 ,Naturnahe Niederschlagsbewirtschaf-
tung“

A 19, Leitbild der wassersensiblen Stadtent-
wicklung”

A 51 ,Gefahren- und Risikokarten zum
Schutz vor lokalen Uberflutung”

A 54 ,Starkung der Wasserwiederverwen-
dung”

kurzfristig
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lll. 3. Nachhaltige Gewasserbewirtschaftung weiterentwickeln - guten Zustand erreichen und sichern

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

21)

Flachenbedarfe fiir Auenentwicklung und Gewasserentwicklungs-korri-
dore ermitteln und planerisch verankern

Der Flachenbedarf fir Auenentwicklung und Gewadsserentwicklungskorri-
dore ist von den zustandigen Wasserwirtschaftsverwaltungen unter fachli-
chen Gesichtspunkten unter Berlicksichtigung eines nachhaltigen Wasser-
mengen- und Sedimentmanagements, der Anspriiche des Naturschutzes
und der Wasserwirtschaft zu ermitteln.

Die mit dem Flachengewinn von Fliissen und Auen einhergehende Verbes-
serung der Okosystemleistungen sowie die Auswirkungen auf bestehende
und kiinftige Nutzungen werden beschrieben. Fiir eine vorsorgliche Stand-
ortsicherung fir raumbedeutsame MalRnahmen der Gewdasserentwicklung
wird der Regionalplanung die notwendige FlachengroRe der Korridore ent-
lang der Fliegewadsser von der zustandigen Wasserwirtschaftsverwaltung
bekannt gemacht, um diese planerisch zu beriicksichtigen.

Die Raumordnung und die wasserwirtschaftliche Planung sind besser aufei-
nander abzustimmen. Dies betrifft sowohl inhaltliche als auch verfahrens-
rechtliche Anforderungen auf Seiten der Raumordnung als auch der was-
serwirtschaftlichen Planung. Der Bund wird ein Bund-/Lander-Fachge-
sprach mit der Wasserwirtschaft und Raumplanung initiieren, um auch mit
Hilfe guter Beispiele, die Moglichkeiten einer starkeren Zusammenarbeit
beim Schutz des Wasserhaushalts zu erértern. So kénnen z.B. Vorrangge-
biete fir die Gewasserentwicklung in die landesweiten Raumordnungs-
plane aufgenommen werden (ausgenommen an Bundeswasserstraen).
Dieser Ansatz soll zunachst in Planspielen/Pilotprojekten ndher untersucht
werden. Auf Basis der noch zu erarbeitenden Fachgrundlagen fiir die Fla-
chenbedarfe sollen zudem die Chancen und Synergien einer umweltpoliti-
schen Etablierung eines Flachenziels flr die FlieRgewasser- und Auenent-
wicklung erdrtert werden.

A 25 ,Blaues Band Deutschland starken”

A 22 ,Integrationsfahigkeit wasserwirt-
schaftlicher Planung”

A 24 ,MalRnahmen zur Renaturierung, 6ko-
logischen Aufwertung und Wiederanbin-
dung von Auen”

Mittelfristig
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22)

Integrationsfahigkeit der wasserwirtschaftlichen Planung in die raumliche
Gesamtplanung verbessern

Um die Anschlussfahigkeit der wasserwirtschaftlichen Planungen an die
raumliche Gesamtplanung (Raumordnungsplanung und Bauleitplanung)
und damit deren tatsachliche Durchsetzungsfahigkeit in der Abwagung aller
raumlichen Belange zu verbessern, wird das BMUV die entsprechenden
wissenschaftlichen Grundlagen erarbeiten lassen. Dabei ist Moglichkeit der
Festsetzung von Vorranggebieten fiir die Grundwasserneubildung und die
zuklnftige Wasserversorgung (klinftige Wasserschutzgebiete) mit in den
Blick zunehmen.

Kurzfristig

23)

Quantitatives Sedimentmanagement implementieren

Fiir die Flussgebiete werden Sedimentmanagementplane aufgestellt, in de-
nen neben der Sedimentqualitat auch die Sedimentquantitat I6sungsorien-
tiert adressiert wird. Ausgehend von hinreichenden Kenntnissen Gber den
flussgebietsbezogenen Sedimenthaushalt werden bedarfsbezogen MaR-
nahmen zur Verbesserung der Sedimentdurchgédngigkeit oder Ersatzmali-
nahmen zur Begegnung der quantitativen Sedimentdefizite und ihrer Fol-
gen, wie Sohleintiefungen und Entkopplungen von Fluss und Aue, geprift
und konzipiert

24)

MaBnahmen zur Renaturierung, Bewahrung, 6kologischen Aufwertung
und Wiederanbindung von Auen

Die groRBen Potenziale naturnaher FlieBgewadsser- und Auen zur Aufnahme
und Festlegung von Kohlenstoff aus der Luft sollen fiir den natirlichen Kli-
maschutz, zur Klimaanpassung und zur Sicherung der biologischen Vielfalt
genutzt werden. Wo immer es moglich ist, insbesondere auch in Schutzge-
bieten, sollen FlieBgewasser und Auen naturnah bewahrt bzw. wiederher-
gestellt werden. Naturschutz, Klimaschutz und die Anpassung an den Klima-
wandel (Hochwasserschutz) miissen dabei grundséatzlich gemeinsam be-
trachtet und bei der MaBnahmenumsetzung, ebenso wie die bestehenden

A 6, Leitlinien fir den Umgang mit Wasser-
knappheit entwickeln”

A 21 ,Flachen flir Auenentwicklung und
Gewasserentwicklungskorridore planerisch
verankern”

A 22 ,Integrationsfahigkeit wasserwirt-
schaftlicher Planungen“

A 25 ,Blaues Band starken”

A 24 ,Malinahmen zur Renaturierung, 6ko-
logischen Aufwertung und Wiederanbin-
dung von Auen”

Kurzfristig
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zungsanderungen sind dabei von wesentlicher Bedeutung.

Nutzungen am Gewasser wie z.B. Schifffahrt, beriicksichtigt werden. Insbe-
sondere die Riickgewinnung von natlirlichen Retentionsradumen und Nut-

25) ,Blaues Band Deutschland” stiarken A 21 ,Flachen flir Auenentwicklung und Kurzfristig
Zum Aufbau eines Biotopverbunds von nationaler Bedeutung entlang der | Gewasserentwicklungskorridore planerisch
Bundeswasserstrallen und ihren Auen sollen die Aktivitaten im Rahmen des | verankern®
Bundesprogramms ,Blaues Band Deutschland” verstarkt und mit MalRnah- | A 24 ,MaRnahmen zur Renaturierung, 6ko-
men zum Gewasserschutz verknlpft werden. Entlang von Uferzonen im | logischen Aufwertung und Wiederanbin-
Siedlungsbereich sollen Potenziale und Herausforderungen der Integration | dung von Auen”
von Freiraum- und Gewasserentwicklung geprift werden.

lll. 4. Risiken durch Stoffeintrage begrenzen
Nummer | Aktion Verkniipfung Beginn
26) Spurenstoffdialog fortfiihren und inhaltlich weiterentwickeln A 27 ,EU-Null-Schadstoffaktionsplan umset- | Kurzfristig
Das 2021 gegriindete ,,Spurenstoffzentrum des Bundes” beim Umweltbundes- | zen”
amt soll die Arbeiten des Spurenstoffdialogs (z. B. Auswahl relevanter Stoffe,
Identifizierung von ReduktionsmafRnahmen entlang der Wertschopfungs- und
Verwendungskette, Bewusstseinsbildung und fachliche Prioritdtensetzung)
weiter wissenschaftlich begleiten und die Stakeholder sowie das BMUV bera-
ten. Der Spurenstoffdialog wird auch durch geeignete Férdermalinahmen des
BMBF ergdnzt und unterstitzt.
27) Null-Schadstoff-Aktionsplan begleiten und umsetzen A 26 ,Spurenstoffdialog fortfiihren” mittelfristig

Deutschland setzt sich auf EU-Ebene dafiir ein, dass die Umsetzung der euro-
paischen Rahmenvorgaben an den Gewadsser- und Meeresschutz (WRRL,
MSRL) mit emissions- und stoffbezogenen Regelungen (z.B. Richtlinie
2010/75/EU Uber Industrieemissionen, = Kommunalabwasserrichtlinie
91/271/EWG, EU-Biozid-Verordnung 528/2012, Arzneimittelverordnung (EG)
Nr. 726/2004, Pflanzenschutzmittelverordnung (EG) Nr. 1107/2009, Verord-
nung (EG) Nr. 850/2004 Uiber persistente organische Schadstoffe, REACH-Ver-
ordnung (EG) 1907/2006) weiter entwickelt und die Voraussetzung fiir eine
sektoribergreifende koharente Umsetzung (z.B. Priorisierung, Datenmanage-
ment) verbessert werden.
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28)

Stirkung des Chemikalienmanagements - Beschrankung der Verwendung re-
levanter Schadstoffe auf noch zu definierende essentielle Anwendungen

Im Rahmen der Fortflihrung und Weiterentwicklung des Spurenstoffdialogs
wird eine Liste von Stoffen entwickelt, die ein relevantes Mal8 der Gefdhrdung
Uberschreiten oder ein relevantes Risiko fiir die Gewdsser und die Trinkwasser-
gewinnung darstellen. Die Verwendung dieser Schadstoffe soll auf noch zu de-
finierende essentielle Verwendungen beschrankt werden, bei denen inakzep-
table Risiken auszuschliefen sind. Die Bundesregierung wird sich fiir entspre-
chende MalRnahmen auch auf EU-Ebene einsetzen.

29)

Weitere Umweltqualitatsnormen im Bereich der Wasserpolitik festschreiben
Deutschland wird sich fiir die Festlegung von Umweltqualitdtsnormen fir wei-
tere prioritare gefdhrliche Stoffe (z.B. Arzneimittelwirkstoffe) auf EU-Ebene
einsetzen (Fortschreibung der Richtlinie Gber Umweltqualitdtsnormen im Be-
reich der Wasserpolitik).

A 27 ,EU-Null-Schadstoffaktionsplan umset-

“

zen

kurzfristig

30)

Schwellenwert fiir Human- und Tierarzneimittel in der Grundwasserverord-
nung einfiihren

Fiir Arzneimittel im Grundwasser soll ein Schwellenwert in die Grundwasser-
verordnung eingeflihrt werden. Das Grundwasser wiirde dadurch regelmafi-
ger auf Arzneimittel untersucht, Uberschreitungen kénnten rechtzeitig erkannt
und Ursachen systematisch festgestellt werden.

31)

EU-Beschrankung von Mikroplastikpartikeln in Kosmetika und Waschmitteln
Deutschland unterstiitzt eine europaische Beschrankung von bewusst beige-
flgtem Mikroplastikpartikeln in Kosmetika und Waschmitteln.

kurzfristig

32)

Sanierung schadstoffbelasteter Sedimente in den Gewdssersystemen férdern
Schadstoffbelastete Sedimente missen gegen Remobilisierung gesichert wer-
den oder in besonderen Fallen aus den Gewassern entfernt und an Land depo-
niert/entsorgt werden, um dazu beizutragen, die Gewd&sser als moglichst na-
turnahe und klimaresiliente Okosysteme wiederherzustellen. Damit wird dazu
beigetragen, den guten 6kologischen und chemischen Zustand der Gewasser
gemall der WRRL zu erreichen und die Ziele der Meeresstrategierahmenricht-
linie (MSRL) dadurch zu erreichen, dass der Eintrag von Schadstoffen aus Flis-
sen verringert oder eingestellt wird. Die Belastung von Sedimenten durch wei-
tere Schadstoffeintrage muss verringert oder beendet werden. Daflir miissen
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auch die engen Zusammenhange von Sedimenthaushalt und Sedimentqualitat
in und an Fliissen und Astuaren noch besser verstanden werden.

In ihrer Wirkung Gberregional bedeutsame MalRnahmen zur Sanierung der se-
dimentgebundenen Schadstoffbelastung sind zu identifizieren und zu priorisie-
ren. Dabei kann z. B. auf vorliegenden Sedimentmanagementkonzepten fir
Rhein und Elbe aufgebaut werden kann.

Schadstoffbelastete Sedimente an den identifizierten, prioritdren Flussab-
schnitten sollen in Zusammenarbeit von Bund (WSV) und Landern (im Rahmen
der jeweiligen Zustandigkeiten) saniert werden.

kurzfristig

mittelfristig

33)

Bundesweite Datenbank ,Stoffe”

Auf Basis von standardisierten Methoden zum Monitoring von Stoffen, Stoff-
gruppentunter Bericksichtigung bestehender Datenbanken soll eine bundes-
weite Datenbank etabliert werden. Dabei sollen auch Nahrstoffe in den rele-
vanten Medien — einschlieflich Klarschlamm und Abwasser erfasst werden. Als
Grundlage fir die Beurteilung moéglicher Stoffeintrage in das Grundwasser und
moglicher Mallnahmen zum Schutz von Grundwasser und Boéden sollen Daten
zu den geohydraulischen und erosionsrelevanten Eigenschaften von Boden-
schichten in einer flichendeckenden Datenbank verfligbar gemacht werden.
Beide Datenbanken dienen dazu, eine bessere Wissensbasis flir Wissenschaft,
Praxis und Offentlichkeit zu schaffen und den Vollzug zu unterstiitzen.

A 26 ,Spurenstoffdialog fortfihren”
A 27 ,EU-Null-Schadstoffaktionsplan umset-

“«

zen

Mittelfristig

35)

BVT-Merkblatter zum Storfallrecht entwickeln

Zur Vermeidung von Schadstoffeintragen in Gewasser durch Storfalle (schwere
Unfalle) soll die Anwendung der besten verfiigbaren Techniken erfolgen. Hier-
fiir sollen entsprechende BVT-Merkblatter oder entsprechende Teile in BVT-
Merkblattern, z.B. zur Loschwasserriickhaltung, entwickelt werden.

Mittelfristig

36)

Vierte Reinigungsstufe

Mehr Klaranlagen sollen wo erforderlich mit einer vierten Reinigungsstufe un-
ter Anwendung des hierfiir im Spurenstoffdialog entwickelten Orientierungs-
rahmens fir die Prioritdtensetzung nachgeriistet werden. Dazu missen den

A 37 ,Herstellerverantwortung regeln”

Kurzfristig
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Landern und Kommunen ausreichende Finanzierungsinstrumente zur Verfi-
gung stehen. Hierzu soll auch eine EU-Regelung zur Herstellerverantwortung
angestrebt werden. Ziel ist eine faire Kostenverteilung.

37)

Herstellerverantwortung regeln

Nationale, europaische und internationale Hersteller oder Inverkehrbringer
von Stoffen oder Produkten auf dem deutschen Markt, die zu einer Gewasser-
belastung fiihren, sollen im Rahmen einer erweiterten Herstellerverantwor-
tung, die Anreize fiir MaRnahmen zur Reduzierung der Belastung durch Spu-
renstoffe und Schadstoffe entlang der gesamten Wertschépfungskette setzt,
verstarkt zur Vermeidung und Beseitigung der Substanzen und der dadurch
ausgeldsten Schaden in den Gewadssern beitragen. Mogliche Instrumente sind
die Durchsetzung der , besten verfligbaren Technik”, Ausschluss bestimmter
Anwendungen, Riicknahme- und Beseitigungspflichten sowie Beitrage der Her-
steller- und Inverkehrbringer zur anteiligen Finanzierung von Mafnahmen. Aus
Grinden der Effektivitat sowie zur Vermeidung von Standortnachteilen wird
ein entsprechender Ansatz auf EU-Ebene verfolgt.

Kurzfristig

38)

Wirkung der MaBBnahmen der Diingeverordnung zur Umsetzung der Nit-
ratrichtlinie auf der Grundlage eines Wirkungsmonitorings iiberpriifen und
ggf. weiterentwickeln

Die MalRnahmen der Diingeverordnung zur Umsetzung der Nitratrichtlinie sol-
len im Rahmen eines bundesweit aufzubauenden flaichendeckenden Monito-
rings auf ihre Wirksamkeit gepriift werden. Unterstltzt durch ein digitales Her-
kunftssystem Nahrstoffe werden die Voraussetzungen durch eine Anderung
des Dingegesetzes und die Einfihrung einer Monitoringverordnung geschaf-
fen. In Abhdngigkeit von den Ergebnissen des Monitorings sind erganzende
Malnahmen zu prifen.

Kurzfristig

39)

Orientierung der Anpassung der Entwicklung der Tierbestande an die zur Ver-
fligung stehende Flache

Im Rahmen der Férderung des Umbaus der Nutztierhaltung hin zu tiergerech-
ten Haltungsverfahren orientiert sich die Entwicklung der landwirtschaftlichen
Tierbestande an der Flache und wird in Einklang mit den Zielen des Klima-, Ge-
wasser- und Emissionsschutzes (Ammoniak, Methan) gebracht, u.a. durch die

kurzfristig
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Einhaltung eines maximalen Verhéltnisses von zwei GroRvieheinheiten (GVE)
je Hektar.

40)

Mikrobielle Gesundheitsgefahren erkennen (Pandemievorsorge)

Durch den Aufbau eines Abwassermonitorings sollen Gesundheitsgefahren
durch humanpathogene Viren (wie SARS-CoV-2) fiur die Bevolkerung friihzeitig
detektiert werden. Fiir SARS-CoV-2 ist in dem nach dem neuen Infektions-
schutzgesetz eingerichteten Pandemieradar bereits ein Indikator ,,Viruslast im
Abwasser” bereits implementiert. Eine mogliche Ausweitung auf Pathogene
(z.B. antimikrobielle Resistenzen) sowie Schadstoffe ist Rahmen der abwasser-
basierten Epidemiologie zu prifen. RenaturierungsmaRnahmen an Gewdssern
konnten auch das Vorkommen von Vektoren (z.B. Miicken, Zecken) beglnsti-
gen, so dass auch andere Surveillance- / Monitoring-Systeme wichtig sind, um
friihzeitig eine Ausbreitung von Vektoren und damit assoziierte Infektionen zu
erkennen.

Kurzfristig
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lll. 5. Wasserinfrastrukturen klimaangepasst weiterentwickeln - vor Extremereignissen schiitzen und Versorgung gewahrleisten

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

41)

Entwicklung von bundesweit einheitlichen konzeptionellen Leitlinien fiir die
kiinftige Ausgestaltung von Wasserinfrastrukturen

Es werden bundesweit einheitliche konzeptionelle Leitlinien entwickelt, um die
Verwaltungen und Infrastrukturbetreiber bei der langfristigen sektoreniber-
greifenden Infrastrukturgestaltung zu unterstiitzen. Die Leitlinien geben Hin-
weise zur Beriicksichtigung von Klimaresilienz, Ressourcenschonung, Sektoren-
kopplung und Multifunktionalitat bei der Gestaltung von Infrastrukturen (diffe-
renziert nach wasserwirtschaftlichen Infrastrukturbereichen) unter Berlicksich-
tigung eines integrierten risikobasierten Ansatzes. Sie bieten Orientierung fir
die Forderung der Multifunktionalitat (z. B. Entsiegelung, Anpassung an die Kli-
makrise, Naherholung etc.) und Widerstandsfahigkeit zukinftiger Investitio-
nen, wobei so weit wie moglich naturbasierten Losungen der Vorrang einzurau-
men ist. Die Leitlinien sollen auch Handreichungen fiir Variantenuntersuchun-
gen umfassen und Praxisbeispiele enthalten.

Im Sinne der effizienten Mittelverwendung sollen diese Leitlinien Hinweise flr
die Ausrichtung von bestehenden und/oder neuen Férderprogrammen sowie
der Investitionsplanung geben.

A 13 ,Naturnahe Niederschlagsbewirtschaf-
tung”

A 14 , Anforderung an die Niederschlagswas-
serbeseitigung an StraRen”

A 19 ,Leitbild der wassersensiblen Stadt”

A 44 ,Regelwerke klimafit machen”

Mittelfristig

42)

Entwicklung von Klimaanpassungszielen fiir Wasserinfrastrukturen

Es werden messbare, d.h. qualitativ oder quantitativ Gberpriifbare Klimaanpas-
sungsziele flr Wasserinfrastrukturen als Beitrag zur Weiterentwicklung der
DAS identifiziert und hinsichtlich Aussagekraft, Einsetzbarkeit und Datenverfiig-
barkeit geprift.

A 44 , Regelwerke klimafit machen”

kurzfristig
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43)

Identifikation und Bewertung potenzieller Synergien des Hoch- und Niedrig-
wasserrisikomanagements insbesondere mit Blick auf Speichermanagement
Unter Berilcksichtigung der Auswirkungen der Klimakrise, eines sich verandern-
den Niederschlagsregimes, aber auch sich verdandernden Abflussverhaltnissen
und -geschehnissen sollen in Kooperation mit den Landern und einschlagigen
Fachverbanden Synergien zwischen Hoch- und Niedrigwasserrisikomanage-
ment insbesondere mit Blick auf Speichermanagement untersucht und Lo-
sungsansatze entwickelt werden. Bei Bedarf kann dies zu einer Entwicklung von
Leitlinien, die auch Kriterien fir eine Prioritdtensetzung von konkurrierenden
Nutzungen enthalten kénnen, zur Talsperren-Steuerung fiihren, auch in Bezug
auf Mindestwasserfiihrung. Es sollen grundsatzliche Anpassungsmaoglichkeiten
(z.B. baulicher oder steuerungstechnischer Art) sowohl fir bestehende Spei-
cher als auch fiir neue Speicher betrachtet werden.

A 41 ,Entwicklung von bundesweit einheit-li-
chen konzeptionellen Leitlinien fir die kinf-

tige Ausgestaltung von Wasserinfra-struktu-

ren”

A 42 , Entwicklung von Klimaanpassungs-zie-
len fir Wasserinfrastrukturen®

A 44 , Regelwerke klimafit machen”

mittelfristig

44)

Wasserwirtschaftliche (technische) Regelwerke klimafit machen

Die Auswirkungen der Klimakrise und eine klimaangepasste Gestaltung von
Wasserinfrastrukturen werden in bestehenden untergesetzlichen Regelwer-
ken, Normen, Richtlinien und Vorschriften, z.B. fiir Regenriickhalterdume, Ver-
sickerungsanlagen, baulicher Hochwasserschutz, Talsperren u.a. beriicksich-
tigt. Die Gremien und Verbande im Wassersektor werden die Standards und
technischen Regeln im Rahmen regulirer Uberarbeitungszyklen iiberpriifen
und an die Erfordernisse der Klimakrise anpassen sowie transparent die Rele-
vanz der einzelnen Normen fiir die Klimaanpassung kommunizieren, z. B. die
Klimakennung der DWA-Merkblatter.

A 41 ,Entwicklung von bundesweit einheitli-
chen konzeptionellen Leitlinien fir die kinf-
tige Ausgestaltung von Wasserinfrastruktu-

ren”

A 57 ,Weiterentwicklung des Wasserrechts

und wasserrelevanter Vorschriften in ande-

ren Rechtsakten”

kurzfristig
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45)

IT-Sicherheitsstandards in der Wasserwirtschaft weiterentwickeln

Die bestehenden Sicherheitsstandards der IT- Sicherheit in der Wasserwirt-
schaft werden kontinuierlich fortgeschrieben. Damit stellt die Wasserwirt-
schaft sicher, dass die IT-Infrastruktur der Trinkwasserversorgung und Abwas-
serentsorgung wirksam gegen Manipulationen geschiitzt ist. Dabei ist eine Aus-
weitung der Anwendung auf mittelgroRe Versorger als Kritische Infrastruktur
(KRITIS) anzustreben.

46)

Wasserkraft gewdsserschonend gestalten

Der Betrieb von Wasserkraftanlagen tragt dazu bei, dass die Bewirtschaftungs-
ziele# nach der Wasserrahmenrichtlinie in Deutschland noch nicht erreicht wer-
den. Besonders problematisch ist in diesem Zusammenhang die Vielzahl kleiner
Wasserkraftanlagen, die jedoch nur einen minimalen Anteil an der Brut-
tostromerzeugung in Deutschland haben. Gemeinsam mit den Landern werden
mogliche MaBnahmen im Bereich der Wasserkraft gepriift, die zur Verbesse-
rung der gewdsserdkologischen Situation an FlieBgewassern in Deutschland
insbesondere im Hinblick auf die Erreichung der Ziele der Wasserrahmenricht-
linie beitragen. Besonderes Augenmerk gilt dabei der 6kologischen Durchgan-
gigkeit fiir Organismen und Sedimente, einschlieBlich des Fischschutzes. Dazu
gehoren u. a. Schritte zur konsequenten Durchsetzung der gesetzlichen Anfor-
derungen (§§ 33ff WHG) - insbesondere bei vorhandenen Wasserkraftnutzun-
gen=im Vollzug sowie zum Riickbau von'Anlagen: Einen Anreiz zur Umsetzung
von MalBnahmen koénnten Landesférdermittel fiir die 6kologische Sanierung
und den Riickbau von Wasserkraftanlagen haben, die auch an Private vergeben
werden kdnnen.

Kurzfristig
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47)

Bundesweit einheitliche Leitlinien fiir regionale Wasserversorgungskonzepte
erstellen

Es soll eine bundesweit einheitliche Rahmenkonzeption gemeinsam mit den
Landern entwickelt werden, um die Lander bei der Erarbeitung von flachende-
ckenden regionalen Wasserversorgungskonzepten auf Landes- oder Einzugsge-
bietsebene zu unterstiitzen. Diese Wasserversorgungskonzepte sollen die Nut-
zung lokaler Wasserressourcen (Grund- und Oberflaichenwasser) nachhaltig ge-
stalten und deren Ubernutzung verhindern und unter Beteiligung von Stakehol-
dern aus der Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft, Aquakultur, Indust-
rie sowie Natur- und Umweltschutzverbanden erarbeitet werden. Sie bilden die
Grundlage fir die Planung Uberortlicher grauer und griiner Wasserversorgungs-
infrastrukturen (Wasserriickhalt, Grundwasserneubildung, Vernetzung von
Versorgungsgebieten, Fernwasserversorgungen, Speicher). Dabei werden auch
Alternativen wie Brauch-, Betriebs- und Niederschlagswasser und verbrauchs-
bzw. bedarfsreduzierende MaRnahmen geprift. Die Wasserversorgungskon-
zepte stellen die Verbindungen zu anderen regionalen oder landesweiten Pla-
nungen, wie z.B. flir den Umgang mit 6kologischen Mindestabfluss und Nied-
rigwasser, transparent dar. In Wasserversorgungskonzepten werden kiinftige
Entwicklungen des Wasserdargebots und der Wasserbedarfe gegeniiberge-
stellt sowie z.B. die demografischen Veranderungen und die Klimafolgen fiir die
regionale Wasserbewirtschaftung sowie die liberregionalen Schnittstellen be-
ricksichtigt. Die Wasserversorgungskonzepte betrachten unterschiedliche Sze-
narien und bericksichtigen Situationen von anhaltender Diirre und Wasser-
knappheit. Die Konzepte binden auch Synergiepotenziale mit der Energiever-
sorgung (gemeinsame Nutzung von Speicherinfrastrukturen) sowie Auswirkun-
gen auf den Abfluss von Oberflachengewassern und Moglichkeiten der Wasser-
wiederverwendung ein. Die Schaffung einer rechtlichen Verpflichtung zur Er-
stellung von Wasserversorgungskonzepten wird geprift.

Baut auf A 1,,Prognosefahigkeit der Wasser-
haushaltsanalysen” auf.

Kurzfristig
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48)

Strukturen der Partizipation und Mediation schaffen - Empfehlungen zur re-
gionalen Wasserverteilung nutzen

Es werden Strukturen der Partizipation und Mediation (z. B. Wasserbeiréte,
Wassernetzwerke) geschaffen, die durch Beratung aller zustéandigen Behorden
(Kommune, Land, Bund) die Umsetzung der nationalen Vorgaben zur Was-
sernutzung begleiten, regionale Wasserverteilungen empfehlen und sich v. a.
fiir die Akzeptanz und den Erfolg dieser Vorgaben einsetzen. Diesen Beteili-
gungsformen kommt die Aufgabe zu, auf einen Ausgleich zwischen den wasser-
wirtschaftlichen Interessen einschlieRlich der Trinkwasserversorgung und den
Belangen der Land- und Forstwirtschaft, der Industrie, der Grundstiickseigen-
timer, der Fischerei und Aquakultur, der Binnenschifffahrt und des Naturschut-
zes hinzuwirken. Die durch die Beteiligung erarbeiteten Empfehlungen fliellen
in die Aufstellung von regionalen Wassernutzungskonzepten ein und unterstit-
zen bei der Erstellung und Festsetzung von Regional-, Flaichennutzungs- und
Bebauungspldanen sowie von Wasserschutzgebieten und Bewirtschaftungsauf-
lagen zum Schutz der ortlichen Wasserressourcen. Diese Beteiligungsformen
sollen ausdriicklich vorgeschrieben und in den Landeswassergesetzen veran-
kert werden.

Zusatzlich werden in einem Forschungsvorhaben die bereits vorliegenden Er-
fahrungen mit regionalen Beteiligungsstrukturen analysiert und durch Fallstu-
dien in von Trockenheit und Nutzungskonflikten betroffenen Gebieten erganzt,
um Erfolgsfaktoren und Erwartungen an regionale Beteiligungsformen zu iden-
tifizieren.

A 47 ,Leitlinien fur regionale Wasserversor-
gungskonzepte

Mittelfristig

49)

Lianderubergreifende und liberregionale Infrastrukturen

Auf der Basis der Wassernutzungskonzepte werden Bedarfe fiir landeribergrei-
fende und Uberregionale Infrastrukturen bundesweit ermittelt. Danach kann
geprift werden, ob die erforderlichen Flachen fir landertibergreifende und
Uberregionale Infrastrukturen — wie etwa Fernwasserleitungskorridore- in den
Landespldnen und in einem Bundesraumordnungsplan aufgenommen werden
kdénnen.

Setzt A 47 , Leitlinien fiir regionale Wasser-
versorgungskonzepte” voraus

Unterstlitzung durch A 1 ,Prognosefahigkeit
der Wasserhaushaltsanalysen”

Mittelfristig
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50) Hochwasser- und Kiistenschutz nachhaltig stirken und zukunftsfahig gestal- | A 25 ,Blaues Band Deutschland starken” Mittelfristig
ten

a) Das Nationale Hochwasserschutzprogramm soll tber die bislang vorgesehe-
nen zehn Jahre hinaus durch eine dauerhafte Férderung und mehrjahrige Fi-
nanzierungsplanung abgesichert werden.

Die Verstetigung des Nationalen Hochwasserschutzprogramms (NHWSP) —inkl.
von Deichriickverlegungen zur Riickgewinnung natlrlicher Retentionsraume (z.
B. Auen) — ist aus Griinden des vorsorgenden Hochwasserrisikomanagements
erforderlich. Es kénnen sich daraus Synergien* mit dem Naturschutz und auch
mit den Handlungsoptionen zur Anpassung* an die Klimakrise, die auch im Rah-
men der Deutschen Anpassungsstrategie verankert sind, ergeben.

b) Mit dem steigenden Meeresspiegel und den damit entsprechend héher aus-
fallenden Wasserstanden bei Sturmfluten sind die deutschen Kiistenregionen
einem erhdhten Uberschwemmungsrisiko ausgesetzt. Um die stark erhéhten
hydrologischen Belastungen abfedern zu kénnen, sind die Schutzdeiche an der
Kiiste entsprechend so zu verstirken, dass sie zukiinftig als sog. , Klimadeiche“?*
den Herausforderungen gerecht werden. Weiterhin sind auch zukiinftig inno-
vative Deichkonzepte sowie MalRnahmen zur Wasserbewirtschaftung im Hin-
terland weiter zu entwickeln. Neben den unverzichtbaren technischen Kiisten-
schutzmaBnahmen sollen in Zukunft verstarkt naturbasierte Losungen (z.B. Re-
naturierung von Kistenlebensrdaumen, Einsatz von Ufervegetation oder Sand-
nehrungen) zur Anwendung kommen. Das gilt auch fiir den langfristigen Schutz
der Halligwarften als Kultur- und Naturraum. Geeignete 6kosystembasierte An-
satze zur Anpassung an die Klimakrise werden vor allem dazu beitragen, dass
sich die Kiistenregionen nachhaltig und langfristig an die Folgen der Klimakrise
anpassen. Gleichzeitig unterstiitzen diese Ansatze die Erhaltung von Arten und
Lebensrdumen an der Kiste. Fiur die Bewaltigung der zuvor genannten Aufga-
ben ist es erforderlich, in Zukunft weitere finanzielle Ressourcen bereitzustel-
len.

2 Siehe hierzu auch: https://www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/Niedersaechsischer_Klimadeich/klimawandel-und-kustenschutz-ein-entscheidender-meter-mehr-niedersachsischer-klimadeich-und-verdopplung-des-
vorsorgemasses-201169.html
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51)

Gesetzliche Verankerung zu Erstellung und Veréffentlichung von Gefahren-
und Risikokarten zum Schutz vor lokalen Uberflutung nach Starkregenereig-
nissen

Uberflutungsrisiken durch haufiger auftretende Starkregenereignisse miissen
intensiver betrachtet und in Planungen beriicksichtigt werden. Die Verpflich-
tung zur Erstellung und Veroffentlichung von Gefahren- und Risikokarten zum
Schutz vor lokalen Uberflutungen nach Starkregenereignissen wird im Wasser-
recht festgeschrieben. Veroffentlichungsmoglichkeiten, die durch die Umset-
zung der INSPIRE-RL in den Landern bereits vorhanden sind, missen verstarkt
genutzt werden.

Auf der Basis von Kriterien, die die Lander teilweise bereits bei der Aufstellung
von Starkregenkarten nutzen, werden bundeseinheitliche inhaltliche Kriterien
und Methodiken zur Erstellung dieser Karten entwickelt und in einem Leitfaden
bereitgestellt. Hierbei sollte das Abflussgeschehen kleiner Einzugsgebiete (< 10
km?) bericksichtigt werden. Die Anschlussfahigkeit an die LAWA-Strategie fur
ein effektives Starkregenrisikomanagement ist zu gewahrleisten.

Die Karten sind Grundlage kommunaler Planungen. Sie dienen der Risikoinfor-
mation von Planer*innen, Gebaudeeigentlimer*innen und Einsatzkraften und
damit einer verbesserten Klimafolgenvorsorge®. Sie sind als Ergdanzung zu den
bereits bestehenden Hochwassergefahren- und -risikokarten (vgl. § 74 WHG)
anzusehen. Es wird eine Beriicksichtigungspflicht bei der Zulassung von Bau-
vorhaben (Landessache, Muster BauO) festgeschrieben, um zu gewahrleisten,
dass die mit den Karten gewonnenen Erkenntnisse in die maRgeblichen Pla-
nungs- und Zulassungsentscheidungen einflieRen.

A 13 ,Naturnahe Niederschlagsbewirtschaf-
tung”
A 19, Leitbild der wassersensiblen Stadt”

Kurzfristig

lll. 6. Wasser-, Energie- und Stoffkreislaufe verbinden

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

52)

Uberpriifung bestehender rechtlicher Rahmenbedingungen / Abbau von In-
vestitionshiirden bei Investitionen in die Daseinsvorsorge

Um die Investitionsmoglichkeiten von kommunalen Wasserversorgungs- und
Abwasserentsorgungsunternehmen in Energieeffizienz und regenerative

Kapitel Il 7, Leistungsfahige Verwaltungen
starken

Kurzfristig
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Energieerzeugung zu erhdhen, sollen die energie- und steuerrechtlichen Rah-
menbedingungen Uberprift und ggf. angepasst werden.

53)

,Hilfestellung” zur Sektorenkopplung Energie/Wasser erarbeiten

Ziel der Sektorenkopplung Energie/Wasser ist, die Sektoren der Wasser-, Ener-
gie- und Abfallwirtschaft zu koppeln und in einem gemeinsamen holistischen
Ansatz zu optimieren. Mit dieser ganzheitlichen Betrachtung der Sektoren ist
eine bessere und gilnstigere Auslegung des Gesamtsystems moglich. Auf der
Grundlage bestehender Forschungsergebnisse und Pilotprojekte werden ,,Hil-
festellungen” fir Infrastrukturbetreiber entwickelt (,zeigen, was machbar
ist“), um die Schaffung von sektorgekoppelten, klimaneutralen und ressour-
ceneffizienten Wasser- und Abwassersystemen zu unterstiitzen. Dies umfasst
technische, rechtliche, finanzielle und organisatorische Aspekte.

A 52 ,Uberpriifung bestehender rechtlicher
Rahmenbedingungen / Abbau von Investiti-
onshiirden”

Mittelfristig

54)

Stirkung der Wasserwiederverwendung

Fiir die Wiederverwendung von Abwasser sollen die europdischen Vorgaben
(Verordnung (EU) 2020/741 tber Mindestanforderungen an die Wasserwie-
derverwendung) rasch und rechtssicher in deutsches Recht umgesetzt werden.
Die Wasserwiederverwendung wird dariiber hinaus v. a. in Stadten und Regio-
nen mit anhaltender sommerlicher Trockenheit als Klimaanpassungsmal3-
nahmet relevant werden. Aufbauend auf Potenzialanalysen werden Leitplan-
ken fiir weitere Nutzungen von aufbereitetem Abwasser (zusatzlich zur Umset-
zung der EU VO 2020/741) aus Klaranlagen und hauslichem Abwasser entwi-
ckelt.

Weiterhin werden Leitlinien fir die Bericksichtigung der Wasserwiederver-
wendung und -mehrfachnutzung in der kommunalen Bauleitplanung und in
den Wasserversorgungskonzepten fiir Stadtteile und Industrieanlagen entwi-
ckelt.

Kurzfristig

55)

Wasserwirtschaftliche Rahmenbedingungen fiir neue Energietrager gestal-
ten

Fir die Produktion innovativer Energietrager wie z. B. Wasserstoff oder die ge-
othermische Nutzung von Grundwasser (Warme/Kalte) werden Anforderun-
gen, Anwendungsvorschriften und Bewertungsverfahren erarbeitet. Hierzu
sind teilweise noch weitere Forschungsarbeiten notwendig. Es geht darum, die

Mittelfristig
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Auswirkungen auf den Wasserhaushalt und die Gewasserdkologie einzuschat-
zen und zu minimieren sowie Konkurrenzsituationen mit anderen Wassernut-
zungen vermeiden.

56)

Riickgewinnung von Nahrstoffen aus Abwasser und Klarschlamm voranbrin-
gen

Die Klarschlammverordnung wird insbesondere hinsichtlich der Umsetzung
von Entsorgungskonzepten in den Kommunen und Férderung von innovativen
Technologien zur Rickgewinnung von Phosphor aus Klarschlamm und Klar-
schlammaschen evaluiert. Die Einfilhrung zuséatzlicher abwasserrechtlicher An-
forderungen zur Verbesserung der Nahrstoffriickgewinnung bzw. fiir eine ef-
fektive nachgeschalteten Phosphorrickgewinnung aus Klarschlamm/Klar-
schlammverbrennungsaschen wird gepruft.

lll. 7. Leistungsfahige Verwaltungen starken, Datenfllsse verbessern, Ordnungsrahmen optimieren und Finanzierung sichern

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

57)

Weiterentwicklung des Wasserrechts und wasserrelevanter Vorschriften in
anderen Rechtsakten

Um den in der Wasserstrategie identifizierten Herausforderungen (insb. Aus-
wirkungen der Klimakrise und Verlust der Biodiversitdt) gerecht zu werden,
werden das WHG und weitere wasserrelevante Vorschriften iberprift und er-
forderlichenfalls angepasst. Dies betrifft insbesondere folgende Punkte:

e Uberpriifung der Ausnahmetatbestinde fiir Wasserentnahmen (§ 46
WHG)

e Es soll eine Weiterentwicklung /Harmonisierung von Wasserentnah-
meentgelten sowie die Moglichkeit einer Bundesregelung gepriift wer-
den.

e Einflihrung eines 6ffentlich zuganglichen Registers liber tatsachliche
Wasserentnahmen

e Genehmigungsbedirftigkeit neuer Dranagen

e Erstellung und Veroffentlichung von Gefahren- und Risikokarten zum
Schutz vor lokalen Uberflutungen nach Starkregenereignissen

Bezug zu anderen Aktionen mit vorgeschla-
genen Rechtsdnderungen

Kurzfristig
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e Prifung von restriktiveren Regelungen in Gebieten mit erhdhter Hoch-
wassergefahr, auch fiir Risikogebiete auBerhalb von Uberschwem-
mungsgebieten (§ 78 b WHG)

e Prifung einer gesetzlichen Regelung zur automatischen vorlaufigen Si-
cherung von Uberschwemmungsgebieten bei Verdffentlichung der
Hochwassergefahrenkarten

e Prifung der Ausweisung von absoluten Bauverboten in besonderen
Gefahrenbereichen (z.B. USG-Abflussbereiche mit sehr hohen Intensi-
taten FlieRgeschwindigkeit und/oder FlieRtiefe

e Uberpriifung § 55 Abs. 2 WHG hinsichtlich eines Vorrangs der Versicke-
rung von Niederschlagswasser vor Kanaleinleitung

e  Prifung der Einfihrung einer Schutzgebietskategorie im WHG fir die
Gewasserentwicklung

e Uberpriifung der Abwasserverordnung in Bezug auf Spurenstoffe

o Novellierung des AbwAG mit dem Ziel der Verbesserung des Gewas-
serschutzes

e Novelle des BBodSchG

e Evaluation der Kldrschlammverordnung /AbfKIarVO und Priifung er-
ganzender wasserrechtlicher Anforderungen zur Nahrstoffriickgewin-
nung

e Zukunftsorientierte Anpassung der rechtlichen Rahmenbedingungen
zur Starkung resilienter Infrastrukturen (z.B. KRITIS-Dachgesetz, Vor-
sorge- und Sicherstellungsgesetze (insb. Wassersicherstellungsgesetz),
Wasserhaushaltsgesetz))

e Des Weiteren sind verschiedene Anpassungen im untergesetzlichen
Regelwerk erforderlich, z.B. RiStWag, RAS-Ew u.a.

58)

Weiterentwicklung der interkommunalen Zusammenarbeit

Die interkommunale Zusammenarbeit soll weiterentwickelt werden, um die
Leistungserfillung bei der Wasserver- und Abwasserentsorgung zu starken und
die Wirtschaftlichkeit dieser Daseinsvorsorgeleistungen in landlichen Regionen
dauerhaft zu sichern. Zu diesen Weiterentwicklungen gehoren die Verbesse-
rung der Rahmenbedingungen, z. B. durch Verstarkung der Beratung und Un-
terstiitzung von Kommunen, sowie das Ausschdpfen und das Bemihen um die

Kurzfristig
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Erweiterung der EU-rechtlichen Spielrdume. Dariiber hinaus soll interkommu-
nale Zusammenarbeit gezielt dort erleichtert werden, wo sie fir zukunftsfeste
und dauerhaft entgeltfinanzierte Strukturen eine Schlisselfunktion liberneh-
men kann (u.a. Prifung einer Startpramie/Anschubfinanzierung)..

59)

Personelle und organisatorische Starkung der Verwaltung

Eine gemeinsame bundesweite systematische Erhebung des Personalbedarfs,
einschlieRlich der benétigten Qualifikationen, in den Verwaltungen und
Fachamtern der Wasserwirtschaft* (Bund und Lander) soll die Grundlage fir
Personalgewinnungs- und -entwicklungskonzepte schaffen. Dabei sollen die
Anforderungen und Méglichkeiten der Digitalisierung der Wassertechnik
(Wasser 4.0) und der Wasserverwaltung berlicksichtigt werden. Dariiber hin-
aus soll auch gepriift werden, ob durch die Biindelung von Fachkompetenz
etwa durch die Schaffung von verwaltungsinternen Kompetenzzentren eine
Entlastung von lokalen Aufgaben erreicht werden kann.

Kurzfristig

60)

Auflage eines Bundesprogramms ,klimabezogene MaRnahmen in der Was-
serwirtschaft und Gewasserentwicklung”

Es soll im Rahmen des Aktionsprogramms Natdirlicher Klimaschutz ein ,Bunde-
sprogramm klimabezogene MaRnahmen in der Wasserwirtschaft und Gewas-
serentwicklung*“ aufgelegt werden. Soweit sich Bund und Lander auf eine L6-
sung fiir eine gemeinsame Finanzierung zur Klimavorsorge und Klimaanpas-
sung verstandigen sollten, sollten die Fordertatbestinde des Bundespro-
gramms dort einflieRen.

Kurzfristig

61)

Schaffung eines Rahmens fiir die Erhebung, Speicherung und Nutzung gewas-
serrelevanter Daten fiir Bund und Lander

Entwickelt wird ein rechtlicher und technischer Rahmen zum Datenmanage-
ment und die Verbesserung des Datenaustausches zwischen verschiedenen
Sektoren (u.a. zu Verbesserung der Prognosefahigkeit bei Hoch- und Niedrig-
wasser, Durre). Zudem wird die Entwicklung und Bereitstellung von webbasier-
ten Diensten fiir unterschiedliche Nutzergruppen verstarkt und der Wissens-
stand Uber die Gewasserqualitidten in Deutschland mit validierten Daten (,,di-
gitales Mapping“) ausgebaut.

Kurzfristig
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62)

Wasseraspekte im 6ffentlichen Beschaffungswesen starken

Die offentliche Beschaffung des Bundes soll an einer nachhaltigen Wassernut-
zung und am Gewasserschutz (z. B. WasserfuRabdruck, blauer Engel) ausge-
richtet werden.

A 72 ,Operationalisierung WasserfulRab-
druck”

Mittelfristig

lll. 8. Meeresgebiete (Nord- und Ostsee) intensiver vor stofflichen Eintragen vom Land schiitzen

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

63)

Grundlagen fiir eine starkere Reduktion von landseitigen Eintragen in die
Meeresgewadsser schaffen

Fir die Schnittstelle zwischen Binnen- und Meeresgewdssern (limnisch-marin)
sollen Orientierungswerte flir Gesamtphosphor, ausgewahlte Schadstoffe und
Kunststoffmall inkl. Mikroplastik ermittelt werden. Diese sind Grundlage fir
die Ableitung von MalRnahmen zur Reduzierung von Eintrdgen in die Meeres-
gewadsser aus den Flussgebieten, um den guten Umweltzustand der Meeresge-
wasser zu erreichen. Die Erkenntnisse sollen spéater in eine Novellierung der
Oberflachengewadsserverordnung einflielen. Ein Informations- und Datenaus-
tausch sowie eine Abstimmung von Orientierungswerten in den internationa-
len Flussgebietskommissionen sowie zwischen diesen und den regionalen
Meeresschutzkommissionen ist ebenso anzustreben wie eine harmonisierte
Vorgehensweise auf EU-Ebene.

Kurzfristig

[1l. 9. Bewusstsein fiir die Ressource Wasser starken

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

64)

Kommunikationsstrategie ,,Wasser*

Konzeption und Umsetzung einer auf 10 Jahre angelegten Kommunikations-
strategie zum Thema Wasser, die durch unterschiedliche, zielgruppenspezifi-
sche Informations- und KommunikationsmaRnahmen operationalisiert wird.
Zielgruppen fir die verschiedenen MaRnahmen sind Kinder/Jugendliche, Er-
wachsene, Landwirte, Fischer und Gewerbetreibende sowie Multiplikatoren
und Fachleute vor Ort. Die einzelnen Informations- und Kommunikations-

Kurzfristig
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malnahmen werden z. B. darauf ausgerichtet, die gesellschaftliche Akzep-
tanz eines nachhaltigen Umgangs mit der Ressource Wasser und den Gewas-
sern u.a. zur Anpassung an die Folgen der Klimakrise und des Klimaschutz so-
wie die Wertschatzung der wasserwirtschaftlichen Dienstleistungen zu star-
ken, einen Beitrag zur Risikokommunikation (Uberflutung, Hochwasser,
Dirre, Schadstoffeintrage, Trinkwasserhygiene) zu leisten, die Eigenvorsorge
(Schutz vor Naturgefahren, nachhaltiger Umgang mit Chemikalien) zu unter-
stlitzen und die Bildung im Bereich des Gewdsserschutzes zu fordern. Als Teil
der Kommunikationsstrategie ist die Auslobung einer Wasserauszeichnung
(Sustainable Water Award) fir Unternehmen (Industrie, Handwerk, Landwirt-
schaft, Gartenbaubetriebe, etc.), die auf Basis eines Wettbewerbs fiir innova-
tiven Ansatze und Verfahren fiir einen sparsamen und besonders schonenden
Umgang mit Wasser vergeben werden soll. Bis Ende 2028 sollen die Informa-
tions- und KommunikationsmaRnahmen auch der Umsetzung der Wasserde-
kade der Vereinten Nationen dienen.

65)

Schulungsprogramm fiir kommunale Entscheidungstrager*innen
Etablierung von Schulungs- und Weiterbildungsangeboten fir kommunale
Entscheidungstrager*innen (Kommunalpolitik, Verwaltung). Die Schulungen
sollen Planungsaspekte ebenso wie 6kologische und technische Punkte um-
fassen. Da ein groRRer Teil der wasserwirtschaftlichen und gewdsserschutzbe-
zogenen Entscheidungen auf kommunaler Ebene erfolgen, sollen diese Ziel-
gruppe die Zusammenhange der Wasserwirtschaft sowie Risiken umfassend
kennen und verstehen lernen. Wenn die eigenen Handlungsspielrdume be-
kannt sind, kdnnen diese starker in die Entscheidungsprozesse eingebunden
und beriicksichtigt werden.

A 68 ,Netzwerk Erlebnis und Lernorte”

Kurzfristig

66)

Bildungs und Beratungsangebote fiir Fach- und Fiihrungskrafte der Land-
und Forstwirtschaft - mit wasserrelevanten Themen ergdnzen

Gemeinsame Bedarfsfeststellung, Konzeption und Realisierung von Bildungs-
und Beratungsangeboten zu wasserrelevanten Themen durch Fachleute der
Wasserwirtschaft, Land- und Forstwirtschaft sowie des Naturschutzes von
Bund (BLE mit BZL und BZfE, UBA, BfN), der einschldgigen Berufs- und Fach-

A 16 ,,Dialog Land- und Wasserwirtschaft”
A 17 ,,Praxishilfe fur gewadsserschonende Land-
nutzung”

Kurzfristig
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verbande und Landern mit dem Ziel, eine gewasserschonende und multifunk-
tionale Bewirtschaftung der land- und forstwirtschaftlichen Flachen zu etab-
lieren.

67)

Bildungs- und Beratungsangebote fiir Mitarbeitende in medizinischen, pfle-
genden und pharmazeutischen Berufen.

Gemeinsame Konzeption und Realisierung von Bildungs- und Beratungsange-
boten zu wasserrelevanten Themen durch Fachleute der Wasserwirtschaft
und des Gesundheitswesens sowie der einschldgigen Berufs- und Fachver-
bande.

Kurzfristig

68)

Qualifizierung der Gewasserunterhalter zur Entwicklung einer Kultur der in-
tegrierenden Gewadsserunterhaltung

Gewadsserunterhaltung verursacht zwangslaufig Eingriffe in den Lebensraum
Wasser und die vom Wasser beeinflussten Lebensraume. Je nach Eingriffsin-
tensitat, Dauer und Zeitpunkt werden dadurch 6kologische Entwicklungen
unterbrochen, konterkariert, gefordert oder behindert. Gleichzeitig konnen
MaBnahmen der Gewadsserunterhaltung gezielt die Belange des Natur- und
Gewasserschutz z.B. Minderung von Stoffeintragen von benachbarten Fla-
chen, Steigerung des Selbstreinigungspotentials unterstitzen. Mit einer qua-
lifizierenden Aus- und Weiterbildung die zur zertifzierten Abschliissen fiihren
sollten, soll weiter auf eine 6kologisch ausgerichtete Gewdsserunterhaltung
hingewirkt werden, die den Ausgleich zwischen den wasserwirtschaftlichen
Interessen und den Belangen der Land- und Forstwirtschaft, der Fischerei und
Aquakultur, des Naturschutzes und den verkehrlichen Anforderungen an
BundeswasserstralRen integriert.

Bezug zu Gesamtkapitel Il. 3 ,Nachhaltige Ge-
wasserbewirtschaftung weiterentwickeln”

A 21 ,Flachenbedarfe fiir Auenentwicklung und
Gewasserentwicklungskorridore ermitteln und
planerisch verankern®

A 22 ,Integrationsfahigkeit wasserwirtschaftli-
cher Planungen”

Mittelfristig

69)

Aufbau eines Netzwerks von Erlebnis- und Lernorten mit Schwerpunkt Was-
serthemen

Im Rahmen eines Projektes in Kooperation mit potenziellen Netzwerk-
partner*innen und den Landern wird ein Konzept fiir den Aufbau eines bun-
desweiten Netzwerks von Bildungs- und Ausstellungseinrichtungen, Erlebnis-
und Lernorten mit dem Schwerpunkt Wasser entwickelt und abgestimmt. In
einem zweiten Schritt soll die Umsetzung des Konzeptes durch Schaffung ei-
ner Geschéftsstelle gefordert werden. Die Mitglieder des Netzwerks vermit-

A 64 ,,Kommunikationskonzepte Wasser”

A 65 ,,Schulungsprogramm fiir Kommunalpoli-
tik”

A 66 ,,Bildungs- und Beratungsangebote fir
Land- und Forstwirtschaft.”

Kurzfristig
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teln vom Vorschulalter bis ins Erwachsenenalter wasserbezogene Allgemein-
bildung und fordern durch Information und Beratung die Attraktivitat der sek-
torenspezifischen Berufsbilder zur Nachwuchsgewinnung. Das Netzwerk be-
rat auch bei Erstellung von Bildungsangeboten. Dort, wo sich bei den beste-
henden Angeboten sowohl inhaltlich als auch geografisch Liicken zeigen, sol-
len neue Angebote geschaffen werden.

70)

Nutzung von Citizen Science fiir ergdnzendes Monitoring
Entwicklung und Umsetzung von Projekten und Instrumenten der Birgerwis-
senschaften (Citizen Science) sowie entsprechender Kapazitdtsaufbau als
neue Moglichkeit zur Beteiligung der Bevolkerung am Gewadsserschutz und
zur Ergénzung des amtlichen Monitorings. Damit soll die Auseinandersetzung
der Bevolkerung mit Gewasserthemen gefordert werden.

A 64 ,,Kommunikationskonzept Wasser*
A 69, Netzwerk Erlebnis- und Lernorte”

Kurzfristig

71)

Schaffung eines Forschungs- und Demonstrationsfelds fiir innovative Was-
ser- und Abwassertechnik

Ziel ist der Aufbau eines auf Dauer angelegten Demonstrationsstandorts fur
innovative Wasser- und Abwassertechnik unter Praxisbedingungen und in-
tensiver wissenschaftlicher Begleitung und in Kombination mit einem Schu-
lungszentrum fir die Aus- und Weiterbildung. Das Forschungs- und De-
monstrationsfeld soll eine Plattform fir Start-ups und wissenschaftliche Ko-
operationen zur Uberfiihrung innovativer Entwicklungen in die praktische
Anwendung schaffen. Die Aus- und Weiterbildung auch auslandischer Fach-
leute soll Gber innovative Konzepte international verbreitet und damit auch
eine wichtige Voraussetzung fiir kiinftige Kooperationen und Exporte ge-
schaffen werden.

Bezug zu Kapitel Ill. 5 ,Wasserinfrastrukturen
weiterentwickeln”

Kurzfristig

72)

Operationalisierung WasserfuBabdruck und Information zum WasserfuBab-
druck fiir Konsument*innen

Die Weiterentwicklung des WasserfuRabdruck-Konzepts erfolgt mit dem Ziel,
nationale Ressourcenindikatoren unter Beriicksichtigung von Lieferketten
zum WasserfuBabdruck abzuleiten und produktbezogene Daten zum Wasser-
einsatz (differenziert nach griinem/ blauem/ grauem Wasser bzw. wasser-
knappheitsgewichtet) fiir relevante Produkte und Dienstleistungen als ein-
heitliche Kennzeichnung bereitzustellen.

A 64 ,,Kommunikationskonzept Wasser*
A 73 ,Wasserthemen in Schulbildung starken”

Kurzfristig
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Diese Informationen werden so aufbereitet, dass der Sensibilisierung der
breiten Offentlichkeit dienen und als Orientierung fiir Konsumentscheidun-
gen genutzt werden kénnen, z.B. individuelle Berechnungen des WasserfuR-
abdrucks* fur ausgewahlte Produkte. Weiterhin werden gezielte Informatio-
nen flr Schulen und Konsument*innen sowie fiir besondere Nutzergruppen,
wie Hotels, Restaurants oder die 6ffentliche Beschaffung zur Verfligung ge-
stellt.

73)

Wasserthemen in der Schulbildung starken

Das Thema Wasser gehort bereits heute zu den Inhalten der schulischen Bil-
dung. Durch eine Liickenanalyse in Lehrplanen soll ermittelt werden, welche
wasserbezogenen Themen im Unterricht verstarkt werden sollten (z.B. Was-
serfullabdruck, Spurenstoffe, richtiger Umgang mit Trinkwasser). Zu den
identifizierten Themen sollen Unterrichtseinheiten, Lehr- und Lernformate,
Bildungsangebote sowie Materialien entwickelt werden Diese werden den
Schulen und anderen Bildungseinrichtungen zur Verfiigung gestellt. Schulen
sollen Zugang zum Netzwerk ,,Erlebnis und Lernorte” erhalten.

A 70 ,Nutzung von Citizen Science fiir ergan-
zendes Monitoring “
A 72 ,Operationalisierung WasserfuBabdruck”

Kurzfristig konti-
nuierlich fortfih-
rend

74)

Wasseraspekte in die Nachhaltigkeitsberichterstattung von Unternehmen
erganzen

a) Einbeziehung von Wasseraspekten in die Nachhaltigkeitsberichterstat-
tung von Unternehmen im Zuge der Uberarbeitung der EU-Vorgaben
fir die Nachhaltigkeitsbericht-erstattung und Entwicklung von Metho-
den zur Abschatzung von Wasserrisiken fiir Unternehmen sowie zur
Messung der Auswirkungen unternehmerischer Aktivitaten auf u. a.
Gewasser, mit dem Ziel eines transparenten Umgang mit der Res-
source Wasser sowie einer verbesserten Information von Finanzmarkt-
akteuren fir deren Investitionsentscheidungen (Deutsche Sustainable
Finance-Strategie).

b) Die Nachhaltigkeitsberichterstattung von kommunalen Unternehmen
soll um Informationen Uber die Wassernutzung, deren Auswirkungen
und wasserrelevanten Risiken ergdnzt werden. Dies sollte im Zuge der
Uberarbeitung der EU-Vorgaben fiir die Nachhaltigkeits-berichterstat-
tung geschehen. Notwendig ist die Entwicklung von Methoden fir

A 72 ,Operationalisierung WasserfuRabdruck”

Kurzfristig

106



Nationale Wasserstrategie

kommunale Unternehmen zur Abschatzung von Wasserrisiken zur Stei-
gerung Transparenz im Umgang mit der Ressource Wasser und zur Ab-
schatzung von Auswirkungen auf die Gewasser. Die verbesserte Infor-
mation dient den kommunalen Unternehmen und der Kommunalpoli-
tik bei deren Investitionsentscheidungen.

lll. 10. Gemeinsam die globalen Wasserressourcen nachhaltig schiitzen

Nummer

Aktion

Verkniipfung

Beginn

75)

Zusammenarbeit bei der internationalen Umsetzung eines nachhaltigen
Wasserressourcenmanagements

Deutschland unterstitzt die Etablierung von Strukturen und Kapazitaten zur
kontinuierlichen Erhebung und Nutzung hydrologischer und meteorologischer
Daten in Partnerlandern, berat diese und mandatierte zwischenstaatliche Or-
ganisationen bei der grenziiberschreitenden Zusammenarbeit in Einzugsgebie-
ten, beim gemeinsamen Datenmanagement und bei WissenstransfermaRnah-
men sowie bei der kooperativen Anwendung von Planungs- und Finanzierungs-
mechanismen. Deutschland unterstiitzt Regierungen und andere relevante
zwischenstaatliche, staatliche und nicht-staatliche Akteure beim Aufbau not-
wendiger Rahmenbedingungen und bei der Umsetzung ressourceneffizienter
Wassernutzung, nachhaltiger Wasserdienstleistungen fiir alle (insbesondere
vulnerabler Gruppen), sowie eines integriertem Wassermanagements, das
Klima- und Okosystembelange, nachhaltige Landnutzung, wirtschaftliche Ent-
wicklung, regionale Integration, Wasser als Friedensressource und mogliche
Nutzungskonflikte beriicksichtigt. Deutschland setzt sich zudem fiir entspre-
chende multilaterale Initiativen ein.

Kurzfristig
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76)

Stirkung der multilateralen Mechanismen zur Erreichung der wasser-rele-
vanten Ziele der 2030-Agenda

Deutschland engagiert sich im strategischen Dialog mit den EU- und weiteren
VN-Mitgliedstaaten fir die Schaffung eines zwischenstaatlichen Mechanismus
im Rahmen der Vereinten Nationen, der einen regelmaRigen Austausch zur
Umsetzung der wasserrelevanten Ziele der Agenda 2030- und auch kiinftiger
globaler Ziele ermoglicht. AuRerdem setzt sich Deutschland fiir eine Starkung
des Mandats und der Funktionsweise von UN-Water als Koordinierungsmecha-
nismus zwischen den im Wasserbereich tatigen VN-Organisationen und -Pro-
grammen ein. Deutschland unterstiitzt eine koharente und synergetische Her-
angehensweise der VN an die Agenda 2030 und Nachfolgezielsetzungen mit
anderen wasserrelevanten internationalen Ubereinkommen, wie beispiels-
weise des Pariser Klimaabkommens oder der Biodiversitdatskonvention.

Kurzfristig

77)

Unterstiitzung bei der Vermeidung von Wasserverschmutzung und Ubernut-
zung sowie dem Schutz und der Wiederherstellung wasserbasierter Okosys-
teme

Deutschland engagiert sich in bi- und multilateralen Initiativen flr die regelma-
Bige Erstellung einer Bewertung des Zustands der globalen Frischwasserres-
sourcen (Global Water Quality Assessment) und fiir die Etablierung von was-
serqualitats- und wasserquantitatsbezogenen Datenprodukten und -dienstleis-
tungen fur VN-Mitgliedstaaten. Deutschland unterstitzt die Schaffung wissen-
schaftlicher Erkenntnisse sowie konkreter Anwendungsinstrumente des Was-
serressourcenmanagements, die die Wechselwirkungen zwischen Wasserres-
sourcen, terrestrischen Okosystemen, inklusive nachhaltiger Landnutzung, und
menschlicher Nutzung fiir die Wasser- und Sanitadrversorgung sowie in Indust-
rie, Gewerbe, Energieerzeugung und Transportwesen berlcksichtigen. Part-
nerregierungen von Schwellen- und Entwicklungslandern werden bei der
Schaffung und Umsetzung von Regulierungen zum Schutz von Gewadssern, zur
Einbindung von und Zusammenarbeit mit Industrie und Gewerbe z.B. im Ste-
wardship-Ansatz sowie zur Anwendung der Besten Verfligbaren Technologien
(BVT) des urbanen Sanitdr- und industriellen Abwassermanagements unter-
stlitzt. Der internationale Austausch zwischen Administrationen, Wirtschaft

Kurzfristig
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und Wissenschaft zur Erreichung von SDG 6 und bei der Anwendung neuer um-
welt- und klimafreundlicher Technologien wird geférdert.

78)

Unterstiitzung bei der Verwirklichung der Menschenrechte auf Wasser- und
Sanitarversorgung

Deutschland engagiert sich in Kontexten der Entwicklungszusammenarbeit,
der Ubergangshilfe und der Humanitiren Hilfe auf abgestimmte Weise, auf bi-
und multilateraler Ebene und auch in Zusammenarbeit mit zivilgesellschaftli-
chen Akteuren fir die Verbesserung des Zuganges zu Trinkwasser-, Sanitar-
und Hygieneversorgung. Dabei werden entsprechend des Ubergeordneten
Prinzips der Agenda 2030 ,Niemanden zuriicklassen” (Leave no one behind -
LNOB) besonders arme und vulnerable Bevolkerungsgruppen bertcksichtigt.
Hierzu wird Wasser/Abwasser in der Férderung von kommunalen Partner-
schaften als wichtiges Thema beriicksichtigt und das Potential von Betreiber-
partnerschaften im Rahmen der Entwicklungszusammenarbeit systematisch
genutzt.
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Glossar?®
Begriff Erlduterung
Anpassung Initiativen und MaRRnahmen, die darauf abzielen, die Empfindlichkeit natlrlicher und menschli-

cher Systeme gegeniber tatsachlichen oder erwarteten Auswirkungen (aufgrund veranderter
Rahmenbedingungen der Gesetzgebung, der Gesellschaft oder des Klimas, veralteter Strukturen
oder Technologien) zu verringern. Es kdnnen verschiedene Arten von Anpassungen unterschie-
den werden, darunter vorausschauende und reaktive, private und 6ffentliche, autonome und
geplante MaRnahmen. 26

Anreize Das Bindeglied zwischen Motiven (im Sinne von Bedurfnissen) und Motivation, das Verhalten be-
einflussend. Offentliche finanzielle Anreize zur Férderung der nachhaltigen* Wassernutzungen#
konnen Abgaben, Steuern und Forderprogramme umfassen; hinzu kommen andere — nicht fi-
nanzielle — Arten der Anreize wie z. B. die 6ffentliche Anerkennung von Handlungen, etwa durch
Preisverleihungen..?’

Bewirtschaftung Nachhaltige und wertschopfende Verwaltung und Nutzung von Ressourcen nach dem Sparsam-
keitsgrundsatz.
Wasserbezogene Bedeutung: Bewirtschaftung aller kiinstlichen und natirlichen Wasser-
(teil-)kreislaufe unter Beachtung von drei wesentlichen Zielsetzungen: dem langfristigen Schutz
von Wasser als Lebensraum bzw. als zentrales Element von Lebensraumen; der Sicherung von
Wasser in seinen verschiedenen Facetten als Ressource fiir die jetzige wie fur nachfolgende Ge-
nerationen; der ErschlieBung von Optionen fiir eine dauerhafte, naturvertragliche wirtschaftli-
che und soziale Entwicklung. 28

Daseinsvorsorge Die Sicherung des allgemeinen, 6ffentlichen Zugangs zu existenziellen Gitern und Leistungen
entsprechend der Bediirfnisse der Blirger*innen, orientiert an definierten qualitativen Standards
und zu sozial vertraglichen Preisen. Welche Giiter und Leistungen als existenziell notwendig an-
zusehen sind, ist durch die politische Ebene zeitbezogen zu ermitteln..?®

Flachenverbrauch Taglicher Anstieg der Siedlungs- und Verkehrsflache in Hektar (Indikator 11.1a der Deutschen
Nachhaltigkeitsstrategie), der jahrlich durch das Statistische Bundesamt in seiner Flachenstatistik
ausgewiesen wird,

Effizienz Rationeller Umgang mit Ressourcen, mit einem integralen und medienibergreifenden” Ansatz,
der nicht nur auf einzelne Ressourcen schaut.
Eintragspfad Es werden punktuelle und diffuse Eintragspfade unterschieden. Punktuelle Eintragspfade: Klar-

anlagen, industrielle Direkteinleiter, andere Direkteinleiter, z. B. Bergbau.

Diffuse Eintragspfade: Erosion, Oberflachenabfluss von befestigten und nicht befestigten Fla-
chen, Drainagen, Mischwasseriberlaufe und Regenwasserkanale, nicht angeschlossene Haus-
halte, Grundwasser, atmosphérische Deposition. 3°

Gewadsserentwicklung Die naturnahe* Wiederherstellung von Gewissern als funktionsfahige und intakte Okosysteme,
die Berucksichtigung der Auen als nattrliche Retentionsflachen und der damit verbundenen Um-
setzung eines zukunftsweisenden Hochwasserschutzes sowie der Integration weiterer Belange
des Allgemeinwohls, wie unterschiedliche Nutzungen, Naturschutz, Freizeit, Erholung und die
Asthetik der Gewasserlandschaften. 3!

Gewadsserunterhaltung Die Pflege und Entwicklung von Gewassern mit dem Ziel der Erhaltung und Verbesserung der
wasserwirtschaftlichen und naturrdumlichen Funktion wie auch der Schiffbarkeit. Sie ist durch
das Wasserhaushaltsgesetz und die Landeswassergesetze geregelt. Die Gewasserunterhaltung
muss sich an den Bewirtschaftungszielen der EU-WRRL (siehe §§ 27 bis 31 WHG) ausrichten und
darf die Erreichung dieser Ziele nicht gefahrden. 3

Keim Allgemein verwendeter Sammelbegriff fiir Krankheitserreger, der bei Menschen eine Infektion
oder {ibertragbare Krankheit verursachen kann. Dies kénnen zelluldre und subzelluldre Ubertra-
ger, wie Viren, Viroide, Bakterien, Parasiten, Pilze, Protisten oder andere libertragbare Organis-
men sein. 33

%5 Die mit # gekennzeichneten Begriffe in diesem Dokument sind im Glossar erliutert.

26 Nach: IPCC (2007): Klima3nderung 2007. Synthesebericht, https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/a (27.04.2021).

27 https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/anreiz-29046.

28 Zusammengefligt aus: UBA (2018): Nachhaltige Wasserwirtschaft, https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirt-
schaften/nachhaltige-wasserwirtschaft#textpart-1 (02.06.2020); und Educalingo: Bewirtschaftung, https://educalingo.com/de/dic-de/be-
wirtschaftung (27.04.2021).

29 Gabler Wirtschaftslexikon: Daseinsvorsorge, https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/daseinsvorsorge-28469 (27.04.2021).

30 https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/fluesse/nutzung-belastungen/stoffeintraege-in-gewaesser#stoffeintrage-deutsch-
landweit-quantifizieren-modellieren.

31 LAWA (2006). Leitlinien zur Gewasserentwicklung — Ziele und Strategien, https://www.umweltministerkonferenz.de/
umlbeschluesse/umlaufBericht2006 30.pdf (27.04.2021).

32 Angelehnt an: §39, WHG.

33 Zusammengefligt aus: Infektionsschutzgesetz Bundesrepublik Deutschland, vertreten durch die Bundesministerin der Justiz und fir Ver-
braucherschutz (Hrsg.): Gesetze im Internet, https://www.gesetze-im-internet.de/ifsg (27.04.2021); und: Lexikon der Biologie (Spektrum:
Keim. Lexikon der Biologie, https://www.spektrum.de/lexikon/biologie/keim/35714 (02.06.2020)).
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Landschaftsgegebenheiten = Charakteristika von Naturraum oder Landschaft, bspw. Relief, Klima, Geologie, Bodenbeschaf-
fenheit oder Landnutzung.

Medieniibergreifend Integrative Betrachtungsweise (iber verschiedene Medien hinweg, hier z. B. der Umweltmedien
Wasser, Klima, Luft und Boden.
Multi-Barrieren-Prinzip Auch Mehrbarrierensystem oder Multi-Barrieren-Konzept genannt; ist ein in der Umwelttechnik

angewendetes Prinzip, bei dem mehrere, nacheinander gestaffelte Barrieren Sicherheit fiir die
jeweils definierten Schutzguter gewéhrleisten sollen. 34

Nachhaltigkeit Mit Blick auf die Gesellschaft bedeutet Nachhaltigkeit, dass jede Generation ihre Aufgaben selbst
16st und sie nicht den nachkommenden Generationen aufbiirdet. 3> Dies beinhaltet, dass:

® erneuerbare Ressourcen wie z. B. Wasser, Walder oder die Fischbestdnde so genutzt
werden, dass die Entnahme nicht groBer als die Regeneration des Bestands ist;

® nicht erneuerbare Ressourcen wie Mineralien oder Erdol nur in dem Male ausge-
beutet werden, wie Ersatz (bspw. durch erneuerbare Alternativen) geschaffen wird;

e Luft, Wasser und Boden nicht mehr mit Schadstoffen belastet werden, als diese
durch ihre Selbstreinigungskapazitét verarbeiten konnen. 3

AnschlieBend an den Brundtland-Bericht der Weltkommission fiir Umwelt und Entwicklung der
Vereinten Nationen beschrieb die Enquete-Kommission des Deutschen Bundestages , Schutz des
Menschen und der Umwelt” Nachhaltigkeit als die Konzeption einer dauerhaft zukunftsfahigen
Entwicklung der 6konomischen, ékologischen und sozialen Dimension menschlicher Existenz. 37
Seit 2016 und mit einer Laufzeit von 15 Jahren (bis 2030) stellt die Agenda 2030 mit ihren 17 Zie-
len fiir nachhaltige Entwicklung (SDGs) die politischen Zielsetzungen der Vereinten Nationen, die
der Sicherung einer nachhaltigen Entwicklung auf 6konomischer, sozialer sowie dkologischer
Ebene dienen sollen. 38

Naturbasierte Losungen Naturbasierte Lésungen sind MaBnahmen, die von der Natur inspiriert und unterstitzt werden,
kostengiinstig sind, gleichzeitig 6kologische, soziale und wirtschaftliche Vorteile bieten und zur
Starkung der Widerstandsfahigkeit (Resilienz) von Okosystemen beitragen. Naturbasierte Lésun-
gen kommen der biologischen Vielfalt zugute und unterstiitzen die Bereitstellung einer Reihe
von Okosystemleistungen. 3

Naturnah (Zustand) GemaR den Definitionen §6 WHG ist der naturnahe Zustand nicht mit dem nattrlichen Zustand
gleichzusetzen und wird in §6 (2) unterschieden: ,,Gewasser, die sich in einem natiirlichen oder
naturnahen Zustand befinden, sollen in diesem Zustand erhalten bleiben ...“ Weiterhin wird
festgelegt, dass nicht naturnah” ausgebaute natiirlich Gewdsser wieder in einen naturnahen Zu-
stand zurilickgefiihrt werden sollen, wenn tiberwiegende Griinde zum Wohl der Allgemeinheit
dem nicht entgegenstehen. Dabei besteht neben dem Wohl der Allgemeinheit ein hoher Stellen-
wert des Schutzes der Gewasser als Bestandteil des Naturhaushalts, der als erster Bewirtschaf-
tungsgrundsatz genannt wird..4°

Naturnahe Verfahren (der  Dies sind Aufbereitungsverfahren, die natirliche Prozesse (physikalisch, biologisch, chemisch)

Trinkwasseraufbereitung) flr die Trinkwasseraufbereitung nutzen und ohne Zusatz von Chemikalien auskommen. Dazu ge-
horen z. B. Uferfiltration, kiinstliche Grundwasseranreicherung und Langsamsandfiltration.

Okosystemleistung »Leistungen”, ,,Nutzenstiftungen” oder ,Vorteile“, die Menschen von den 6kologischen Syste-
men beziehen. Beispiele fiir Okosystemleistungen sind die Bereitstellung von nutzbarem Bewds-
serungs- und Trinkwasser durch naturliche Filtration von Niederschlag, von Heil- und Mineral-
wasser, die Reproduktion von Fischpopulationen als Nahrungsmittel oder die Bereitstellung ei-
ner ansprechenden Umwelt fir Freizeit, Erholung und &dsthetische Erbauung. In Abgrenzung zur

34 https://www.dvgw.de/medien/dvgw/wasser/management/1011castell_multibarriere.pdf (27.04.2021).

35 Nach: Bundesregierung (2013): Die nationale Nachhaltigkeitsstrategie, https://www.umweltbundesamt.de/service/glossar/n
(27.04.2021).

36 Wissenschaftsforderung der Sparkassenorganisation e. V. (1996): Wissenschaft fiir die Praxis. Abteilung 3, Band 10, S. 25.

37 Wikipedia (2020): Drei-Siulen-Modell (Nachhaltigkeit), https://de.wikipedia.org/wiki/Drei-S%C3%A4ulen-Modell (Nachhaltigkeit)
(02.06.2020); zitierend: Abschlussbericht der Enquete-Kommission ,,Schutz des Menschen und der Umwelt — Ziele und Rahmenbedingungen
einer nachhaltig zukunftsvertraglichen Entwicklung”, Deutscher Bundestag: Drucksache 13/11200 vom 26.06.1998, S. 218.

3%  Wikipedia (2020): Ziele fir nachhaltige Entwicklung, https://de.wikipedia.org/wiki/Ziele f%C3%BCr nachhaltige Entwicklung
(02.06.2020); zitierend: Rio+20 Ergebnisdokument ,The future we want” (A/RES/66/288).

39 EU-Kommission (2021): Nature-based solutions, https://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/research-area/environment/nature-
based-solutions en  (27.04.2021). EU-Kommission  (2021): Nature-based solutions, https://ec.europa.eu/info/research-and-
innovation/research-area/environment/nature-based-solutions enhttps://ec.europa.eu/info/research-and-innovation/research-
area/environment/nature-based-solutions _en (27.04.2021).

40 SZDK/Schenk (2019): 53. EL August 2019, WHG § 6 Rn. 9, 10.
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Okosystemfunktion entsteht der Begriff Okosystemleistung aus einer anthropozentrischen Per-
spektive und ist an einen Nutzen des Okosystems fiir den Menschen gebunden. 4! Als Okosys-
temfunktionen werden die hinter den Okosystemleistungen stehenden 6kosystemaren Prozesse
bezeichnet. *

Partikel Im Wasser enthaltene Stoffe, die sich unter Verwendung teilweise normierter Analyseverfahren
aus dem Wasser absetzen oder filtrieren lassen. Je nach Analyseverfahren kann man diese nach
Herkunft und GroRe unterscheiden (z. B. Bodenpartikel, d.h. Mineralien oder organische Stoffe,
Makroplastikpartikel, Mikroplastikpartikel, Nanopartikel).

Risiko Das Risiko bezeichnet die Kombination von Eintrittswahrscheinlichkeit und SchadensausmaR. 3

»Safe by design“ ,Safe by design” umfasst die sichere Entwicklung von Produkten, Materialien und Prozessen
ohne Risiken fiir Mensch und Umwelt. Dies wird erreicht, indem die Sicherheit bei jeder Produkt-
und Prozessentwicklung bercksichtigt wird.

Stoff Chemisches Element und seine Verbindungen in natiirlicher Form oder gewonnen durch ein Her-
stellungsverfahren, einschlieBlich aktiver Abbauprodukte (relevante Metaboliten), der zur Wah-
rung seiner Stabilitat notwendigen Zusatzstoffe (Begleit- und Tragerstoffe) und der durch das an-
gewandte Verfahren sowie kombinierte und wiederholte Anwendungen bedingten Verunreini-
gungen (mit Ausnahme von Losungsmitteln), die von dem Stoff ohne Beeintrachtigung seiner
Stabilitdt und ohne Anderung seiner Zusammensetzung abgetrennt werden kénnen. 44

Stoffeintrag Eintrag von Nahr-, Schad- und Spurenstoffen lber unterschiedliche Eintrags-* und Transport-
pfade in die Oberflachengewasser, das Grundwasser und die Meere.
Stoffgruppe Stoffgruppen enthalten Stoffe mit dhnlichen stofflichen oder strukturellen Eigenschaften:

®  Gruppe von Stoffen mit dhnlichen Eigenschaften, wie bspw. persistente, toxische, bioak-
kumulierende oder endokrine Stoffe;

® Gruppe von Stoffen, die sich strukturell hnlich sind (mit &hnlichem molekularem Auf-
bau). Sie haben bestimmte, gleiche Unterstrukturen, z. B. sog. funktionelle Gruppen. Ein
Beispiel flir eine Gruppe von dhnlichen Stoffen sind die Polyzyklischen Aromatischen
Kohlenwasserstoffe. %

Synergie Das Zusammenwirken verschiedener Krafte (Sektoren) zu einer Gesamtleistung. Haufig wird er-
wartet, dass diese Gesamtleistung hoher liegt als die Summe der Einzelleistungen. Synergie tritt
v. a. bei komplexen Themen oder Problemen auf, wenn mehrere Personen (Fachdisziplinen), die
Uber heterogene Informationen verfligen, an diesen Themen arbeiten.

Behindert wird Synergie durch Beziehungsspannungen zwischen den Gruppenmitgliedern,
durch Konformitat und durch eine zu groRe Zahl von Gruppenmitgliedern. .4

Vernetzte Infrastrukturen Strukturell oder funktionell verbundene Einrichtungen und Anlagen materieller Art. Die Vernet-
zung kann gewisse Risiken oder Schwachen der Infrastrukturen mindern (z. B. digitale Kontrol-
len, kombinierte Trinkwasserversorgungssysteme), aber auch zu zusatzlichen Risiken flihren
(z. B. bei Energieausfall oder bei der Verbreitung von Krankheitserregern oder invasiven Arten in
Okosystemen).

Verursacherprinzip Im Bereich des Umweltrechts stellt das Verursacherprinzip einen Grundsatz des Umweltschutzes
dar, wonach Kosten fiir Vermeidung, Beseitigung oder Ausgleich von Umweltbelastungen vom
Verursacher getragen werden miissen. 4’

VorsorgemaR Das VorsorgemaR beeinflusst die Hohe von Kistenschutzinfrastrukturen im Vergleich zum mitt-
leren Tidehochwasser. Mit Blick auf die Klimakrise und den damit einhergehenden Meeresspie-
gelanstieg wird ein erhohtes VorsorgemaR an der deutschen Nord- und Ostseekiste einen siche-
ren Kiistenschutz gewdhrleisten. 48

41 BfN (2015): Gewasser und Auen — Nutzen fir die Gesellschaft, https://www.bfn.de/fileadmin/BfN/wasser/Dokumente/BR-gepr-Ge-
sell Nutz Gewaes Auen barrirefre.pdf (02.06.2020).

42 Angelehnt an: Biologie-Seite (2020): Okosystemdienstleistung, https://www.biologie-seite.de/Biologie/%C3%96kosystemdienstleistung
(27.04.2021).

43 Angelehnt an: Glossar Spurenstoffdialog des Bundes; Ergebnispapier Phase 2 (2019).

4 Sonderforschungsgruppe Institutionenanalyse — sofia (2007): Glossar — Zusammenstellung der wesentlichen Begriffe im REACh-System,
https://www.reach-helpdesk.info/fileadmin/reach/dokumente/REACHGIossar.pdf (27.04.2021).

45> UBA (2015): Stoffgruppen,https://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/chemikalien-reach/stoffgruppen (27.04.2021). UBA
(2015): Stoffgruppen,https://www.umweltbundesamt.de/themen/chemikalien/chemikalien-reach/stoffgruppen (27.04.2021).

46 Gabler Wirtschaftslexikon: Synergie, https://wirtschaftslexikon.gabler.de/definition/synergie-47512 (02.06.2020), verandert.

47 Zusammengefligt aus: Glossar Spurenstoffdialog des Bundes; Ergebnispapier Phase 2 (2019); und: Emde & Emde (1996): Umweltorien-
tiertes Handeln in Kreditinstituten. Hrsg. Dt. Sparkassenverband. Wissenschaft fiir die Praxis, Bd. 10, S. 24.

48 Vgl. Ministerium fur Energiewende, Klimaschutz, Umwelt und Natur des Landes Schleswig-Holstein, ,Generalplan Kistenschutz des Lan-
des Schleswig-Holstein — Fortschreibung 2022, Kapitel 2.2 ,,Anpassung an den Klimawandel”, S. 21 ff., abrufbar unter: https://www.schles-
wig-holstein.de/DE/fachinhalte/K/kuestenschutz/generalplanKuestenschutz.html; Niedersichsischer Landesbetrieb fiir Wasserwirtschaft,
Kusten- und Naturschutz (NLWKN), ,,Klimawandel: NLWKN sieht Kuistenschutzstrategie des Landes durch IPCC-Bericht bestatigt”, abrufbar
unter: https://www.nlwkn.niedersachsen.de/startseite/aktuelles/presse und offentlichkeitsarbeit/pressemitteilungen/klimawandel-
nlwkn-sieht-kustenschutzstrategie-des-landes-durch-ipcc-bericht-bestatigt-203257.html; NLWKN, ,Klimawandel und Kiistenschutz: Ein
entscheidender Meter mehr”, abrufbar unter: https://www.nlwkn.niedersachsen.de/jb2021/Niedersaechsischer Klimadeich/klimawandel-
und-kustenschutz-ein-entscheidender-meter-mehr-niedersachsischer-klimadeich-und-verdopplung-des-vorsorgemasses-201169.html
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Vorsorgeprinzip Das Vorsorgeprinzip verpflichtet Gber die Gefahrenabwehr hinaus zu einer Minderung von Risi-
ken fir Mensch und Umwelt entsprechend dem Fortschreiten wissenschaftlicher Erkenntnis und
technischer Entwicklung.

Die beiden Dimensionen des Vorsorgeprinzips sind Risiko*vorsorge und Ressourcenvorsorge. Ri-
sikovorsorge bedeutet, bei unvollstandigem oder unsicherem Wissen tber Art, Ausmaf3, Wahr-
scheinlichkeit sowie Kausalitdat von Umweltschdaden und -gefahren vorbeugend zu handeln, um
diese von vornherein zu vermeiden. Ressourcenvorsorge meint, mit den natirlichen Ressourcen
wie Wasser, Boden und Luft schonend umzugehen, um sie langfristig zu sichern und im Interesse
kinftiger Generationen zu erhalten. *°

WasserfuBabdruck Im Gegensatz zum direkten Wasserverbrauch rechnet der WasserfuRabdruck auch das indirekt
genutzte Wasser mit ein. Die in Produkten versteckte Wassermenge wird haufig als virtuelles
Wasser bezeichnet. Der WasserfuRabdruck ist die gesamte Menge Wasser, die Nationen, Unter-
nehmen oder Verbraucher*innen in Anspruch nehmen. >°

Wasserinfrastrukturen Alle langlebigen Einrichtungen und Anlagen materieller Art, die jegliche Art der Nutzung von
Wasser oder anderer mit dem Wasser verkniipften Ressourcen (z. B. Energie, Fische) oder Oko-
systemleistungen® ermdglichen oder die vom Wasser abhangig sind oder entscheidend davon be-
troffen werden kénnen.

Im Rahmen des Wasserdialogs wird der Begriff weit gefasst und beinhaltet u. a. vom Menschen
geschaffene — manchmal auch als ,,grau” bezeichnete — Infrastrukturen (z. B. Stauddmme, Kanéle
und Kanalnetze, Klaranlagen, Bewasserungsanlagen, Deiche, Messsysteme, digitale Infrastruktu-
ren wie Netzwerke und Rechenzentren) und von der Natur geschaffene — manchmal als ,,griin“
oder ,blau” bezeichnete — Infrastrukturen (z. B. Fliisse, Seen, Feuchtgebiete, Uberschwemmungs-
gebiete, Grundwasserkorper, Grundwasserversickerungsflachen).

Wasserhaushalt Teil des Naturhaushalts, der sich v. a. auf die mengenmaRige Betrachtung des Wassers in seinen
verschiedenen Zustanden und Raumen bezieht. Der Wasserhaushalt wird durch das Zusammen-
wirken der einzelnen Wasserhaushaltsgréen und deren Betrage beschrieben und vom Energie-
haushalt beeinflusst. Hauptkomponenten des Wasserhaushalts sind nach der Allgemeinen Was-
serhaushaltsgleichung: Niederschlag, Verdunstung, Abfluss und Speicherdnderung. Wichtige Spe-
zifikationen des Wasserhaushalts sind: a) Landschaftswasserhaushalt: Dies bedeutet, dass die
Wasserhaushaltskomponenten gebietsbezogen den naturnahen Landschaftsgegebenheiten” ent-
sprechen; b) Bodenwasserhaushalt; und c) Standortswasserhaushalt. 5!

Eine nachhaltige Nutzung der Wasserressourcen sichert die Funktionen des Wasserhaushalts, die
fur Mensch und Umwelt sowie fiir den Natur- und Landschaftsschutz erforderlich sind.

In Bezug auf den Wasserhaushalt schreibt das Wasserhaushaltsgesetz u. a. vor, dass Wasser spar-
sam zu verwenden, die Leistungsfahigkeit des Wasserhaushalts zu erhalten und eine VergroRe-
rung und Beschleunigung des Wasserabflusses sowie Beeintrachtigungen der direkt von den Ge-
wadssern abhdangenden Landdkosysteme und Feuchtgebiete zu vermeiden sind. 52

Wassernutzungen Dienstleistungen fiir Haushalte, 6ffentliche Einrichtungen oder wirtschaftliche Tatigkeiten, wie
die Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von Wasser aus einem Ge-
wasser; die Sammlung und Behandlung von Abwasser in Abwasseranlagen, die anschlieBend in
oberirdische Gewasser einleiten, Schifffahrt, Fischerei, Hochwasserschutz, Wasserkraft, Energie-
wirtschaft, industrielle und gewerbliche Nutzung inkl. Abfillung, Tourismus, Sport und Erholung
etc. sowie andere Handlungen mit Auswirkungen auf den Zustand eines Gewassers; also auch
Nutzungen Uber die Definition des WHG hinaus.

Laut WHG handelt es sich bei Wassernutzungen um alle Wasserdienstleistungen sowie andere
Handlungen mit Auswirkungen auf den Zustand eines Gewassers, die im Hinblick auf die Bewirt-
schaftungsziele nach den &§ 27 bis 31, 44 und 47 WHG signifikant sind.

Wasserdienstleistungen sind folgende Dienstleistungen fiir Haushalte, 6ffentliche Einrichtungen
oder wirtschaftliche Tatigkeiten jeder Art:

® Entnahme, Aufstauung, Speicherung, Behandlung und Verteilung von Wasser aus einem
Gewasser;

® Sammlung und Behandlung von Abwasser in Abwasseranlagen, die anschlieRend in
oberirdische Gewasser einleiten.

49 Zusammengefligt aus: Glossar Spurenstoffdialog des Bundes; Ergebnispapier Phase 2 (2019); und: Emde & Emde (1996): Umweltorien-
tiertes Handeln in Kreditinstituten. Hrsg. Dt. Sparkassenverband. Wissenschaft fir die Praxis, Bd. 10, S. 24.

50 Umweltbundesamt (2018): WasserfuRabdruck, https://www.umweltbundesamt.de/themen/wasser/wasser-bewirtschaften/wasserfuss-
abdruck#was-ist-der-wasserfussabdruck

51 Angelehnt an: Spektrum: Wasserhaushalt. Lexikon der Geowissenschaften, https://www.spektrum.de/lexikon/geowissenschaften/was-
serhaushalt/17995 (27.04.2021).

52 Wasserhaushaltsgesetz vom 31. Juli 2009 (BGBI. | S. 2585), das zuletzt durch Artikel 2 des Gesetzes vom 4. Dezember 2018 (BGBI. |

S. 2254) gedndert worden ist; §§ 5 und 6.
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Wasserwirtschaft Die Gesamtheit der Institutionen und MaRRnahmen zur Wasserversorgung >3, zur Entsorgung von
Abwasser und zur Regulierung des Wasserhaushalts >4, der Begriff ist somit dem des Wassersek-
tors gleichgestellt.

Wertschépfungskette Alle Aktivitaten (Schaffung von Werten und Ressourcenverbrauch), die notwendig sind, um ein
Produkt von seiner Konzeption Uber die verschiedenen Phasen der Produktion und Verarbeitung
zu den Endkonsument*innen zu bringen und schlieRlich nach Gebrauch zu entsorgen. 5>

53Z. B. UBA (2020): Wasserwirtschaft, https://www.umweltbundesamt.de/daten/wasser/wasserwirtschaft (27.04.2021).
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55 Wuppertal Institut fur Klima, Umwelt, Energie GmbH (Hrsg.) (2009): Kaskadennutzung von nachwachsenden Rohstoffen: Ein Konzept zur
Verbesserung der Rohstoffeffizienz und Optimierung der Landnutzung, https://epub.wupperinst.org/frontdoor/deliver/index/
docld/3303/file/WP180.pdf (27.04.2021).
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